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Bund 20 1 3/8 

Vorbemerkungen 

Vorlage an den Nationalrat 

Der Rechnungshof erstattet dem Nationalrat gemäß Art. 1 26d Abs. I 

Bundes-Verfassungsgesetz nachstehenden Bericht über Wahrneh­
mungen, die er bei mehreren Gebarungsüberprüfungen getroffen hat. 

Berichtsaufbau 

In der Regel werden bei der Berichterstattung punkteweise zusam­
menfassend die Sachverhaltsdarstellung (Kennzeichnung mit I an der 
zweiten Stelle der TextzahIl, deren Beurteilung durch den Rechnungs­
hof (Kennzeichnung mit 2), die Stellungnahme der überprüften Stelle 

(Kellnzeichnung mit 3 und im Kursilldruck) sowie die alInillige Gegen­
äußerung des Rechnungshofes (Kennzeichnung mit 4) aneinanderge­
reiht. Das in diesem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinhaltet allenfalls 
kaufmännische Auf- und Abrundungen. 

Alle personenbezogenen Bezeichnungen werden aus Gründen der 
Übersichtlichkeit und einfachen Lesbarkeit nur in einer Geschlechts­
form gewählt und gelten gleichermaßen für Frauen und Männer. 

Der vorliegende Bericht des Rechnungshofes ist nach der Vorlage über 
die Website des Rechnungshofes .. http://www.rechnungshof.gv.at .. ver­
fügbar. 
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BMASK 

BMG 

BMlfUW 

BMWf 

BMI 

BMG 

I nhal tsverzeich nis 

Wirkungsbereich der Bundesministerien f ür 
Arbeit, Soziales und Konsumentensch utz 
Gesundheit 

Arbeitnehmerschutz in Österreich 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für  
La nd- und Forstwirtschaf t, Umwelt und Wasserwirtschaf t 

Kanalsanierung in Gemeinden und Gemeindeverbänden der Länder 

5 

Kärnten, Oberästerreich und Salzburg 145 

Wirkungsbereich des Bundesministeri ums fü r  
Wissenschaf t und Forsch ung 

Studienvoranmeldung sowie Studieneingangs- und 
Orientierungsphase _________________ _ 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums fü r  
Inneres 

Außendienstpräsenz der Wiener Polizei; 
Follow-up-Überprüfung ______________ _ 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums fü r  
Gesundh ei t  

Labortarife bei ausgewählten Krankenversicherungsträgern ; 

227 

305 

Follow-up-Überprüfung 343 
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I nha l tsverzeichn is 

Ta bellen- und Abbildungsverzeichnis ____________ 9 

Abkürzungsverzeichnis 1 2  

Wirkungsbereich der Bundesministerien für 

Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 

Gesundheit 

Arbeitnehmerschutz in Österreich 

KURZFASSUNG ________________ 1 6  

Prüfungsablauf und -gegensla nd _____________ 3 5  

Entwicklung der Arbeitsunfalle und Berufskrankheiten ______ 36 

Rechtliche Grundlagen der Behörde Arbeitsinspektion ______ 43 

Strategie und Ziele ___________________ 45 

Steuerung der Arbeitsinspektorate _____________ 49 

Auswirkungen der Steuerungsinstrumente __________ 56 

Qua li tätssicherungsinstrumente ______________ 66 

Orga nisation der Arbeitsinspcktoratc ____________ 72  

Personal der Arbeitsinspektion ______________ 75  

Wirtschaftliche Entwicklung ______________ 80 
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Ziele und Strategie der Prävention der AUVA _________ 90 

Wirksamkeit der Prävention ______________ 97 

Finanzielle Entwicklung der AUVA im 
Aufgabenbereich Prävention ______________ 104 

Präventionseinheiten der AUVA _____________ 107 

Zusa mmenwirken der Arbeitsinspektorate und der AUVA ____ 1 23 

Schlussbemerkungen/Schlussempfehlungen _________ 131  

ANHANG Begriffe zum Arbeitnehmerschutz ____________ 1 37 
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Abkürzungsverzeichnis 

ArblG 
Art. 

ASchG 
ASVG 
AUVA 

B-BSG 
BFG 
BFRG 
BGBI. 
BIP 
BKA 
BM .. . 
BMASK 
BMF 
BMG 
BMLFUW 
BMLVS 
BMUKK 
BMVIT 
BMWFJ 
BRA 
bspw. 
BVA 
bzw. 

EDV 
etc. 
EU 
EUR 

Hrsg. 

Ld.g.F. 
Le.S. 
LH.v. 
ILO [engl.) 
inkl. 
IT 

Arbeitsinspektionsgesetz 
Artikel 
Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz 
Allgemeines Sozialversicherungsgesetz 
Allgemeine Unfallversicherungsanstalt 

Bundes-Bedienstetenschutzgesetz 
Bundesfinanzgesetz 
BundesfInanzrahmengesetz 
Bundesgesetzblatt 
Bruttoinlandsprodukt 
Bundeskanzleramt 
Bundesministerium ... 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
für Finanzen 
für Gesundheit 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
für Landesverteidigung und Sport 
für Unterricht, Kunst und Kultur 
für Verkehr, Innovation und Technologie 
für Wirtschaft, Familie und Jugend 
Bundesrechnungsabschluss 
beispielsweise 
Bundesvoranschlag 
beziehungsweise 

elektronische Datenverarbeitung 
et cetera 
Europäische Union 
Euro 

Herausgeber 

in der geltenden Fassung 
im engeren Sinn 
in Höhe von 
International Labour Organization 
i nklusive 
Informationstechnologie 
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Bund 201 3/8 

lil. 

m2 
Mio. 
Mrd. 

Nr. 
n.v. 

p.a. 

rd. 
RH 

S 
SGM 

TQM 
TZ 

u.a. 
UG 
ÜPA 

VBÄ 
vgl. 

WlFO 

Z 
z.B. 
z.T. 

litera 

Quadratmeter 
Million(en) 
Milliarde(n) 

Nummer 
nicht verfügbar 

per anno 

rund 
Rechnungshof 

Seite(n) 
Sicherheits- und Gesundheitsmanagementsystem 

Total Qual ity Management 
Textzahl(en) 

unter anderem 
Untergl iederung 
überplanmäßige Ausgaben 

Voll beschä ftigu n gsäqu iva I en te 
vergleiche 

Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung 

Ziffer 
zum Beispiel 
zum Teil 
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Bund 2013/8 

Wirkungsbereich der Bundesministerien für 

Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 

Gesundheit 

Arbeitnehmerschutz in Österreich 

Im Jahr 2009 fIel die bundesweite Kontrollquote der durch die 

Arbeitsinspektorate überprüften Arbeitsstätten auf rd. 1 4,7 % der 

vorgemerkten Arbeitsstätten nach 2\ ,6  % im Jahr 2006. Seit Jahren 

gab es keine einheitliche Amtskultur in den Arbeitsinspektoraten, 

sondern jedes Arbeitsinspektorat legte seine Leistungsschwerpunkte 

individuell fest. Die Kontrollquote der Arbeitsstätten schwankte zwi­

schen rd. 6 % und rd. 28 % und die der Arbeitnehmer zwischen 

rd. \8 % und rd. 54 0/0. 

Das Zentral-Arbeitsinspektorat hatte keine aktuelle Information 

darüber, wie viel Zeit und damit welche Kosten in die einzelnen Kern­

leistungsbereiche der Arbeitsinspektorate flossen. Durch eine umfas­

sende Neugestaltung der Aufsichtsbezirke könnten allein im Bereich 

der Führungskräfte Einsparungen in Höhe von rd. 500.000 EUR p.a. 

erzielt werden. 

Ein quantiflzierbarer Wirkungszusammenhang zwischen Präven­

tionsmaßnahmen der AUVA und der Reduktion der Arbeitsunfalle 

war nur bedingt herstellbar, weil mehrere Faktoren das Arbeitsun­

fallgeschehen beeinflussten. 

Das derzeitige Beitragssystem zur Unfallversicherung von 1,4 0/0 

der allgemeinen Beitragsgrundlage für alle unselbständig Erwerbs­

tätigen lieferte keinen unmittelbaren Anreiz ftir Unternehmen, ver­

mehrt Arbeitnehmerschutzmaßnahmen, die über den gesetzlichen 

Rahmen hinausgingen, zu treffen. 

Die AUVA beschäftigte sich seit mehr als einem Jahrzehnt mit der 

Reorganisation der Prävention, besonders des Unfallverhütungs­

dienstes. Dabei blieben Kernprobleme, wie z.B. die fehlende klare 

einheitlich interpretierte Strategie, fehlende Wirkungsziele, fehlende 

Wirkungsketten zwischen Ressourceneinsatz und Ergebnissen sowie 

unterschiedliche Aufgabeneriedigungje nach Organisation, ungelöst. 
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Prüfungsziel 

Entwicklung der 
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Berufskrankheiten 
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Lücken im Zusammenwirken zwischen den Arbeitsinspektoraten 

und der AUVA waren vor allem in den Bereichen Betriebsanla­

gengenehmigung, Auswertung von Beanstandungen, Abwick lung 

des Datenaustauschs sowie der Erfassung der Arbeitnehmer in den 

Arbeitsstätten deutlich erkennbar. 

Z iel der Gebarungsüberprü fung war die Beurteilung der W irksam­

keit und Effizienz der beiden größten Akteure im Arbeitnehmer­

schutz in Österreich: die Arbeitsinspektion a ls Kontrol lorgan des 

Bundes im Bereich arbeitnehmerschutzrechtlicher Bestimmungen 

und die A llgemeine Unfallversicherungsanstalt (AUVA) im Bereich 

ihres gesetzlichen Auftrags zur Prävention von ArbeitsunfaJIen I und 

Berufskrankheiten2• Darüber h inaus war die Zusammenlegung des 

Verkehrs-Arbeitsinspektorats im BMVlT mit der Arbeitsinspektion 

im BMASK per 1. Juli 201 2 Gegenstand der Überprüfung. (TZ 1 )  

Im Jahresdurchschnitt 2011 gab es bundesweit It. M ikrozen­

sus 3.574.300 unselbständig Erwerbstätige. Laut einer Erhebung 

der BundesanstaIt "Statistik Österreich" im Jahr 2007 unterlagen 

rd. 56010 der (selbständig und unselbständig) Erwerbstätigen 2Umin­

dest einer physisch und/oder psychisch belastenden Arbeitsbedin­

gung, rd. 1 3  % hatten 2Umindest eine ausgeprägte berufsbedingte 

gesundheitliche Beschwerde und rd. 5 % innerhalb eines Jahres 

einen Arbeitsunfall (ohne Wegunfälle). (TZ 2, 3) 

In Österreich reduzierte s ich die Anzahl der meldepflichtigen Arbeits­

unfälle in den Jahren 1998 bis 2008 von 105.770 auf 66.528 bzw. 

um rd. 37 0/0. Dies entsprach dem Trend in der EU- 1 5. Die rückläu­

figen Unfallzahlen waren u.a. auf die ständige Weiterentwicklung 

der Arbeitnehmerschutzvorschriften, den aktuellen Stand der Tech­

nik, die Präventionsmaßnahmen sowie d ie konjunkturellen Entwick­

lungen zurück2Ufiihren. Die Anzahl der Fälle von Lärmschwerhörig­

keit hatte s ich von rd. 400 im Jahr 2000 auf rd. 800 im Jahr 2011 

verdoppelt und stellte zugleich die größte Gruppe der anerkannten 

1 Ein Arbeitsunfall ist ein Unfall. der sich i m  önlichen. zeitlichen und ursächlichen 
Zusammenhang mit der Ausübung der berunichen Tätigkeit ereignet hat. 

Z Berufskrankheiten entstehen durch eine länger andauernde Einwirkung von Schad­
stoffen auf den menschlichen Organismus im Rahmen der versichenen Tätigkeit. Sämt­
liche lenlschädigungspflichlige) anerkannte Berufskrankheiten werden in Anlage I zu 
§ 177 ASVG geregell. 

Bund 2013/8 
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Kurzfassung 

Arbeitsinspektion 

Bund 201 3/8 

Arheitnehmerschutz in Österreich 

Berufskrankheiten dar. Gleichzeitig war die Anzahl der Asthma­

und Hauterkrankungen rückläufIg. (TZ 6, 8) 

Die Unfallrate (Arbeitsunfälle pro 1 .000 Arbeitnehmer) lag bei den 

größeren Unternehmen mit 21 bis 500 Arbeitnehmern deutlich höher 

als bei Unternehmen mit 20 und weniger Arbeitnehmern; bei den 

größten Unternehmen ab 500 Arbeitnehmern lag sie wieder etwas 

niedriger: (TZ 7)  

Unternehmensgröße 

bis 10 Arbeitnehmer 

11 bis 20 Arbeitnehmer 

21 bis 500 Arbeitnehmer 

ab 500 Arbeitnehmer 

Quelle: AUVA 

Unfallrate 
(- Arbeitsunfälle pro 1.000 Arbeitnehmer) 

9 

17 

22 

16 

Die gesamtwirtschaftlichen Kosten aus physischen und psychischen 

Belastungen in der Arbeitswelt schätzte das WlFO im Jahr 2008 auf 

bis zu rd. 6,4 Mrd. EUR jährlich bzw. rd. 2,5 Ofo des BlP. Diese Zah­

len unterstrichen d ie Bedeutung des Arbeitnehmerschutzes mit dem 

Ziel der Reduktion von Belastungen zum Schutz des Lebens und der 

Gesundheit der Arbeitnehmer. (TZ 5) 

Aufgaben und Kompetenzverteilung 

Die Arbeits inspektion hatte gemäß §§ I und 3 Arbeits inspektionsge­

setz (ArbIG) die Einha ltung der dem Schutz der Arbeitnehmer die­

nenden Rechtsvorschr iften und behördlichen Ver fügungen zu über­

wachen. Die KompetenzverteiJung, die untersch iedlichen Zielgruppen 

und die Aufsichtsbehörden im Arbeitnehmerschutz in Österreich 

stellten sich wie folgt dar : (TZ 9, 10) 
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Kurzfassu ng 

Legistik 

Bund - BMASK 

Bund - BMASK 
(seit 1. Juli 2012); 
früher BMVIT 

Bund - Grundsatz­
gesetzgebung (BMASK) 
Länder - Ausführungs­
gesetzgebung 

Bund - BKA 

Länder 

1 inkl. Bundeslehrer 

Zielgruppe 

Arbeitnehmer - allgemein 

Arbeitnehmer in Verkehrsbetrieben 

Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft 

Bundesbedienstetel 

Landes- und 
Gemeindebedienstete2• 3 
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Aufsichtsbehörde 

Arbeitsinspektion (BMASK) 

Zentral-Arbeitsinspektorat Verkehr 
(BMASK); früher: Verkehrs-Arbeits­
inspektion (BMVIT) 

Land- und Forstwirtschafts­
inspektionen.  eingericht�� als 
Landesbehörden bei den Amtern 
der Landesregierungen 

Arbeitsinspektion (BMASK) 

meist Bedienstetenschutz­
�ommissionen. eingerichtet bei den 
Amtern der Landesregierungen 

2 sofern diese nicht in Betrieben der länder bzw. Gemeinden beschäftigt waren 

Für Landeslehrer galt: Gesetzgebung Bund (BMUKK), Vollziehung länder; Aufsichtsbehörde: nach Landesgesetzlichen 

Vorschriften berufene Organe der länder; Ausnahme: lehrer für öffentliche land- und forstwirtschaftliehe Berufs- und 

Fachschulen; dort galt: Gesetzgebung Bund (BMLFUW). 

QueUe: BMASK 

18 

Während der Gebarungsüberpru fung übertrug das 2. Stabilitäts­

gesetz 2012 mit Wirkung 1 .  Juli 2012 die Agenden des Verkehrs­

Arbeits inspektorats vom BMVIT an das BMASK. Dies war ein Schritt 

zur Bereinigung der Kompetenzzersplitterung, dennoch verblieb 

Handlungsbedarf zur Vereinheitlichung hinsich tlich der Arbeitneh­

mer-Schutzbestimmungen und der Behördenorganisation. (TZ 1 0) 

Bei den österreichweit 20 Arbeits inspektoraten waren im Jahr 201 1  

in Summe 2.B65.298 Arbeitnehmer erfasst, bei der vormaligen Ver­

kehrs-Arbeits inspektion im Jahr 2010 in Summe 123.153 Arbeitneh­

mer. Weitere 217.720 VollbeschäftigungsäquivaIente (VBÄ) waren 

im Länder- und Gemeindebereich (ohne Betriebe) tätig (Stand 2009). 

In der Land- und Forstwirtscbaft waren 63.268 Bedienstete gemel­

det (Stand 2010). (TZ 10) 

Strategie und Ziele 

In der Österreich ischen Arbeitsschutzstrategie 2007-2012 fehlten 

- entgegen einer diesbezüglichen Entschließung des Europäischen 

Rates - messbare Ziele zur weiteren Verringerung der Arbeitsun­

falle und der Inzidenz von arbeitsbedingten Erkrankungen. Insbe­

sondere das Ziel der Senkung der Arbeitsunfallquoten EU-weit um 

25 Ofo wurde n icht auf Österreich umgelegt. Auch ein strateg isches 

Gesamtdokument fehlte. (TZ 11) 
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Bund 2013/8 

Arbeitnehmerschutz in  Österreich 

In der Rahmenstrategie 2007 im Arbeitsschutz defmierte das BMASK 

die strategische Positionierung der Arbeitsinspektion in der Arbeits­

welt und legte Kernkompetenzen der Arbeitsinspektion sowie deren 

sieben Kernleistungen und Ziele fest. Die drei operativ bedeutends ­

ten Kemleistungen waren demnach: Kontrolle, Partei stellung in Ver­

waltungsverfahren und rechtsverbindliche Beratung. (TZ 1 2) 

Kontrollbedarf und Ressourcenmodell 

Das ArblG enthielt keine exakten Festlegungen bezüglich der Koor­

dination der Tätigkeit der Arbeitsinspektorate durch das Zentral­

Arbeitsinspektorat. Das Gesetz erö ffnete dadurch die Möglichkeit 

für unterschiedliche Vorgangsweisen in den einzelnen Arbeitsin­

spektoraten bei der Aufgabenerledigung. (TZ 1 3 ) 

Im überprüften Zeitraum 2007 bis 2011 gab es keine Vorgaben 

des BMASK hinsichtlich des Überprüfungsinterva lls der jeweiligen 

Arbeitsstätten (Kontrollquote) durch die Arbeitsinspektoren. Im 

Jahr 2009 fIel die bundesweite Kontrollquote der durch die Arbeits­

inspektorate überprüften Arbeitsstätten auf rd. 14,7 % der vorge­

merkten Arbeitsstätten (im Jahr 2006 noch 2 1 , 6  0/0). (TZ 13) 

Ziel des vom BMASK im Jahr 2010 entwickelten neuen Ressour­

cenmodells war eine gleichmäßige Verteilung des Personals auf 

die bestehenden Arbeitsinspektorate. Nach diesem Modell wären 

bspw. zur Gewährleistung eines einjährigen Überprüfungsinterva lls 

bei sämtlichen Arbeitsstätten statt der vorhandenen rd. 300 bis zu 

2.020 Arbeitsinspektoren notwendig. (TZ 1 3) 

Das neue Ressourcenmodell hatte keine Aufgabenkritik und keine 

efflzienzsteigernden Ma ßnahmen zum Gegenstand. (TZ 1 3) 

Aufbauorganisation und Struktur der Arbeitsinspektion 

Die Arbeitsinspektion bestand aus dem im BMASK angesiedelten 

Zentral-Arbeitsinspektorat und 20 nachgeordneten Arbeitsinspek­

toraten. 19 davon waren für jeweils einen regional zugeordneten 

Aufsichtsbezirk zuständig; die Zuständigkeit des Arbeitsinspektorats 

für Bauarbeiten erstreckte sich auf sämtliche Baustellen des mehrere 

Aufsichtsbezirke umfassenden Großraums Wien. Zusätzlich waren 

bei sieben Arbeitsinspektoraten Arbeitsinspektionsärzte bestellt; sie 

waren damit oftmals für mehrere Aufsichtsbezirke zuständig. Das 
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Zentral-Arbeitsinspektorat war in der Sektion V II des BMASK als 

eigene Gruppe mit sechs Abteilungen eingerichtet. (TZ 1 4) 

Die Anzahl der Arbeits inspektorate und damit verbunden die Ein­

teilung der Au fsichtsbezirke war h istorisch gewachsen und blieb in 

den letzten Jahrzehnten unverändert. Die Kleinteiligkeit der Arbeits­

inspektorate mit jeweils etwa 20 M itarbeitern war nicht mehr zeit­

gemäß und entsprach nicht mehr der w irtschaftlichen Entwicklung. 

Der R H  sah die Konzentration der Arbeitsinspektionsärzte auf sie­

ben Standorte als Good-practice-ModelJ für eine Organisationsre­

form der Arbeitsinspektorate. (TZ 1 4) 

Das BMASK und das ZentraJ-Arbeits inspektorat nutzten das neue 

Ressourcenmodell n icht für eine umfassende Neugestaltung der Auf­

sichtsbezirke, obwohl es wesentliche Anhaltspunkte dafür enthielt. 

Allein die mit einer Neuorganisation der Arbeitsinspektion zu einem 

Aufsichtsbezirk je Bundesland verbundene Reduktion an Führungs­

kräften könnte Einsparungen in Höhe von rd. 500.000 EUR p.a. 

erzielen. Weiters ließen das BMASK und das ZentraJ-Arbeitsinspek­

torat sowohl die Anregungen des Senior Labour Inspectors Comittee 

aJs auch der internen Revision des BMASK unberücksichtigt. (TZ 1 4) 

Steuerung 

Im Jahr 2006 fUbrte das Zentral-Arbeitsinspektorat eine jährliche 

Arbeitsplanung mit Themenschwerpunkten als Konsequenz auf ein 

EU-Audit aus dem Jahr 2003 ein. Allerdings umfasste diese Arbeits­

planung nur Teilbereiche der Kontrolltätigkeit der Arbeitsinspek­

torate. (TZ 1 5) 

Im Rahmen des TotaJ QuaJity Management Projekts während der 

Jahre 1999 bis 2007 wurden u.a. Kennzahlen für die Wirkung der 

Arbeits inspektion zu allen drei Kernleistungen ( "Kontrolle", "Par­

teistellung" und "Beratung") erarbeitet. E ine  Auswertung von zwei 

Kennzahlen der Jahre 2005 und 2006 zeigte den unterschiedlichen 

Wirkungsgrad der Arbeits inspektionen deutlich: Der .Anteil der 

behobenen Mängel bei Fo lgekontrollen innerhaJb von drei Jahren" 

differierte zwischen rd. 55  0/0 und rd. 92 0/0 je Arbeits inspektorat; 

der "Anteil der erfüllten Arbeitnehmerschutzauflagen" schwankte 

zwischen den Arbeits inspektoraten zwischen rd. 62 0/0 und rd. 91 Oio. 

Aus diesen W irkungskennzahlen leitete das ZentraJ-Arbeitsinspek­

torat keine Ziel vorgaben für die regionalen Arbeitsinspektorate ab. 

Die Erhebung der Kennzahlen wurde mit der Erhebung im Jahr 2006 

eingestellt. (TZ 16) 
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Bund 2013/8 

Arbeitnehmerschutz in Österreich 

Ressourcenverteilung in den Arbeits inspektoraten 

Die 20 regiona len Arbeitsinspektorate waren weitgehend frei bei 

der operativen Gestaltung ihrer Tätigkeit. Es gab seit Jahren keine 

einheitliche Amtskultur in d en 20 Arbeitsinspektoraten, weil jedes 

Arbeitsinspektorat seine Leistungsschwerpunkte individuell fest­

legte. Die zentrale Kemleistung Kontrolle schwankte im Jahr 2006 je 

nach Arbeitsinspektorat zwischen rd. 1 7 % und rd. 37 % gemessen 

am gesamten Ressourceneinsatz. Die beiden weiteren Kernleistungen 

(ParteisteI lung und Beratung) betrugen je nach Arbeitsinspektorat 

im Jahr 2006 zwischen rd. 12  % und rd . 29 % des Ressourcenein­

satzes. Der Anteil der proaktiven Amtshandlungen je Arbeitsinspek­

torat (ausgenommen Bau-Arbeitsinspektorat) lag im Jahr 201 1  zwi­

schen rd. 16 % und rd. 52 %. Dies war eine Folge der mangelnden 

zentralen Steuerung wie auch der fehlenden Analyse der Gründe 

für die unterschiedliche Leistungsausprägung. (TZ 1 7) 

Die Leistungserbringung je Vollbeschäftigungsäquivalent (VBÄ) in 

den drei Kemleistungen (Kontrolle, ParteisteIlung und Beratung) 

zeigte in den einzelnen Arbeitsinspektoraten große Untersch iede. 

Vier der 1 9  ArbeitsinspektorateJ lagen deut lich über dem Schnitt 

von rd. 444 Amtshandlungen je V BÄ und wiesen Werte zwischen 

712 und 563 Amtshandlungen je VBÄ auf. Auffallend war hier, dass 

es selbst in dieser Spitzengruppe deutliche Unterschiede in den drei 

Kemleistungsbereichen gab. (TZ I B) 

Die Kontrollquoten sowohl der Arbeitsstätten als auch der Arbeit­

nehmer im Jahr 2011 wiesen erhebliche regiona le Unterschiede auf. 

So lag die Streuung der Kontrollquote der Arbeitsstätten zwischen 

rd. 6 % und rd. 28 % und die der Arbeitnehmer zwischen rd. 1 8  0/0 
und rd. 54 %. (TZ 1 9) 

Die Kernleistung "Kontrolle" sank in den Jahren 200B bis 2011 

bundesweit um rd. 1 5  0/0. Der Ausbau der Beratungstätigkeit 

(rd. + 26, I 0/0) ging zu Lasten der Kontrolltätigkeit und basierte 

n icht auf quantifizierten Zielvorgaben. (TZ 20) 

3 Das ArbeilSinspektorat rar Bauarheilen rur Wien und Teile Niedcröslcrrcichs war mit 
den anderen 19 regionalen Arhcils;nspektoratcll nur bedingt vergleichbar. 
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Rahmenvereinbarung Wirkungsorientierte Steuerung 

Für das Jahr 201 2 schloss das Zentral-Arbeitsinspektorat zur Vor­

bereitung der Haushaltsrechtsreform 201 3 mit den Arbeitsinspek­

toraten d ie sogenannte Rahmenvereinbarung Wirkungsorientierte 

Steuerung als Leis tungsvereinbarung ab. Die Zielvorgaben in der 

Rahmenvereinbarung waren durch die Orientierung am Durchschnitt 

der Leistungserbringung der Arbeitsinspektorate z.T. wenig ambiti­

oniert. Eine der Hauptintent ionen der Rahmenvereinbarung - die 

Stabilis ierung der Erbringung der Kern leistungen - war nur z.T. 

geglückt, weil nur die Kontrolle als eine der drei Kernleistungen 

detailliert geregelt wurde. Für die Kernleistungen Teilnahme an 

behördlichen Verhandlungen (ParteisteIlung) und Beratung gab es 

weiterhin keine mengenmäßigen Vorgaben. (TZ 2 1) 

Qualitätssicherung 

Das Zentral-Arbeitsinspektorat steuerte die einheitliche Umsetzung 

der Arbeitnehmerschutzbestimmungen (z.B. bei Unfa llerhebungen 

oder bei gemeinsamen Schwerpunktaktionen in den Arbeits inspek­

toraten) durch die Arbeitsinspektoren mittels Er lässen. In den Jah­

ren 2007 bis 201 1  s tieg die Anzahl der Erlässe von 786 auf 969 bzw. 

um rd. 2 3  Ofo an. Im Jahr 2011 umfassten die Erlässe rd. 2.500 Sei­

ten. (TZ 22) 

Das Schlüsselzahlenverzeichnis enth ielt ansatzweise Beschreibungen 

von Umfang und Inhalt der Leistungen der Arbeitsinspektion und 

diente zur Erfassung der Tätigkeiten der Arbeitsinspektoren. Die 

Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit der Leistungserbringung war 

nicht gewährleistet. Im Zuge des extern begleiteten Total Quality 

Management Projekts (TQM-Projekt) in den Jahren 2000 bis 2006 

wurde u.a. ein Qualitätshandbuch entwickelt. Dieses enthielt Wert­

ha ltungen und Ziele, jedoch keine konkreten Festlegungen Ftir die 

Qualität der zu erbringenden Leistungen der Arbeitsinspektion. Zur 

Sicherung der Qualität setzte das TQM-Projekt auf Eigenüberwa­

chung. Dies Ftihrte zu sehr heterogenen Qualitätszielen in den ein­

zelnen Arbeitsinspektoraten. Weder das Schlüsselzablenverzeichnis 

noch die E igenüberwachung aus dem TQM-Projekt waren geeignet, 

die Qualität der Leistungserbringung der einzelnen Arbeitsinspek­

torate zu standardisieren und zu überwachen. (TZ 23) 
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Bund 2013/8 

Arbeitnehmerschutz in Österreich 

Im Zuge der Fach- und Dienstaufsicht führte das ZentraI-Arbeits­

inspektorat bei den ArbeitsinspektorateD örtliche Einschauen durch. 

Die E inschau "a lt" (praktiziert bis einschließlich 2011) war aufgrund 

ihres zeitlichen und organisatorischen Aufwa nds nicht geeignet, die 

Qualität in den Arbeitsinspektoraten zu sichern. Die E inschaufre­

quenz lag bei durchschnittlich etwa einer Einschau "alt" je Arbei ts­

inspektorat in rd. 21 Jahren. In  den Jahren 1995 bis 201 1  fa nden in 

vier Arbeitsinspektoraten keine Einschauen statt. (TZ 24)  

Im Jahr 2012 wurde die Einschau "neu" gestartet. Sie verband die 

E inschautätigkeit vor Ort mit einer quartalsweisen Kennzahlenbe­

obachtung durch das ZentraI-Arbeitsinspektorat. Die Auswahl der 

zu überprüfenden Arbeits inspektorate war b islang insofern zu wenig 

strategisch und zu vergangenheitsorientiert, als ausschließl ich seit 

dem Jahr 1995 nicht überprüfte Arbeitsinspektorate ausgewäh lt 

wurden. (TZ 25) 

Mit dem sogenannten Ampelsystem ab dem Jahr 2002 hing d ie 

HäufIgkeit der Kontrollen von Arbeitsstätten vo n der statistischen 

Gefährdung der Arbeitnehmer im Betrieb ab. Zusätzlich nahm der 

Arbeitsinspektor eine relative E inschätzung des Gefährdungspoten­

zia ls einer Arbeitsstätte vor. Ab dem Jahr 2013 sollte das sogenannte 

Prior itätspunktesystem das Ampelsystem ablösen. Der Handlu ngs­

bedarf für eine Kontrolle errechnete sich hiebei aus der Unfallhäu­

fIgkeit in der Branche, der A nzahl der Arbeit nehmer im Betrieb 

und dem Zeitpunkt der letzten Kontrolle durch d ie Arbeitsinspek­

tion. Das Prior itätspunktesys tem rückte jedoch die Unfallpräven­

tion in den Mittelpunkt. Eine allgemeine E inschätzung des Gefahr­

dungspotenzials der Arbeitsstätte durch den Arbeitsinspektor floss 

nicht mehr ein. (TZ 26) 

Strafanzeigen 

Bei einer nicht schwerwiegenden Übertretung arbeitsschutzrecht­

licher Bestimmungen war der Arbeitgeber vom Arbeitsinspekto­

rat schriftlich aufzufordern, innerhalb einer angemessenen Frist 

den rechtmäßigen Zustand herzustellen. Bei einer schwerwiegenden 
Über tretung war ohne vorausgehende Aufforderung Stra fanzeige 

bei der Bezirksverwaltungsbehörde durch d ie Arbeits inspektorate 

zu erstatten. Der Strafrahmen lag zwischen 4 1  EUR u nd 4. 140 EUR. 

Bundesweit gab es keine einheitliche Regelung (Strafkatalog) zur 

Bemessung des vom Arbeitsinspektorat zu beantragenden Stra faus­

maßes der Arbeitsinspektorate. (TZ 27) 
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Organisation der Arbeitsinspektorate 

Die Leistungserbringung der Arbeitsinspektoren konnte von den 

Führungskräften kaum überwacht und gesteuert werden, weil dazu 

sowohl die geeigneten Instrumente als auch die Vorgaben fehl­

ten. Auch verhinderte die Geschäftsordnung einen größeren Ein­

fluss der Leitungsorgane auf die Arbeitsinspektoren. In Wien war 

- zusätzlich zu den in den e inzelnen Arbeits inspektoraten beste­

henden Verwa ltungsstellen - für Post- und Chauffeurdienste e ine 

"zentra le Verwaltungsstelle der Arbe itsinspektion W ien" eingerich­

tet. Diese zusätzliche E inrichtung war nicht wirtschaftlich. (TZ 28) 

Der arbeitsinspektionsärztliche Dienst bestand bundesweit aus zwölf 
Ärzten in s ieben Standorten. Angesichts der hohen zeitlichen Inan­

spruchnahme der Ärzte der Arbeits inspektionen im Großraum Wien 

im Rahmen der FreisteUungen von schwangeren Arbeitnehmerin­

nen war eine Konzentration der Tätigke it des arbeitsinspekt ions­

ärztlichen Dienstes auf die Au fgaben im Rahmen des Arbeitneh­

merlnnenschutzgesetzes (ASchG) vorteilhaft. (TZ 29) 

Personal der Arbeitsinspektion 

Der Personalstand der Arbeitsinspektion lag im Jahr 201 1 bei ins­

gesamt rd. 428 V BÄ; davon rd. 45 V BÄ im Zentral-Arbeitsinspek­

tora t und rd. 383  V BÄ in den Arbeitsinspektoraten. E ine Reduktion 

des Personals erfo lgte in den Jahren 2007 bis 2011 überwiegend in 

den Arbeits inspektoraten um 24,7 V BÄ bzw. um rd. 6,1 %, wäh­

rend das Zentral-Arbeits inspektorat mit - 0,90 V BÄ davon weni­

ger betroffen war. Der überwiegend als Overhead zu bezeichnende 

Anteil der M itarbeiter des Zentral-Arbeitsinspektorats, der Füh­

rungskräfte in den Arbeitsinspektora ten, des Sekretariatspersonals 

und der sonstigen Mitarbeiter lag in den Jahren 2007 bis 201 1  bei 

durchschnittlich rd. 44 %. (TZ 30) 

Das durchschnittliche A lter der Mitarbeiter in der Sektion V I I  

Arbeitsrecht und Zentral-Arbe itsinspektorat (Stichtag 1 .  März 201 2) 

betrug 46,9 Jahre; fast die Hälfte der M itarbeiter der Arbeits inspek­

torate war älter a ls 50 Jahre. Aufgrund von Pensionierungen und 

dem laut Sparprogramm der Bundesregierung geplan ten E insparen 

von P lanstellen würde s ich bis 201 6  bei den Arbeits inspektoraten 

eine Personallücke von 24 Mitarbeitern ergeben. E ine vorausschau­

ende Personalplanung fehlte aber. (TZ J 1) 
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Bund 201 3/B 

Arbeitnehmerschutz in Österreich 

Das Zentral-Arbe itsinspektorat teilte das Personal an d ie Arbe its in­

spektorate nach der von ihm e ingeschätzten Mindestausstattung an 

Expertenwissen zu. Sämtliche Fachgebiete in e inem Arbeits inspek­

torat abzudecken, war nicht zweckmäßig, weil dadurch bedarfsun­

abhängig hohe PersonalfLXkosten entstanden. (TZ 32) 

1 1 5  Bedienstete hatten bis April 20\ 2 mindestens eine Nebenbeschäf­

tigung gemeldet; 106 davon (rd. 92 0/0) waren Arbe its inspektoren. 

Von den Nebenbeschäftigungen betrafen rd. 80 % eine Lehrtätig­

keit bei diversen Bildungsinstituten. Das Zentral-Arbeitsinspekto­

rat regelte seit dem Jahr 2006 im Code of Conduct d ie zulässigen 

Nebenbeschäftigungen der Arbe itsinspektoren. D ie im Arbeitsin­

spektorat geübte Praxis der nur einmaligen Prüfung der Zulässig­

keit von Nebenbeschäftigungen (bei Genehmigung) genügte n icht, 

um die Unbefangenheit der Arbeits inspektoren zweifelsfrei s icher­

zustellen. (TZ 3 3) 

Wirtschaftliche Entwicklung 

Die Gesamtausgaben der Arbeitsinspektion stiegen in den Jah­

ren 2009 bis 201 1 von rd. 29,49 Mio. EUR auf rd. 30,60 M io. EUR 

bzw. um rd. 4 Ofo. Dabei nahmen die Ausgaben des Zentral-Arbeits­

inspektorats in den Jahren 2009 bis 201 1  mit e inem Anstieg von 

rd. 2,74 M io. EUR auf rd. 3,06 M io. EUR bzw. um rd. 12  Ofo stär­

ker zu als jene be i den Arbeits inspektoraten (rd. 3 0/0). D iese Aus­

gabenversch iebung stellte e ine Versch iebung zugunsten des Over­

heads dar. (TZ 3 5) 

In den Jahren 2006 bis 2010 wichen die budgetierten von den tat­

säch lichen Sachausgaben im Bere ich der Arbeits inspektorate regel­

mäßig und merklich ab. Dies ließ auf regelmäßige Planungsfehler 

schließen. (TZ 35) 

Die Abrechnungssysteme des Zentral-Arbeitsinspektorats und der 

Arbeits inspektorate waren getrennt. Das war angesichts der im 

Wesentl ichen einheitlichen AufgabensteIlung von Zentral-Arbe its­

inspektorat und Arbeits inspektoraten n icht wirtschaftlich und im 

Sinne der Transparenz nicht gerechtfertigt. (TZ 3 5) 
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Das BMASK bildete in den Jahren 2006 bis 2010 insgesamt 

rd. 2,B3 M io. EUR Rücklagen durch Einsparungen im Sachausga­

benbereich, während die Personalausgaben im gleichen Ze itraum 

um rd. 2,B7 M io. EUR überschritten werden durften. Diese wider­

sprüchliche Vorgangsweise war möglich, weil innerhalb des Minis­

ter iums die Personal- und Sachausgaben rur die nachgeordneten 

Arbe itsinspektorate getrennt voneinander budgetiert wurden. Erst 

im Jahr 2011 zog das BMASK die Rücklagen rur die Finanzierung 

der Überschreitungen heran. (TZ 36) 

Die Ausgaben des Verkehrs-Arbe itsinspektorats stiegen in den Jah­

ren 2007 b is 201 1 von rd. I,B2 Mio. EUR auf rd. I,B4 Mio. EUR 

bzw. um rd. I Ofo. Rund 3B Ofo des rur das Verkehrs-Arbeitsinspek­

torat tätigen Personals war mittels Arbe itsle ihverträgen beschäftigt. 

Diese verursachten rd. 42 Ofo der Gesamtausgaben des Verkehrs­

Arbeitsinspek torats. D ie vom BMVIT rur das Jahr 2012 gegenüber 

dem Vorjahr überdurchschnittlich erhöht budgetierten Ausgaben in 

Höhe von 2, 1 M io. EUR (+ 14 0/0) rur das Verkehrs-Arbeits inspek­

torat b ildeten die Basis rur die E insparungen im Bere ich des Ver­

kehrs-Arbeitsinspektorats. Dadurch würde die beabsichtigte Redu­

zieru ng der Ausgaben im Bere ich des Verkehrs-Arbeits inspektorats 

be i rd. 90.000 EUR p.a. liegen. Das Einsparungspotenzial hätte auf 

der Basis des Erfolgs vom Jahr 201 1 anstelle des überdurchschnitt­

lich erhöhten Budgetwerts rur das Jahr 2012  berechnet werden 

müssen. (TZ 37) 

Das BundesfInanzrahmengesetz 2011-20 1 4  (BFRG 2011-2014) ging 

von restriktiven Budgetvorgaben rur die Arbe its inspektorate aus. 

Dies hätte im L aufe des Jahres 201 3  zu e inem fmanziellen E ngpass 

vo n rd. 3,B4 M io. EUR geruhrt. Das BMASK entschied sich in der Folge 

- anstelle von Reorganisationsmaßnahmen - rur eine kontinuier­

liche Ausweitung des Ausgabenrahmens von rd. 27,54 M io. EUR im 

Jahr 2011 auf rd. 32,42 M io. EUR im Jahr 201 6  bzw. um rd. 17,7 Ofo. 

Eine strategische Begründung rur dieses Verlassen des Sparkurses 

fehlte aber. Konsequente Sparmaßnahmen hätten nach Ansicht des 

R H  die strukturell notwendigen Änderungen bei Organisatio n und 

Aufgabenerrullung im Bere ich der Arbe itsinspektorate erheblich 

unterstützt. (TZ 3B) 
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Bund 2013/8 

Arbeitnehmerschutz in Österreich 

Aufgaben der AUVA im Bere ich der Prävention 

Die Aufgabenerfüllung der Prävention erfolgte in der AUVA über 

zwei  Prävent ionse inheiten: den Unfallverhütungsdienst (UVD) nach 

ASVG und im Rahmen des Modells .. AUVAsicher" nach ASchG: 

(TZ 39) 

Der Unfallverhütungsdienst zur Vorsorge für die Verhütung von 

Arbe itsunfällen und Berufskrankheiten war be i der HauptsteIle der 

AUVA in W ien und in den vier Landesstellen bzw. den dazugehö­

rigen fünf Außenstellen der AUVA als eigene Abteilung eingerich­

te t. (TZ 39, 49) 

Zur Erfüllung der arbe itnehmerschutzrechtlichen Verpfl ichtungen 

stand AUVAs icher Unternehmen mit b is zu 50 Arbe itnehmern bzw. 

bei mehreren Arbe itsstätten bis zu 250 Arbeitnehmern kostenlos zur 

Verfügung. Die AUVA be tr ieb dieses Mode ll im Rahmen ihrer neun 

Präventionszentren in den Bundesländern. Die AUVAs icher-Mitar­

beiter waren als Präventivfachkrä fte vom Unternehmer beauftragt. 

Aufgrund se iner rechtlichen Gestaltung stellte AUVAsicher eine Art 

Unterne hmensförderung dar. (TZ 39, 49, 50) 

Im Ergebnis verfolgten sowohl der Unfallverhütungsdienst als auch 

AUVAsicher die gleiche Zielsetzung. Aufgrund dessen war diese Auf­

bauorganisation anfallig für Doppelgleis igkeiten, Synergieeffekte 

wurden nicht erhoben. (TZ 49) 

S trateg ische Ziele der AUVA in der Prävention 

Die grundlegende strategische Ausrichtung der AUVA im Bere ich 

der Prävention basierte auf dem im Juni 2009 vom Verwaltungs­

ausschuss des Vorstands der AUVA beschlossenen Leistungsportfolio 

der AUVA. Im September 2009 überarbeitete die AUVA auf Grund­

lage der Empfehlungen eines externen Beraters die im Leistungs­

portfolio entha ltenen Strategien und Ziele für den Bereich der Prä­

vention. Übergeordnete, quantifizierte Zie lwerte und Zeitrahmen 

für deren Umsetzung fehlten a llerdings; d ie Ziele waren n icht mit 

der mittelfristigen Budgetplanung der AUVA verbunden. (TZ 40) 
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Forum Prävention 

Das Forum Prävention war die wesentlichste Informationsveran­

staltung fiir Personen des Arbeitnehmerschutzes sowie alle darüber 

hinaus Interessierten. Die AUVA verzeichnete in den Jahren 2007 

bis 201 1 einen Anstieg der Teilnehmer von 695 auf 1. 106 bzw. um 

rd. 59 0/0. Sie betrieb aber keine ausreichend gezielte Kundenan­

sprache, um das Potenzial des Forums Prävention als Informations­

bzw. Bildungsveranstaltung fiir alle mit dem Arbeitnehmerschutz 

befassten Personen vollständig ausschöpfen zu können. So waren 

die Arbeitsinspektoren nicht als eigene Zielgruppe definiert. Unklar 

blieb, welche Personengruppe in welcher Intensität angesprochen 

werden sollte. (TZ 4 1 )  

Projekt "Sicherheits- und Gesundheitsmanagementsystem" 

Bereits seit dem Jahr 2002 bot die AUVA ein Sicherheits- und 

Gesundheitsmanagementsystem (SGM) fiir Unternehmen mit dem 

Ziel an, gesundheitsrelevante Themen in die Unternehmensorgani­

sationen einzubringen. Neben Zertiflzierungen nach SGM bot die 

AUVA auch Beratungsleistungen sowie Seminare und Ausbildungen 

in diesem Zusammenhang an. Operativ fehlten eine Definition des 

Umfangs, die Festlegung des potenziellen Marktes sowie die finanz­

technische Abgrenzung der Ausgaben und Kosten fiir das Projekt 

SGM. Ferner fehlte fiir das Projekt SGM ein ausdrücklicher gesetz­

licher Auftrag an die AUVA. (TZ 42) 

Wirksamkeit der Prävention 

Ein quantiflzierbarer Wirkungszusammenhang zwischen Präven­

tionsmaßnahmen und der Reduktion der Arbeitsunfälle war nur 

bedingt herstellbar, weil mehrere Faktoren das Arbeitsunfallge­

schehen beeinflussten. Bspw. wurden bei der AUVA-Präventions­

kampagne "Baba und fall net" zur Vermeidung von Sturzunfäl­

len unselbständig Erwerbstätiger im Zeitraum von Oktober 2007 

bis Dezember 2009 laut AUVA 6.858 Sturzunfälle vermieden und 

die übrigen Arbeitsunfälle der unselbständig Erwerbstätigen ins­

gesamt um 1 3.824 reduziert. Die optimistische Erfolgsberechnung 

der Präventionskampagne .. Baba und fall net" durch die AUVA war 

allerdings insofern nicht nachvollziehbar, als sie externe Einfluss­

größen, wie die konjunkturelle Entwicklung oder den technischen 

Fortschritt, nicht berücksichtigte. (TZ 4 3) 
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Bund 201 3/8 

Arbeitnehmerschutz in  Österreich 

Die Beiträge zur Unfallversicherung betrugen für aUe unselbständig 

Erwerbstätigen zur Zeit der Gebarungsüberprüfung monatlich 1,4 0/0 
der allgemeinen Beitragsgrundlage. Im Jahr 201 1 beliefen sich die 

Aufwendungen der AUVA für Prävention auf rd. 6 5,35  Mio. EUR. 

Das derzeitige Beitragssystem zur Unfallvers icherung lieferte keine 

unmittelbaren Anreize für Unternehmen, vermehrt Arbeitnehmer­

schutzmaßnahmen, d ie über den gesetzlichen Rahmen hinausgin­

gen, zu treffen. Im Vergleich dazu gab es in Deu tschland und der 

Schweiz ein risikoorientiertes Beitragssystem im Bereich der gesetz­

lichen Unfallversicherung. (TZ 44) 

Bei ihren Forschungsaktivitäten maß die AUVA einer direk ten 

Kooperation mit der W irtscha ft einen ger ingen Stellenwert bei, im 

Forschungskonzept schuf sie dafür keine Voraussetzungen. (TZ 45) 

Finanzielle Entwicklung der AUVA im Bereich Prävention 

Die Au fwendungen der AUVA für die Prävention stiegen in den Jah­

ren 2007 bis 201 1 von rd. 57,56 Mio. EUR auf rd. 6 5, 3 5  Mio. EUR 

bzw. um rd. 1 3,5 0/0. Der Anteil der Präventionsaufwendungen blieb 

im Zeitraum von 2007 bis 2011 nahezu konstant bei rd. 5 0/0. B is zum 

Jahr 2014 plante die AUVA, diesen Anteil aufrd. 5,3 0/0 geringfügig 

anzuheben. Die ursprünglich im Jahr 1 998 angestrebte fmanzielle 

Ausstattung der Prävention (Unfallverhütungsdienst und AUVA­

sicher) mit rd. 10 0/0 des Gesamtbudgets der AUVA wurde nicht 

erreicht. Der Anteil von 10 % war ohne entsprechende Berechnungs­

grundlagen festgelegt worden. Dabei spielte aucb eine wesentliche 

Rolle, dass die stra teg ischen Z iele der AUVA nicht m it deren Bud­

getierung verbunden waren. (TZ 4 6) 

Die AUVA beschäftigte im Bereich der Prävention im Jahr 2010 

370 M itarbeiter, davon 214 Außendienstrnitarbeiter. Darüber hinaus 

waren 200 Mitarbeiter als ex terne Präventivfachkräfte für d ie 

Betreuung durch AUVAsicher beauftragt. Berechnungen der AUVA 

ergaben einen Overheadanteil für den gesamten Präventionsbereich 

im Jahr 2010 von rd. 1 7  0/0, der allerdings - anges ichts des mit 

58 0/0 relativ ger ingen Anteils der Außendienstrnitarbeiter - zwei­

felhaft erschien. Die Kostenrechnung der AUVA war u.a. aufgrund 

der fehlenden Kostenträgerrechnung kaum geeignet, den O verhead­

anteil bei der Leistungserbringung in der Prävention zuverlässig zu 

ermitteln. (TZ 47) 
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Die in der AUVA eingerichtete Kostenrechnung war für eine effI­

ziente Steuerung des Bereichs P rävention wenig geeignet, weil 

wesentliche Teile einer Kosten- und Leistungsrechnung sowie die 

Ermittlung von Kennzah len zur E ffIzienzmessung der Leistungser­

bringung feh lten. (TZ 48) 

Finanzielle Ausstattung 

Die AUVA sollte aufgrund einer sozialpartnerschaftlichen Vereinba­

rung ab dem Jahr 2000 jährlich mindestens 23,98 Mio. EUR valorisiert 

für AUVAsicher bereitstellen. Der fmanzielle Aufwand (Personal­

und Investitionsaufwand) für AUVAsicher stieg in den Jahren 1 998 

bis 2011  zwar von rd. 610.000 EUR auf rd. 20, 1 5  Mio. EUR an. Der 

geplante f inanzie lle Mitte .leinsatz von AUVAsicher wurde aber seit 

der Gründung im Jahr 1998 nicht erreicht. Die Budge tvorgabe für 

AUVAsicher aus dem Jahr 1998 von rd. 2 3,98 Mio. EU R war daher 

bislang nicht erforderlich. (TZ 51) 

Zielvorgabe des Marktanteils 

Im Rahmen des Projektau ftrags von AUVAsicher wurde für das 

Jahr 2001 der zu erreichende Marktanteil mit 66 Ofo festgelegt. Der 

Marktanteil lag im Jahr 201 1 bei A rbeitsstätten bei rd. 27,4 0/0, bei 

Arbeitnehmern bei rd. 58,1 0/0. I nsbesondere bei kleinen U nterneh­

men mit bis zu 10 Arbeitnehmern hatte AUVAsicher den Zielwert 

deutlich verfehlt (2 1,7 Oio bei Arbeitsstätten, 37,4 % bei Arbeit­

nehmern). (TZ 52) 

Betreuungszeiten der Präventivfachkrä fte von AUVAsicher 

Für von AUVAsicher betreute Unternehmen (mit bis zu 50 Arbeit­

nehmern) wurden die durchschnittlichen Mindestbetreuungsstun­

den für P räventivfachkräfte wie folgt festgelegt : (TZ 53) 

Unternehmen 

1-10 Arbeitnehmer 

11-20 Arbeitnehmer 

21-50 Arbeitnehmer 

Quellen: AUVA; Darstellung RH 

Besuchsintervall und Betreuungszeit 

mindestens alle 2 Jahre 2 Stunden 

mindestens jährlich 4 Stunden 

mindestens jährlich 8 Stunden 
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Arbeitnehmerschutz in Österreich 

In Unterne hmen mit mehr als 50 Arbe itnehmern war die Betreu­

ungszeit gese tzlich fIX vorgegeben:  1,2 Stunden p.a. pro Arbe itneh­

mer auf Büroarbeitsplätzen und 1,5 Stunden p.a. pro Arbeitnehmer 

auf sonstigen Arbeitsplätzen. Die Gründe für die Grenzziehung bei 

50 Arbe itnehmern hinsichtlich der Betreuungszeiten durch P räven­

tivfachkräfte waren nicht nachvollziehbar, da bereits ab 21 Arbeit­

nehmern die Unfallrate nahezu das g le iche Ausmaß e rreichte wie 

bei größeren Unternehmen. Der Einsatz von AUVAsicher konnte die 

Lücke (in der Betreuung von U nternehmen mit 20 bis 50 Arbeit­

nehmern) zur Ve rmeidung von Arbeitsunfällen nicht schließen. 

AUVAsicher war seit seiner Gründung hinsichtlich seiner Wirkung 

noch nicht evaluiert worden. (TZ 53) 

Im Rahmen einer Untersuchung von AUVAsicher im Jahr 2009 emp­

fahl der exte rne Berater eine risikoorientie rte Neuausrichtung des 

Betreuungsprinzips. Die AUVA setzte diese Empfehlung im Jahr 2010 

um. Dabei ergab sich eine Verschiebung der Betreuungsaktivitäten in 

Richtung kleinere risikore ichere (bzw. gefährlichere) Unternehmen. 

Dies stand allerdings im Widerspruch zum Verlau f der Unfallraten 

bezogen auf die Unternehmensgröße, welche eine Unfallhäufung 

bei den Unternehmen mit 2 1  bis 50 Arbeitnehmern zeigte. (TZ 55) 

Im Jahr 201 1  fiihrte der Unfallverhütungsdienst 11 .874 P räventi­

onstätigkeiten durch. Davon ent fielen rd. 40 % auf Unternehmen 

mit bis zu 50 Arbe itnehmern, rd. 27 Dio auf U nternehmen mit mehr 

als 50 Arbeitnehmern sowie rd. 3 3  D!o auf von AUVAsicher betreute 

Unternehmen. Durch das verhältnis mäßig häufIgere Tätigwerden 

des Unfallverhütungsdie nstes fiir von AUVAsicher betreute U nter­

nehmen als für die übrigen Unterne hmen bestand die Möglichkeit, 

dass von AUVAsicher betreute Unternehmen bevorzugt zu einer Leis­

tung des Unfal lverhütungsdienstes gelangten und dadurch zusätz­

lich ge fördert wurden. (TZ 56) 

Die AUVA beschäftigte sich seit mehr als einem Jahrzehnt mit der 

Reorganisation der Prävention, besonders des Unfallverhü tu ngs­

dienstes. Dabei waren Kernprobleme, w ie z.B. eine klare einheit­

lich interpretierte Strategie, fehlende Wirkungsziele, fe hlende Wir­

kungsketten zwischen Ressourceneinsatz und Ergebnissen sowie 

unterschiedliche Aufgabene rledigung je nach Organisation, unge­

löst geblieben. Die laufende PersonaJbedarfsberechnung lief Gefahr, 

keine wirksamen Ergebnisse erbringen zu können, weil die vorhan­

denen Ist-Werte beim Ressourceneinsatz für die Leistungserbrin­

gung als zukünftige Soll-Werte festgelegt wurden. (TZ 57) 
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Eine enge Zusammenarbeit zwischen dem Zentral-Arbeitsinspek­

torat und der AUVA war in einigen Bereichen, wie Betriebsanla­

gengenehmigung, Auswertung von Beansta ndungen, Abwicklung 

des Datenaustauschs sowie der Erfassung der Arbeitnehmer in den 

Arbeitsstätten, naheliegend. Im Bereich der Legistik und der Umset­

zung von europäischen Arbeitnehmerschutzbestimmungen wurden 

diese entsprechend gepflegt. In den übrigen Bereichen waren Lücken 

im Zusammenwirken deutlich erkennbar. (TZ 58) 

Die gesetzlichen gegenseitigen Meldepflichten beschränkten sich 

auf den Austausch von Formaldaten. Eine gemeinsame Analyse der 

Daten durch die AUVA und die Arbeitsinspektorate, z.B. zur Beur­

teilung der Wirksamkeit von AUVAsicher, fehlte. Dies galt z.B. für 

die Beanstandungen durch die Arbeitsinspektion, bei deren Kenntnis 

Rückschlüsse für zielgerichtete P räventionsmaßnahmen (z.B. Kam­

pagnen, Schwerpunktberatungen) bzw. Qualitätsstandards für die 

Präventivfachkräfte gezogen werden könnten. (TZ 59) 

Gemäß § 2\ Abs. 2 ArblG teilte die AUVA dem jeweils zuständi­

gen Arbeitsinspektorat alle meldepflichtigen Arbeitsunfälle sowie 

Anzeigen über Berufskra nkheiten mit. Diese Meldungen erfolgten 

in Papierform ; laut AUVA erst ab dem Jahr 2014 EDV -unterstützt. 

(TZ 60) 

Im Zuge eines Betriebsanlagengenehmigungsverfahrens hatte das 

Arbeitsinspektorat Partei s tellung. Eine Befassung der AUVA war 

nicht vorgesehen. Dadurch konnte das Expertenwissen der AUVA 

zur Vermeidung von ArbeitsunfalIen bzw. Berufskrankheiten im 

Planungsstadium einer risikoreichen Betriebsanlage nicht genutzt 

werden. Eine frühe Einbindung der AUVA im Planungsprozess hätte 

zudem den Vorteil einer möglichst einheitlichen Festlegung des 

Sicherheitsstandards sowohl nach arbeitnehmerschutzrechtlichen 

Vorgaben als auch nach den Präventionszielen der AUVA. (TZ 6 I )  

Die unvollständige DatenJage über die Standorte von Arbeitsstät­

ten bzw. über Arbeitnehmer führte zu einem beachtlichen Arbeits­

aufwand der Arbeitsinspektorate für deren Erfassung sowie War­

tung. Das Zentral-Arbeitsinspektorat schätz te, dass rd. 10 % der 

Arbeitsstätten in seiner Unternehmensdatenbank fehlten. (TZ 62) 

Gemäß § 20 Abs. 2 ArblG mussten die Gewerbebehörden das 

zuständige Arbeitsinspektorat von der Neuerrichtung bzw. über 
Änderungen von Betriebsanlagen verständigen. Laut Zentral­

Arbeitsinspektorat würden die Bezirksverwaltungsbehörden ihren 

Meldepflichten gegenüber den Arbeitsinspektoraten in unterschied-
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Arbeitnehmerschutz in Österreich 

Iichem Ausmaß nachkommen. D as geltende System des Zentra­

len Gewerberegisters war nicht gee ignet, zei tnahe und zuverlässige 

Informationen über Arbeitsstätten zu liefern. Das Zentral-Arbe its­

inspektorat nutzte aber seine Mitsprachemögl ichkeit und se ine Posi­

tion als Stakeholder im Rahmen de r Reorganisation der Gewerbe­

register kaum. (TZ 63) 

Die AUVA eruie rte Adressdaten von Arbeitsstätten auf Basis der 

Daten des Hauptverbands der österreichischen Sozialve rsicherungs­

träger. Da daraus Daten über Filialbetriebe bzw. Arbe itsstätten nicht 

eindeutig erkennbar waren, war der AUVA das versicherte R isiko­

portfolio nicht zur Gänze bekannt. Hingegen könnten die Lohnzet­

telmeldungen - Dienstgebe r waren verpflich tet, beim zuständigen 

Krankenversicherungsträger oder beim F inanzamt der Betriebsstätte 

den Lohnzettel e inzubringen - eine Datenquelle fLir die Erhebung 

von A rbeitsstätten sowohl fLir die Arbeitsinspekto rate als auch fLir 

die AUVA darstellen. Dies hätte u.a. den Vorteil, nur eine Erhebung 
aus e iner e inheitl ichen Datenquelle vornehmen zu müssen. (TZ 64) 
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Kenndaten zum Arbeitnehmerschutz in Österreich 

Rechtsgrundlagen Arbeitsinspektionsgesetz - ArbIG, BGBl. Nr. 27/1993 iodKF. 
Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz - ASchG, BGBl. Nr. 450 1994 iod.g.F. 
Allgemeines Sozialversicherungsgesetz - ASVG, BGBl. Nr. 189/1955 iod.g.F. 

2007 2008 2009 2010 2011 Veränderung 

in Mio. EURI in '101 

� 

Zentral-Arbeitsinspektorat 

Ausgaben n.v. n.v. 2,74 3,07 3,06 

Einnahmen 

Arbeitsinspektorate 

Ausgaben 24,86 25,77 26,75 26,58 27,54 10,8 

Einnahmen 0,68 0,45 0,45 0,45 0,48 - 2,9 

Arbeitsinspektion n.v. n.v. 29,04 29,20 30,12 3,7 gesamt 

Personal in VBÄl 

Zentral-Arbeitsinspektorat 46,18 46,90 43,10 46,45 45,28 - 1,9 

Arbeitsinspektorate 407,23 400,23 392,28 387,65 382,53 - 6,1 

Personal gesamt 453,41 447,13 435,38 434,10 427,81 - 5,7 

Aufwendungen in Mio. EURI 

Unfallverhütu ngsdienst 40,47 41,68 41,72 40,51 45,20 11,7 

AUVAsicher 17,08 18,15 18,65 19,21 20,15 18,0 

Prävention gesamt 57,56 59,83 60,37 59,72 65,35 13,5 

Personal in VBÄl 

Unfallverhütungsdienst 240,60 240,95 244,60 243,20 239,58 - 0,4 

AUVAsicher 107,63 109,80 111,23 112,88 114,13 6,0 

Personal gesamt 348,23 350,75 355,83 356,08 353,71 1,6 

I Rundungsdifferenzen möglich 

QueLLen: Zentral-Arbeitsinspektorat; AUVA 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Bund 2013/8 

Arbeitnehmerschutz in  Österreich 

1 ( I) Der RH überprüfte von Jänner 201 2 bis Juli 20 1 2  den Arbeitneh­
merschutz in Österreich. 

Ziel der Gebarungsüberprüfung war die Beurteilung der Wirksamkeit 
und Effizienz der bei den größten Akteure im Arbeitnehmerschutz in 
Österreich: die Arbeitsinspektion als Kontrollorgan des Bundes im 
Bereich arbeitnehmerschutzrechtlicher Bestimmungen und die Allge­
meine Unfallversicherungsanstalt (AUVA) im Bereich ihres gesetzlichen 
Auftrags zur Prävention von Arbeitsunfallen' und BerufskrankheitenS 
Darüber hinaus war die Zusammenlegung des Verkehrs-Arbeitsinspek­
torats im BMVIT mit der Arbeitsinspektion im BMASK per I. Jul i 201 2  

Gegenstand der Überprüfung. 

(2) Bei der Arbeitsinspektion stand der Schutz der Arbeitnehmer im 
Mittelpunkt der Aktivitäten. Diese umfassten Themen wie z.B. Arbeits­
unfalle, Berufskrankheiten oder die Einhaltung von Arbeitszeitbestim­
mungen. Dabei trat die Arbeitsinspektion als Behörde mit Vollzugs­
gewalt auf. 

Die AUVA übernahm den Schadenersatz der Arbeitgeber gegenüber 
verunfallten Arbeitnehmern und war damit in erster Linie ein Dienst­
leister für die Arbeitgeber. Der Vorteil für die Arbeitnehmer lag im 
gesetzlichen Versicherungsschutz bei Arbeitsunfallen und Berufskrank­
heiten. Darüber hinaus war die AUVA für die Vorsorge zur Verhütung 
von Arbeitsunfallen und Berufskrankheiten zuständig. 

Trotz der unterschiedlichen Ausgangslage zielten somit beide Instituti­
onen auf die Vermeidung von Arbeitsunfallen und Berufskrankheiten. 

(3)  Der Prüfungszeitraum umfasste die Jahre 2007 bis 201 1 .  

(4) Zur leichteren Lesbarkeit wird für das für den Arbeitnehmerschutz 
zuständige Ministerium einheitlich die zur Zeit der Gebarungsüber­
prüfung aktuelle Bezeichnung BMASK verwendet. 

(5) Zu dem im März 201 3  an das BMASK, das BMG, das BMVIT und 
an die AUVA übermittelten Prüfungsergebnis nahmen das BMG im 
Mai 201 3  sowie das BMASK und die AUVA im Juni 2013 Stellung. Das 
BMVlT verzichtete im April 201 3 mit dem Hinweis auf den Übergang 

" Ein Arbeitsunfall war ein Unfall. der sich i m  önlichen. zeitlichen und ursächlichen 
Zusammcnhang mit der AusUbung der bcrut1ichcn Tätigkeit ereignete. 

5 Berufskrankheiten cn1'slanden durch eine länger andauernde Einwirkung von Schad­
stoffen auf den menschlichen Organismus im Rahmen der vcrsichenl'll Ttil igkcil. Sämt­
liehe (clllschädigungspt1ichtigc) anerkannte Berufskrankheiten waren in Anlage I zu 
§ 177 ASVG geregel!. 
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der Zuständigkeit für das Verkebrs-Arbeitsinspektorat an das BMASK 
mit Wirkung vom I .  Juli 201 2  auf eine Stellungnahme. 

Der RH erstattete seine Gegenäußerungen im September 20 1 3. 

Entwicklung der Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

Gegenstand des 

Arbeitnehmer­

schutzes 

Belastungen am 

Arbeitsplatz 
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2 Gegenstand des Arbeitnehmerschutzes war es, die Belastungen der 
Arbeitnehmer zu erkennen, zu minimieren bzw. ganz auszuschalten, 
um deren Sicherheit zu gewährleisten und deren Gesundheit zu erhal­
ten. Im Jahresdurchschnitt 201 1  gab es bundesweit It. Mikrozensus 
3.574.300 unselbständig Erwerbstätige6. Viele dieser Arbeitnehmer 
waren im Arbeitsalltag verschiedensten Belastungen ausgesetzt. 

3 Eine im Jahr 2007 von der Bundesanstalt .Statistik Österreich" durch­
geführte Erhebung7 zeigte folgendes Bild: 

Rund 1 ,69 Mio. bzw. rd. 42 % der Erwerbstätigen in Österreich waren 
an ihrem Arbeitsplatz physischen Belastungsfaktoren wie dem Han­
tieren mit schweren Lasten, schwierigen Körperhaltungen, Arbeiten 
unter dem Einfluss von Chemikalien, Dämpfen oder Rauch bzw. Lärm 
ausgesetzt. Männer waren mit rd. 48 % deutlich häufiger physischen 
Belastungsfaktoren ausgesetzt als Frauen mit rd. 35 0/0. 

Rund 1,29 Mio. bzw. rd. 32 % der Erwerbstätigen litten unter psychisch 
belastenden Faktoren, vor allem unter Zeitdruck. Von den erwerbstä­
tigen Männern fühlten sich rd. 33 0/0, von den erwerbstätigen Frauen 
rd. 24 % .in ihrem Arbeitsalltag gehetzt". 

Insgesamt unterlagen rd. 56 % der Erwerbstätigen zumindest einer phy­
sisch und/oder psychisch belastenden Arbeitsbedingung. Rund 1 3  0/0 

der Erwerbstätigen hatten zumindest eine ausgeprägte berufsbedingte8 

6 Die Zahl unselbständige Erwerbstätige It. Mikrozensus unterscheidet sich von der Zahl 
im RH-Einkommensbericht 2012/1 (4.004.748). da sie u,a. nicht die geringflIgig Beschäf­
tigten enthält 

7 Die Erhebung umfasste selbständig und unselbständig Erwerbstätige. 

s Eine Mberufsbedingte Erkrankung" war eine Krank.heit, die zwar ebenfalls im Zuge des 
die Versicherung begrilndenden Dienstverhältnisses auftrat, es gab jedoch keine {Rcll­
ten)Leistungen der rechtlichen Unfallversicherung wie bei einer Berufskrankheit. Bei­
spiele dafUr waren Erkrankungen der Wirbelsäule sowie pSYChische Erkrankungen. Die 
Tätigkeiten der Arbcilsmediziner nach dem ASchG erstreckten sich jedoch auch auf 
die Verhinderung berufsbedingter Erkrankungen (Quelle: BcgrifTsbibliolhek .. Berufs­
krankheiten", verfügbar unter: www.eval.al. abgefragt a m 3. Mai 2012). 
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gesundheitliche Beschwerde und rd. 5 010 der Erwerbstätigen hatten 
innerhalb eines Jahres einen Arbeitsunfall (ohne Wegunfalle) erlitten. 

4 Das Österreichische Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO)9 führte 
im Jahr 2008 im Rahmen einer Studie u.a. eine Analyse aus EU-weiten 
Erhebungen 10 zu Arbeitsbelastungen durch. Demnach lag Österreich 
hinsichtlich vieler Belastungsdimensionen im europäischen Mittelfeld 
der EU- 1 5' 1  Arbeitsintensität und Zeitdruck waren allerdings deut­
lich ausgeprägter als im Schnitt der EU- 1 5. Ein Vergleich von Erhe­
bungen aus den Jahren 2000 und 2005 zeigte. dass sich die Wahrneh­
mung der Arbeitnehmer in Österreich. zeitlich unter Druck zu stehen. 
deutlich verschärfte und der Abstand Österreichs zum Durchschnitt 
sich vergrößerte. Insgesamt wirkte sich der Wandel der Arbeitswelt auf 
die Arbeitnehmer in der EU- 1 5  positiv aus. Die HäufIgkeit von phy­
sischen und ergonomischen Belastungsfaktoren nahm ab. Österreich 
hatte jedoch in einigen Bereichen eine gegensätzliche Entwicklung: 
So nahm etwa die Verbreitung von schmerzhaften und ermüdenden 
Haltungen in Österreich im Vergleich zur EU- 1 5  zu. Auch das Tra­
gen von Schutzkleidung entwickelte sich in Österreich anders: Wäh­
rend Schutzkleidung in der EU- 1 5  immer häufiger getragen wurde. 
stagnierte dies in Österreich und war damit deutlich geringer als im 
europäischen Schnitt. 

9 WIFO-Studie wArbeilsbedingtc Erkrankungen, Schätzung der gesamtwinschartlichen 
Kosten mit dem Schwerpunkt auf physische Belastungen�, erstellt im Auftrag der Kam­
mer ruf Arbeiter und Angt'Slclltc Für Wien, Juli 2008 

10 Erhebungswellen der European Survey on Working Conditions der Jahre 2000 und 2005 
in den EU- 1 5-Mitgliedslaaten sowie Mikrozensus aus dem Jahr 1 999 

1 1 EU- 1 5: Zu den EU- 1 5  gehönen alle Mitgliedstaaten der Europliischen Union vor der 
sogenannten Ost-Erweiterung im Jahr 2004: Belgien. Dänemark. Deutschland, Firln­
land, Frankreich. Griechenland. Großbritannien, Irland. halien. Luxemburg. Nieder­
lande. Österreich. Ponugal. Schweden und Spanien. 
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5. t Dieselbe Studie des WIFO 12 quantifIzierte die direkten 1 3  und indi­
rekten 14 gesamtwirtschaftlichen Kosten, die mit physischen Belastungen 
in Verbindung gebracht werden konnten, zwischen rd. 2,8 Mrd. EUR 
und rd. 3,0 Mrd. EUR bzw. zwischen rd. 1,2 Ofo und rd. 1,3 Ofo des Brut­
toinlandsprodukts (BIP). Die erziel bare Kostenreduktion durch Verbes­
serungen von Arbeitsplätzen mit hoher physischer Belastungsintensi­
tät wurde von den Studienautoren auf bis zu 1,7 Mrd. EUR geschätzt. 

Eine Studie des WIFO l5  und der Donau-Universität Krems aus dem 
Jahr 201 1  bezifferte die gesamtwirtschaftlichen Kosten, die mit psy­
chischen Belastungen i n  Verbindung gebracht werden konnten, mit 
rd. 3,3 Mrd. EUR jährlich bzw. rd. 1,2 Ofo des BIP im Jahr 2009. Die 
Berechnungen für Österreich legten nahe, dass psychische Belastungen 
am Arbeitsplatz mit ähnlich hohen gesamtwirtschaftlichen Kosten ver­
bunden waren wie physische Belastungen. Zwar war die Wahrschein­
lichkeit, infolge von Arbeitsstress krank zu werden, geringer als bei 
physischen Belastungen, jedoch war die durchschnittliche Kranken­
standsdauer bei psychischen Belastungen mit 3,3 AusfalJstagen pro 
Person höher als bei körperlichen Belastungen mit 2,6 AusfalJstagen. 

5.2 Der RH hob hervor, dass die gesamtwirtschaftlichen Kosten aus phy­
sischen und psychischen Belastungen in der Arbeitswelt jährlich auf 
bis zu rd. 6,4 Mrd. EUR bzw. rd. 2,5 Ofo des BIP geschätzt wurden. D iese 
Zahlen unterstrichen die Bedeutung des Arbeitnehmerschutzes mit dem 
Ziel der Reduktion von Belastungen zum Schutz des Lebens und der 
Gesundheit der Arbeitnehmer. 

1 2 WIFO-Studie .. Arbeitsbedingte Erkrankungen, Schätzung der gesamtwinschartlichen 
Kosten mit dem Schwerpunkt auf physische Belastungen". erstellt im Auftrag der Kam­
mer rur Arbeiter und Angestellte rur Wien, Juli 2008 

1] Direkte Kosten entstanden durch die Zahlungen, die dem Arbeitnehmer i m  Fall krank­
heitsbedinglcr Fehlzeiten zustanden (Lohnfortzahlung und Krankengeld), und durch 
die Behandlungskosten von Krankheiten. 

1 4 Indirekte Kosten entstanden durch die Verluste an prOduktiver Kapazität infolge des 
Arbeitsausfalls. 

15 WIFO-Sludie RPsychische Belastungen der Arbeit und ihre Folgen", erstellt im Auftrag 
der Kammer für Arbeiler und Angestellte für Wien, September 2011 
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6 Die Anzahl der meldepflichtigen 1 6  Arbeitsunfalle in der EU- I 5 nahm 
laut Statistischem Amt der Europäischen Union in den Jahren 1 998 

bis 2008 von rd. 4,68 Mio. auf rd. 2,99 Mio. bzw. um rd. 36 % ab. 
Die Anzahl der meldepflichtigen Arbeitsunfalle ging in Österreich 
von 105.770 auf 66.528 bzw. um rd. 37 Ofo zurück. Die Zahl beinhal­
tete alle meldepflichtigen Arbeitsunfalle aller Unfallversicherungsträ­
ger. 1 1  

Abbildung I :  Entwicklung der meldepflichtigen Arbeitsunfalle der EU- I 5 i m  Vergleich zu 
Österreich in den Jahren 1 998 bis 200B 
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_ Arbeitsunfälle EU-15 _ meldepflichtige Arbeitsunfälle in Österreich 

Quellen: EUROSTAT; Auswertung der AUVA; Darstellung RH 
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Die  rückläufigen Unfallzahlen waren auf die ständige Weiterentwick­
lung der Arbeitnehmerschutzvorschriften, den aktuellen Stand der 
Technik und die sicherheitstechnisch laufend verbesserten Arbeits­
verfahren und -mittel zurückzuführen. Gleichzeitig beeinflussten auch 
Präventionsmaßnahmen sowie die konjunkturellen Entwicklungen und 
die Qualität der erhobenen Unfalldaten die Entwicklung der Unfall­
zahlen. 

16 Ein Arbeitsunfall war meldepnichtig. wenn eine versichene Person durch einen Arheits­
unfall getötet wurde oder mindestens drei Tage arbcitsunrahig war. 

1 7  Träger der Unfallversicherung in Österreich waren die AUVA, die Sozialversicherungs­
allsl<llt der Bauern, die Versicherungsanstalt rur Eisenbahnen und Bergbau sowie die 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter (§ 24 ASVG und § 9 B-KUVGI. 
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7 Im Jahr 2010 wies die Unfallrate (Arbeitsunfälle pro 1 .000 Arbeitneh­
mer) in den einzelnen Unternehmensgrößen deutliche Unterschiede 
auf: 

Abbildung 2 :  Meldepflichtige Arbeitsunfälle pro 1 .000 Arbeitnehmer im Jahr 2010 
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Zahl der Arbeitnehmer je Unternehmen 

Die Unfallrate lag bei Unternehmen mit bis zu zehn Arbeitnehmern 
bei rund neun Unfällen pro 1 .000 Arbeitnehmer. Bei Unterneh­
men zwischen elf und 20 Arbeitnehmern lag sie bei rd. 1 7  Unfallen 
pro 1 .000 Arbeitnehmer. Bei den größeren Unternehmen mit 21 bis 
500 Arbeitnehmern lag die Unfallrate deutlich höher bei durchschnitt­
lich rd. 22 Unfällen pro 1 .000 Arbeitnehmer. Bei den größten Unter­
nehmen ab 500 Arbeitnehmern lag die Unfallrate mit rd. 1 6  Unf<iIIen 
pro 1 .000 Arbeitnehmer etwas niedriger. 

Aus Sicht der AlNA waren die Unterschiede in den Unfallraten abhän­
gig von der Unternehmensgröße auf mehrere Gründe zurückzuführen: 

bei besonders kleinen Unternehmen lag die Verantwortung für 
Arbeitnehmerschutz häufIg beim Unternehmer selbst und besaß 
damit einen besonderen Stellenwert; 

kleine Unternehmen hatten eine flache Organisationsstruktur und 
meist geringe bzw. wenig komplexe Produktionsvorgänge; 
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größere Unternehmen kennzeichnete meist eine dynamische Unter­
nehmensentwicklung, wobei der Arbeitnehmerschutz durch eine 
komplexer werdende Unternehmensstruktur zunehmend an Bedeu­
tung verlor; 

besonders große Unternehmen wiesen eine gefestigte Organisation 
auf, wobei der Arbeitnehmerschutz aufgrund der gesetzlichen Vor­
schriften historisch fest verankert war. 

8.1 Berufskrankheiten führte der Gesetzgeber in Anlage I des ASVG taxa­
tiv an. Eine Berufskrankheit (z.B. Lärmschwerhörigkeit und Hauter­
krankungenl stand in direktem Zusammenhang mit der Ausübung 
eines die Versicherung begründenden Dienstverhältnisses. 

Die Anzahl der häufIgsten anerkannten Berufskrankheiten entwickelte 
sich im Zeitraum von 2000 bis 20 1 1  wie folgt: 

Abbildung J :  HäufIgste anerkannte Berufskrankheiten i n  den Jahren 2000 bis 201 1  
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Besonders auffallig war, dass sich die Anzahl der Fälle von Lärm­
schwerhörigkeit von rd. 400 im Jahr 2000 auf rd. 800 im Jahr 20 I 1  
verdoppelte und zugleich die größte Gruppe der anerkannten Berufs­
krankheiten darstellte. Die Zahl der bösartigen Neubildungen der Lunge 
und des Rippenfells durch Asbest stieg kontinuierlicb an. Die Anzahl 
der Asthma- und Hauterkrankungen war rückläufig. 

Nicht nur Berufskrankheiten und Arbeitsunfalle waren die Ursachen 
für Krankenstände der Erwerbstätigen. Auch berufsbedingte Krank­
heiten verursachten Fehlzeiten. Der Fehlzeitenreport 201 1  des WIFO 18 

analysierte v.a. die Krankenstandsdauer sowie die Art der Erkrankung. 
Unberücksichtigt dabei blieb die Ursache der ErJuankung (Berufskrank­
heit oder berufsbedingte Erkrankung). 

Laut Fehlzeitenreport 201 1  machten die Krankheiten der oberen Luft­
wege im Jahr 2010 mit rd. 3 1  % den größten Anteil a n  den gesamten 
Krankenstandsfallen der Erwerbstätigen bundesweit aus, gefolgt von 
den Muskel- und SkeletterJuankungen mit rd. 1 4  Dia. Die Kranken­
standsdauer psychischer Erkrankungen stieg im Zeitraum von 2004 
bis 2010 von rd. 3 1  Tagen auf rd. 36 Tage am stärksten an. 

Dies entsprach auch der im Bericht des RH zur Einführung des Pen­
sionskontos (Reihe Bund 201 1 /8, TZ 1 7) festgestellten Zunahme der 
psychiatrischen ErJuankungen als Grund für eine Juankheitsbedingte 
Pension. 

8.2 Der RH wies bei den anerkannten Berufskrankheiten auf den starken 
Anstieg der Fälle von Lärmschwerhörigkeit hin, die sich seit dem 
Jahr 2000 mehr als verdoppelten und zugleich die größte Gruppe der 
anerkannten BerufsJuankheiten darstellten. Die rückläufige Anzahl 
der Asthma- und Hauterkrankungen bei den BerufsJuankheiten ver­
merkte er positiv. 

8.3 Laut Stellungnahme der A UVA sei der dramatische Anstieg der aner­

kannten Berufskrankheitenjälle Lärm seit dem Jahr 2006 vor allem 

auf eine europaweite lnformatiollskampagne zur Prävention lärmbe­

dingter Gejährdungen am Arbeitsplatz zurückzuführen. 1m Rahmen die­

ser Kampagne sei auch intensiv über die Meldung einer Berufskrank­

heit Lärm informiert worden, was siell offenbar in erhöhten Meldungen 

ausgewirkt habe. 

18 Fehlzcitcnrepon 2011, Krankheits- und ullrallbedinglc Fehlzeiten in Österreich, Okto­
ber 201 1 ,  Österreichisches Institut ror Wiruchaflsrorschung (WIFO) 
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9 Die Arbeitsinspektion war die zur Wahrung des gesetzlichen Schutzes 
der Arbeitnehmer berufene Behörde. Ihr Wirkungsbereich erstreckte 
sich auf Betriebsstätten und Arbeitsstellen [Arbeitsstätten 19) aller Art20. 
Sie war sowohl Arbeitgebern als auch Arbeitnehmern beratend zur 
Seite gestellt. Sie hatte die Einhaltung der dem Schutz der Arbeitneh­
mer dienenden Rechtsvorschriften und behördlichen Verfügungen zu 
überwachen, soweit diese folgende Bereiche betrafen [vgl. § I Abs. I 
und § 3 Abs. I Arbeitsinspektionsgesetz [ArbIG)): 

Schutz des Lebens, der Gesundheit und der Sittlichkeit, 

Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen, 

Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen, vor allem auch während 
der Schwangerschaft und nach der Entbindung, 

Beschäftigung besonders schutzbedürftiger Arbeitnehmer [Behin­
derter), 

Arbeitszeit, Ruhepausen und Ruhezeit, Arbeitsruhe, Urlaubsauf­
zeichnungen sowie 

Heimarbeit. 

10.1 ( I )  Arbeitnehmerschutzbestimmungen wurden grundsätzlich vom Bun­
desgesetzgeber erlassen und vollzogen2 1 •  Die Kontrolle der Einhaltung 
der Arbeitnehmerschutzbestimmungen erfolgte durch die Arbeitsin­
spektion in unmittelbarer Bundesverwaltung. Gemäß §§ 88 ff. Bundes­
Bedienstetenschutzgesetz [B-BSG) war die Arbeitsinspektion auch zur 
Überprüfung der Einhaltung des Schutzes der Bediensteten des Bundes 
berufen. 

19 ArbeilSSlätl'cn waren alle Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen sowie alle One 
auf einem BClricbsgcH\nde. in denen Arbeitsplätze eingerichtct waren oder zu denen 
Arbcilnehmcr im Rahmen ihrer Arbeit Zugang hatten. 

20 Ausgenommen vom Wirkungsbereich der Arhcilsinspeklion waren gemäß § 1 Ahs. 2 ArblG 
die der Aufsiehl der Land- und ForslwinschaflSinspektionen unterstehenden BClriebssläl­
ten und Arbeitsstellen. die der Aufsicht der Verkehrs-Arbcilsinspck.tion UllIcrslchcndcn 
BClriebsställcn und Arbcilsslcl len, die örrcmlichcn UmerrichlS- und Erzichungsanstahcn, 
die Kultusanstallen der gcsctzlich anerkannten Kirchen und Religionsgescllschaf'tcn und 
die privaten Haushalte. 

11 Dies betrar auch Bedienstete der Länder, die in Betrieben beschärligl waren. 
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Die KompetenzverteiJung, die unterschiedlichen Zielgruppen und die 
Aufsichtsbehörden im Arbeitnehmerschutz in Österreich stellten sich 
wie folgt dar: 

Tabelle 1: Übersicht über Kompetenzverteilung und Aufsichtsbehörden 

Leglstlk 

Bund - BMASK 

Bund - BMASK 
(seit 1. Juli 2012); 
früher BMVIT 

Bund - Grundsatz­
gesetzgebung (BMASK) 
Länder - Ausführungs­
gesetzgebung 

Bund - BKA 

Länder 

inkl. Bundeslehrer 

Zielgruppe 

Arbeitnehmer - allgemein 

Arbeitnehmer in Verkehrsbetrieben 

Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft 

Bundesbedienstete' 

Landes- und 
Gemeindebedienstete2• 3 

Aufsichtsbehörde 

Arbeitsinspektion (BMASK) 

Zentral-Arbeitsinspektorat Verkehr 
(BMASK); früher: Verkehrs-Arbeits­
inspektion (BMVIT) 

Land- und Forstwirtschafts­
inspektionen, eingericht�t als 
Landesbehörden bei den Amtern 
der Landesregierungen 

Arbeitsinspektion (BMASK) 

meist Bedienstetenschutz­
�ommissionen, eingerichtet bei den 
Amtern der Landesregierungen 

sofern diese nicht in Betrieben der Länder bzw. Gemeinden beschäftigt waren 

Für Landeslehrer galt: Gesetzgebung Bund (BMUKK), VoUziehung Länder; Aufsichtsbehörde: nach landesgesetzlichen 

Vorschriften berufene Organe der Länder; Ausnahme: lehrer für öffentliche land- und forstwirtschaftliche Berufs- und 

fachschulen; dort galt: Gesetzgebung Bund (BMLfUW). 

Quelle: BMASK 
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(2) Während der Gebarungsüberprüfung übertrug das 2. Stabilitäts­
gesetz 201 222 mit Wirkung I .  Juli 201 2  die Agenden des Verkehrs­
Arbeitsinspektorats vom BMVlT an das BMASK. Ziele der Zusam­
menführung waren u.a. die Bündelung des Expertenwissens und die 
Erzielung von Einsparungen aus dem Abbau von Doppelgleisigkeiten 
und dem Nutzen von Synergiepotenzialen (siehe TZ 37). 

Das Verkehrs-Arbeitsinspektorat war eine noch bestehende Sonderar­
beitsaufsicht im Zuständigkeitsbereich des Bundes. 

In seiner Stellungnahme zum Entwurf eines Verwaltungsreformge­
setzes-Arbeitsinspektion2J hatte der R H  darauf h ingewiesen, dass das 
Ziel einer Konzentration der Agenden des Arbeitnehmerschutzes bei 
einer Behörde durch die Zusammenführung des Verkehrs-Arbeitsin­
spektorats und des Arbeitsinspektorats nicht in vollem Umfang erreicht 
werde, weil aufgrund der Kompetenzverteilung für die Wahrnehmung 
des gesetzlichen Schutzes der Arbeitnehmer in Betrieben der Land- und 

22 8GB!. I NT. 35/2012; Beschluss im Nationalrat: 28, März 2012; Beschluss im Bundes­
rat: 30. März 2012 

23 Dieser Enlwurf ging im 2. StabiliHitsgesetz 2012 auf. 
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Strategie und Ziele 

Österreichische 
Arbeitsschutz­
strategie 2007 -2012 

Bund 2013/8 

Forstwirtschaft weiterhin die jeweilige Land- und Forstwirtschaftsin­
spektion (§ l Abs. 2 Z I ArblG, §§ 1 1 1  ff. Landarbeitsgesetz 198424) 
zuständig war. 

(3) Bei den österreichweit 20 Arbeitsinspektoraten waren im Jahr 201 1  
in Summe 2.865.298 Arbeitnehmer erfasst, bei der vormaligen Ver­
kehrs-Arbeitsinspektion im Jahr 2010 in Summe 1 23. 1 53 Arbeitneh­
mer. Weitere 2 1 7.720 Vollbeschäftigungsäquivalente (VBÄ) waren im 
Länder- und Gemeindebereich (ohne Betriebe) tätig (Stand 2009). In 
der Land- und Forstwirtschaft waren 63.268 Bedienstete gemeldet 
(Stand 2010). 

10.2 Die Eingliederung des Verkehrs-Arbeitsinspektorats stellte nach Ansicht 
des RH einen Schritt zur Bereinigung der Kompetenzzersplitterung dar. 
Der RH wies jedoch darauf hin, dass trotz der Zusammenlegung eine 
zersplitterte Rechtslage im Arbeitnehmerschutz in Österreich vorlag 
und Handlungsbedarf zu deren Vereinheitlichung bestand. Dies betraf 
sowohl die Bestimmungen zum Schutz der Arbeitnehmer als auch die 
Behö rd e no rga n isa ti 0 n. 

11.1  ( I )  Am 25. Juni 2007 entschloss sich der Rat der Europäischen Union25 
zu einer neuen Gemeinschaftsstrategie für Gesundheit und Sicherheit 
am Arbeitsplatz für die Jahre 2007 bis 2012.  Der Rat unterstrich die 
Bedeutung des Arbeitnehmerschutzes für die Steigerung der Wettbe­
werbsf<ihigkeit und der Produktivität der Unternehmen durch die Sen­
kung der sozialen und wirtschaftlichen Kosten von arbeitsbedingten 
Erkrankungen und Unfällen. Für den gesamten EU-Raum wurde das 
Ziel der Verringerung des Aufkommens von Arbeitsunfällen um 25 0/0 
unter Berücksichtigung der Ausgangslage und Möglichkeiten der ein­
zelnen Mitgliedstaaten gesetzt.26 

In dieser Entschließung wurden alle Mitgliedstaaten dazu aufgeru­
fen, in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern eine schlüssige nati­
onale Strategie für Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz 
zu entwickeln. Dabei sollten u.a. messbare Ziele für eine weitere Ver-

24 BGBI. Nr. 287 i.d.g.F. 

25 Entsch ließung des Rates der Europäischen Union zu einer neuen Gemcinschaftsslrate­
gie ror Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz (2007-2012) 

26 Seil dem Jahr 2002 wurde EU-weil eine 17 Okligc Verringerung der tödlichen Unf.ille 

und ein Rückgang von rd. 23 % bei UnPJlIen. die einen Arbeilsausrall von drei Tagen 

oder mehr nach sich zogen. erreicll1 (Stand Jänner 2012). 
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ringerung der Arbeitsunnille und der Inzidenz von arbeitsbedingten 
Erkrankungen festgelegt werden. 

(2) Im Jahr 2007 beauftragte der damals für Arbeitnehmerschutz 
zuständige Bundesminister den Arbeitnehmerschutzbeirat27 gemäß 
§ 91 Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz (ASchG) mit der Konzeption der 
Österreichischen Arbeitsschutzstrategie 2007-2012. Der Arbeitnehmer­
schutzbeirat setzte den Fachausschuss .. Arbeitsschutzstrategie" und 
fünf Arbeitsgruppen ein. Mit der Arbeitsschutzstrategie erfolgte erst­
mals eine breite institutionelle Vernetzung von Interessensträgern auf 
diesem Gebiet28. Dem Zentral-Arbeitsinspektorat oblag die Geschäfts­
führung des Arbeitnehmerschutzbeirats und in der Folge die Koordi­
nation der Entwicklung und Umsetzung der Österreichischen Arbeits­
schutzstrategie 2007-20 1 2. 

Der für Arbeitnehmerschutz zuständige Bundesminister gab den Arbeils­
gruppen keine quantifizierten Ziel vorgaben. Auch in den Arbeitsgrup­
pen selbst fand keine Formulierung von gemeinsamen, quantifizierten 
Zielen statt. Insbesondere das Ziel der Senkung der Arbeitsunfallquo­
ten EU-weit um 25 Ofo wurde nicht auf Österreich umgelegt. 

In der 33.  Sitzung des Arbeitnehmerschutzbeirats am 4. Juni 2007 
wurden die Einsetzung des Fachausschusses und die Bildung von 
Arbeitsgruppen beschlossen. In der I .  Sitzung des Fachausschusses 
am 1 3. September 2007 wurde vereinbart, dass ArbeitsauFträge an die 
Arbeitsgruppen nach Genehmigung der Vorschläge des Fachausschus­
ses durch den Arbeitnehmerschutzbeirat erfolgten. Dazu kam es nicht. 
In der nächstfolgenden 34. Sitzung des Arbeitnehmerschutzbeirats am 
8. September 2008 legten die Arbeitsgruppen Fortschrittsberichte vor. 
Zu den vielniltigen Projekten und Vorhaben der Arbeitsgruppen gab 
es - entgegen der Entschließung des Europäischen Rates - weder eine 
weiterführende Festlegung messbarer Ziele zur weiteren Verringerung 
der Arbeitsunfalle und der Inzidenz von arbeitsbedingren Erkrankungen 
noch eine Festlegung von Wirkungsindikatoren. Die Ziele wurden rein 
qualitativ festgelegt. Ein strategisches Gesamtdokument fehlte. 

21 Zur Beratung des Bundesministers in grunds!i12lichen Fragen der Sicherheit und des Gesund­

heitsschutzcs bei der Arbeit und zu seiner Infomlalion Ober die Organisation und die Tätig­

keit der Präventionszentrcn der Träger der Unfallversicherungen war gemäß § 91 ASchG 

cin Arbeitnchmcrschutzbeirat eingerichtct. lm Arbeitnehmerschutzbeirat waren im Wesent­

lichen das Zentral-Arbeitsinspektornt, das Verkchrs-Arbeitsinspektorat. die Sozialpanncr 

sowie die AUVA vertreten. Die Einberufung und GeschäFtsfilhrung oblagen dem Zentral­

ArbcitsinspeklOrat. Zur Vorbe:ratung konnten Fachausschüsse eingerichtet werden. 

28 In den ArbeilSgruppen waren Venreter von Ministerien, landesregierungen. Unfall­

versicheru ngsträgern, Sozialpart nern, Inleressenvenretungen, sicherheilStechnischcll 

und arbcilSrnedizinischen Zentren, Forschullgsstellen, Universitäten, Überwachungs­

steIlen, Betrieben und Vereinen. 
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Arbeitnehmerschutz in Österreich 

11.2 Der RH hielt kritisch fest, dass i n  der Österreichischen Arbeitsschutz­
strategie 2007-201 2  entgegen der Entschließung des Europäischen 
Rates messbare Ziele zur weiteren Verringerung der Arbeitsunfalle 
und der Inzidenz von arbeitsbedingten Erkrankungen fehlten. Weiters 
gab der RH kritisch zu bedenken, dass die Arbeitsgruppen des Fach­
ausschusses ohne Genehmigung ihrer Aufträge tätig wurden und ein 
strategisches Gesamtdokument fehlte. 

Der RH empfahl dem BMASK, an den Beginn der Strategieentwicklung 
für die Österreichische Arbeitsschutzstrategie 201 3-2020 die Entwick­
lung eines strategischen Gesamtdokuments sowie nicht nur eine qua­
litative, sondern auch eine quantitative ZieldeFInition und die FestIe­
gung von Wirkungsindikatoren zu stellen. 

11.3 Laut Stellungnahme des BMASK sei ein Gesamtdokument für die Stra­

tegie 201 3-2020 geplant. Quantitative Wirkungsindikatoren seien für 

die beiden laufenden wirkungsorientierten Schwerpunktaktionen (Berg­

bau, Möbeltischler) bereits ab dem Jahr 2012 berücksichtigt worden. 

Die Zieldejinitionen für diese Schwerpunktaktionen enthielten Wir­

kungsindikatoren, wie Mängelbehebung bzw. Grad der Einhaltung der 

Rechtsllorschriften und - soweit statistisch möglich - auch die zu 

envartende Senkung der Arbeitsunfallrate in der jeweiligen Branche. 

Eine Zahl zur Senkung der Arbeitsunfallquote österreichweit und bran­

chenübergreifend vorzugeben sei unter realistisch planbaren Gesichts­

punkten nicht möglich, weil die Wirkung der Arbeitsinspektion auf die 

Arbeitsunfallquote nicht gesondert ableitbar und damit auch nicht pro­

gnostizierbar sei. Gleiches geltefür die arbeitsbedingten Erkrankungen. 

1 1.4 Der RH entgegnete, dass die EntSChließung des Europäischen Rates 
sehr wohl vorsah, in die nationalen Arbeitsschutzstrategien und nicht 
nur in einzelnen Projekten messbare Ziele zur weiteren Senkung der 
Arbeitsunfalle und Inzidenz von a rbeitsbedingten Erkrankungen auf­
zunehmen. Nach Ansicht des RH wäre die gemeinsame ZieldeFmi­
tion motivierend und idenlitätsstiftend Für die vielfaltigen Akteure im 
Arbeitnehmerschutz in Österreich. 
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Rahmenstrategie im 
Arbeitsschutz für die 
Arbeitsinspektion 

12 Das BMASK defmierte die strategische Positionierung der Arbeitsin­
spektion in der Arbeitswelt in der Rahmenstrategie 2007 im Arbeits­
schutz.29 Dabei legte das BMASK Kernkompetenzen der Arbeitsinspek­
tion sowie deren Kernleistungen fest. Breiten Raum nahmen die sieben 
Kernleistungen der Arbeitsinspektion sowie die damit zu erfüllenden 
Ziele ein: 

Tabelle 2: Kernleistungen der Arbeitsinspektion 

Kernleistung 

Überprüfung der Einhaltung der gesetzlichen 
Bestimmungen (Kontrollen) 

Parteistellung in Verwaltungsverfahren 

rechtsverbindliche Bera.tung als Unterstützung 
im Zusammenhang mit Uberprüfungen und ihrer 
Parteistellung 

Weiterentwicklung der Sicherheit und Gesundheit 
in der Arbeitswelt 

Aus- und Weiterbildung von Multiplikatoren des 
Arbeitsschutzes 

Beteiligung an nationalen und internationalen 
Projekten 

Sensibilisierung der Gesellschaft 

Quelle: Zentral-Arbeitsinspektorat 

Ziel 

Auswahl (Art und Häufigkeit) der zu kontrollie­
renden Betriebe nach deren Gefährdungspotenzial 
bzw. Arbeitsschutzniveau 

einheitliche Richtlinien; Teilnahme am Verfahren 
in Abhängigkeit von der präventiven Wirkung und 
Effizienz; gleichartiges Vorgehen der Arbeits­
inspektoren 

Beantwortung jeder Anfrage; Beratung erfolgt auf 
Basis der zu vollziehenden Rechtsvorschriften; 
Beratungsschwerpunkte ergeben sich aus den 
Erkenntnissen der Arbeitswelt 

Reaktion auf Verbesserungsbedarf (durch Defizite 
und Veränderungen in der Arbeitswelt); Impulse 
setzen zur Weiterentwicklung einer menschen­
gerechten Arbeitswelt 

Multiplikatoren helfen, die präventive Wirkung 
weiterzutragen und erhöhen damit die Umset­
zungswahrscheinlichkeit; Vortrags- und Lehr­
tätigkeit der Arbeitsinspektoren als wichtige 
Aufgabe 

schnelle und transparente Informationsweitergabe; 
gemeinsamer Wissensstand und Aktivitäten aller 
Beteiligten 

Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit als Wert 
in der Gesellschaft 

Operativ am bedeutendsten waren die drei Kernleistungen 

48 

Kontrolle, 
ParteisteIlung in Verwaltungsverfahren, 
rechtsverbindliche Beratung. 

29 Eine In den GrundzUgen ähnliche Rahmenstrategie des BMASK lag bereits 2001 vor. 

Bund 20 13/8 

III-21 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)52 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
Arbeitnehmerschutz in Österreich 

Bei den Kernkompetenzen waren das Bestreben des BMASK nach einer 
bundesweit homogenen Vollzugspraxis sowie das Bemühen um einen 
breiten Zugang zu arbeitsschutzrelevanten Daten und Informationen 
hervorzuheben. 

Steuerung der Arbeitsinspektorate 

Kontrollbedarf und 
Ressourcenmodell 

Bund 2013/8  

13.1 ( I )  Gemäß § 1 6  ArblG oblag dem Zentral-Arbeitsinspektorat die oberste 
Leitung und zusammenfassende Behandlung der Angelegenheiten der 
Arbeitsinspektorate sowie die Aufsicht über deren Tätigkeit. Da das 
Gesetz keine weitergehenden inhaltlichen Vorgaben zur Koordination 
und Leitung der Arbeitsinspektorate enthielt, verblieb dem Zentral­
Arbeitsinspektorat ein großer Freiraum bei deren konkreter Ausgestal­
tung. 

(2) Das BMASK richtete im Jahr 2010 eine Arbeitsgruppe zur Ermitt­
lung des Ressourcenbedarfs in den Arbeitsinspektoraten ein. Anlass 
dafür waren die in den Jahren davor geforderten Personaleinsparungen 
im Außendienst der Arbeitsinspektorate im Rahmen der den gesam­
ten Bundesbereich betreffenden Einsparungen sowie die geringe bun­
desweite Kontrollquote von rd. 1 4,7 D!o der vorgemerkten Arbeitsstät­
tenJO im Jahr 2009. 

Die Arbeitsgruppe setzte sich aus Mitgl iedern des Zentral-Arbeitsin­
spektorats, der Präsidialsektion des BMASK und der Personalvertre­
tung zusammen. Ziel der Arbeitsgruppe war die Erstellung eines neuen 
Ressourcenmodells, mit dessen Hilfe eine gleichmäßige Verteilung des 
Personals auf die bestehenden Arbeitsinspektorate umgesetzt werden 
sollte. Aufgabenkritik und effIzienzsteigernde Maßnahmen waren nicht 
explizites Ziel dieser Arbeitsgruppe. 

(3) Das neue Ressourcenmodell errechnete den Personalbedarf in 
Abhängigkeit vom Überprüfungsintervall der jeweiligen Arbeitsstätte. 
So wären nach diesem Modell bspw. zur Umsetzung eines einjährigen 
Überprüfungsintervalls bei sämtlichen Arbeitsstätten statt der vor­
handenen rd. 300 Arbeitsinspektoren bis zu 2.020 Arbeitsinspektoren 
notwendig. Die Arbeitsgruppe gab dabei zu verstehen, dass das Über­
prüfungsintervall und damit indirekt auch die Anzahl der Arbeitsin­
spektoren einer grundsätzlichen politischen Vorgabe bedürften. Jedoch 
gab es im überprüften Zeitraum dazu keine gesetzliche Regelung oder 
eine Vorgabe des BMASK. 

)0 Im Vergleich dazu lag der Anteil der besuchten Arbeitsstätten im Verhältnis z.u den 
vorgemerkten Arbcitsslällen im Jahr 2006 noch bei rd. 21.6 010. 
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Die Auswirkungen effIzienzsteigernder Maßnahmen berücksichtigte 
das neue Ressourcenmodell nicht. 50 fehlten bspw. Berechnungen 
dazu, welche Effekte ein optimierter Personaleinsatz und eine effizi­
ente Organisation auf das Überprüfungsintervall hätten. 

13.2 Der RH wies darauf hin, dass das ArblG keine exakten Festlegungen 
bezüglich der Koordination der Tätigkeit der Arbeitsinspektorate durch 
das Zentral-Arbeitsinspektorat enthielt. Das Gesetz eröffnete die Mög­
lichkeit für unterschiedliche Vorgangsweisen in den einzelnen Arbeits­
inspektoraten bei der Aufgabenerledigung. 

Weiters gab der RH zu bedenken, dass es keine Vorgaben des BMA5K 
hinsichtlich des Überprüfungsintervalls der jeweiligen Arbeitsstätten 
(Kontrollquote) durch die Arbeitsinspektoren gab. Der RH kritisierte, 
dass das Ressourcenmodell keine Aufgabenkritik und keine efflzi­
enzsteigernden Maßnahmen zum Gegenstand hatte. Er empfahl dem 
BMA5K, den Arbeitsinspektoraten als Ziel die Dichte des Überprü­
fungsintervalls der jeweiligen Arbeitsstätten vorzugeben. Dies wäre 
eine zentrale Voraussetzung, um eine effiziente Organisation und eine 
wirtschaftliche Planung in der Arbeitsinspektion herbeiführen zu kön­
nen. Darauf aufbauend wären eine Aufgabenkritik und effizienzstei­
gernde Maßnahmen durchzuführen und auf dieser Basis die Organi­
sationsform und die Personalausstattung zu wählen. 

13.3 Laut Stellungnahme des BMASK sei auf Basis der durch das Ressour­

cenmodell geschaffenen österreichweit annähemd gleichen Verteilung der 

Tätigkeit im Jahr 20ll ,  mit Wirkungfür 2012, eine Rahmenvereinba­

rung mit den Arbeitsinspektoraten geschlossen worden. Ziele dieser Ver­

einbarung sei neben quantitativen und qualitativen Vorgaben auch die 

Einführung eines Benchmarkings und Controllings unter den Arbeits­

illspektoraten. Weiters sollten Effizienz und Effektillität der Arbeitsin­

spektorate durch IJerbesserte Qualitätssicherung und Risikoorientierung 

bei den Kontrollen gesteigert werden. Es sei geplant, bis 2015 diese wir­

kungsorientierte Rahmenvereinbarung hinsichtlich Steuerungsre1evanz 

in val/ern Umfang zu etablieren. 

Weitersführte das BMASK aus, dass die Effizienz durch die Forderung 

der risikobasierten Inspektion weiter verbessert werden würde. Deren 

Steuerung werde den Amtsleitungm durch gezieltere Tools erleichtert. 

13.4 Der RH anerkannte die geplanten Maßnahmen bis 201 5. Er wies aber 
erneut auf die Notwendigkeit hin, die Dichte des Überprüfungsinter­
valls den einzelnen Arbeitsinspektoraten konkret vorzugeben, um eine 
effiziente Organisation und w irtschaftliche Planung in der Arbeitsin-
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und Struktur der 
Arbeitsinspektion 

Bund 2013/8 

spektion herbeizuführen. Dabei wies der RH auf den Bedarf nach einer 
Aufgabenkritik und efflZienzsteigernden Maßnahmen hin. 

14.1 ( I )  Die Arbeitsinspektion bestand aus dem im BMASK angesiedel­
ten Zentral-Arbeitsinspektorat und 20 über das gesamte Bundesge­
biet verteilten Arbeitsinspektoraten. 1 9  Arbeitsinspektorate waren für 
jeweils einen regional zugeordneten Aufsichtsbezirk, der entweder ein 
gesamtes Bundesland oder einen Teil davon umfasste, zuständig. Nur 
beim Arbeitsinspektorat für Bauarbeiten erstreckte sich die Zustän­
digkeit auf sämtliche Baustellen des mehrere Aufsichtsbezirke umfas­
senden Großraums Wien.l l  

(2) Zusätzlich waren gemäß § 1 7  Abs. I ArblG zur Wahrnehmung von 
Aufgaben auf dem Gebiet der Arbeitshygiene und -physiologie sowie 
zur Verhütung von Berufskrankheiten Arbeitsinspektionsärzte bei ein­
zelnen Arbeitsinspektoraten zu bestellen. In sieben Arbeitsinspektora­
ten waren Arbeitsinspektionsärzte angesiedelt. Organisatorisch waren 
die Mitglieder des arbeitsinspektionsärztlichen Dienstes den Arbeits­
inspektoraten als eigene Abteilung eingegliedert, sie agierten aber 
fachlich unabhängig und waren oftmals für mehrere Aufsichtsbezirke 
zuständig. Insgesamt deckten sie das gesamte Bundesgebiet ab. 

(3) Das Zentral-Arbeitsinspektorat war in der Sektion VII des BMASK 
als eigene Gruppe eingerichtet. D iese umfasste die sechs Abteilungen 
Bau- und Bergwesen, Administration, Legistik, technischer Arbeitneh­
merschutz, Arbeitsmedizin, Innovation und internationaler Arbeitneh­
merschutz. Darüber hinaus war eine StabsteIle für Haushaltsangelegen­
heiten der dezentralen Arbeitsinspektorate direkt der Sektionsleitung 
unterstellt. Die Zuständigkeit der StabsteIle beschränkte sich auf Bud­
getangelegenheiten hinsichtlich des Sachaufwands der Arbeitsinspek­
tion; die Verwaltung des Personalaufwands lag in der Kompetenz der 
Personalabteilung des BMASK. 

(4 )  Mitte des Jahres 201 2  erfolgte die Zusammenlegung der Arbeits­
inspektion mit dem Verkehrs-Arbeitsinspektorat (siehe TZ 10), das 
neben Verwaltungspersonal noch rd. 19 Verkehrs-Arbeitsinspektoren 
beschäftigte. Das Verkehrs-Arbei tsinspektorat wurde beim BMASK in 
der Sektion VII als eigene Gruppe Zentral-Arbeitsinspektorat Verkehr 
eingegliedert. 

31 Die Rechtsgrundlage für die Gcbictscintcilung stellte die aus dem Jahr 1993 stammende 
Verordnung über die Aufsichtsbezirke und den Wirkungsbereich der Arbeilsinspektion 
dar. 
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(5) Die Anzahl der Arbeitsinspektorate und damit verbunden die Ein­
teilung der Aufsichtsbezirke war historisch gewachsen und blieb in 
den letzten Jahrzehnten nahezu unverändert. Dies obwohl die öster­
reichische Wirtschaft in den letzten Jahrzehnten einen tiefgreifenden 
Strukturwandel erlebte: Traditionelle Industriestandorte verloren stark 
an Einwohnern und Arbeitskräften, während bspw. die Ballungsräume 
mit ihrer starken Dominanz des Dienstleistungssektors wuchsen. Trotz­
dem erfolgte die letzte größere Veränderung durch die Einrichtung des 
Arbeitsinspektorats in Wels bereits im Jahr 1 987. 

Das neue Ressourcenmodell (siehe TZ 1 3) führte dazu, dass die beste­
hende Organisation der Arbeitsinspektion mit den 20 Arbeitsinspek­
toraten, welche im Jahr 201 1  jeweils etwa 20 Mitarbeiter umfassten, 
unangetastet blieb32. Die Schaffung von bundesländeTÜbergreifenden 
Zuständigkeiten durch Zusammenlegungen von Arbeitsinspektoraten 
war im neuen Ressourcenmodell nicht vorgesehen, obwohl bereits 
die PTÜfberichte sowohl des Senior Labour lnspectors Comittee (SLlC) 
aus dem Jahr 2004 als auch der internen Revision des BMASK aus 
dem Jahr 2006 kritisch auf die Kleinteiligkeit der Aufsichtsbezirke der 
Arbeitsinspektorate hingewiesen hatten. 

14.2 Nach Ansicht des RH war die Kleinteiligkeit der Aufsichtsbezirke der 
Arbeitsinspektorate nicht mehr zeitgemäß und entsprach nicht mehr 
den wirtschaftlichen Gegebenheiten. 

Der RH bemängelte, dass das BMASK und das Zentral-Arbeitsinspek­
torat weder die Anregungen des Senior Labour lnspectors Comittee 
und der internen Revision des BMASK noch die sich durch den Struk­
turwandel (siehe TZ 1 3) ergebenden geänderten Rahmenbedingungen 
beTÜcksichtigten. Auch nutzten sie das neue Ressourcenmodell nicht 
für eine umfassende Neugestaltung der Aufsichtsbezirke, obwohl es 
wesentliche Anhaltspunkte dafür enthielt. 

)1 Die Berechnung der Personalveneilung im neuen Ressourcenmodell ergab zunächst. 
dass bei gleichmäßiger Verteilung der Arbeitsbelastung auf fünf ArbeitsinspeklOrtllC 
weniger als zehn Arbeitsinspekloren entfallen wOrden. davon auf zwei Arbeitsinspek­
torale sogar nur sechs Arbeitsinspektoren. Daher wurde die Berechnung derart ange­
passt. dass zumindest zehn Arbeitsinspektoren pro ArbcitsinspeklOrat vorhanden sein 
sollten. Dies wurde damit begründet. dass bei einer geringeren Ausstattung das erfor­
derliche Expertenwissen nicht mehr aufrecht zu erhalten sei, Schwerpunktaktioncll 
nicht mehr durchgeführt werden könnten und die erforderliche Aus- und Weiterbil­
dung nicht mehr möglich wäre. Trotz dieser deutlichen Hinweise auf die Nachteile zu 
kleiner Einheiten blieben, durch das Festhalten an der bestehenden Anzahl der Arbeits­
inspcklOrate. die Möglichkeiten einer Strukturbereinigung ungenutzt. 
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Der RH empfahl dem BMASK. größere Arbeitsinspektorate zu schaffen 
und die Anzahl der Aufsichtsbezirke auf maximal einen pro Bundesland 
zu reduzieren. Er sah die Konzentration der Arbeitsinspektionsärzte auf 
sieben Standorte (siehe auch TZ 29) als Good-practice-Modell für eine 
künftige Neuorganisation der Arbeitsinspektorate. Nach Ansicht des RH 
könnten allein durch die damit verbundene Reduktion an Führungs­
kräften Einsparungen in Höhe von rd. 500.000 EUR p.a. erzielt werden. 

14.3 Das BMASK sagte zu, die Empfehlung aufzugreifen und die Organi­

sation der Arbeitsinspektion einer Überprüfu/lg zu unterziehen. 

Ziel sei aus Sicht des BMASK nicht primär die Abschaffung 1)011 Lei­

tungsfunktionen, sondern die Optimierung der Organisation. Für einen 

solchen Refonnprozess seien neben einer Analyse der derzeitigen Situ­

ation Zielvorstellungen und Kriterien für eine geänderte Aufoau- und 

Ablauforganisation zu entwickeln und die maßgeblichen Stakeholder 

m itei nz lIbeziehen. 

Derzeit stehe die Integration des Verkehrs-Arbeitsinspektorats in die 

Arbeitsinspektion im Fokus; ein künftiger Organisationsreformprozess 

könne daher nicht vor dem Jahr 2014 beginnen. 

14.4 Der RH anerkannte die Bereitschaft des BMASK. die grundsätzliche 
Organisation der Arbeitsinspektion einer Überprüfung zu unterzie­
hen. Er konnte aber keinen unmittelbaren Zusammenhang zwischen 
der Integration des Verkehrs-Arbeitsinspektorats und der Neufestle­
gung der Aufsichtsbezirke der Arbeitsinspektorate bzw. deren Reor­
ganisation erkennen. Er hielt daher an seiner Empfehlung zur Reduk­
tion der Aufsichtsbezirke mit den organisatorischen Konsequenzen im 
Bereich der Arbeitsinspektorate fest. Dabei war der Hinweis auf die 
möglichen Einsparungen im Bereich der Führungskräfte als ein Tei l­
aspekt der möglichen Synergieeffekte durch die Zusammenlegungen 
der Zuständigkeiten zu werten. 
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15.1 Als Konsequenz eines EU-Audits]] aus dem Jahr 2003 wurde im 
Jahr 2006 eine vom Zentral-Arbeitsinspektorat gesteuerte jährliche 
Arbeitsplanung mit Themenschwerpunkten (JAP) für alle Arbeitsin­
spektorate und mit Vorgaben für eine einheitliche Durchführung einge­
führt. Die Themenwahl erfolgte in Kommunikation mit den 20 Arbeits­
inspektoraten. Teilweise wurden auch EU-weite Themen übernommen. 
Endberichte dokumentierten die Ergebnisse der Kontrollen. In den Jah­
ren 2006 bis 201 1  fanden jährlich zwischen drei und sieben Schwer­
punktaktionen bundesweit statt. 

Außerhalb der JAP gab es bis Ende 201 1  nur in wenigen Bereichen 
quantifizierte Vorgaben seitens des Zentral-Arbeitsinspektorats (z.B. 
jährliche Kontrolle von mindestens 95 oro der Hochrisikobetriebe seit 
dem Jahr 2006). 

15.2 Der RH beurteilte die Einführung der gemeinsamen. teils EU-weiten 
Arbeitsplanung positiv. Er wies allerdings darauf hin. dass die Jahres­
planung nur Teilbereiche der Kontrolltätigkeit der Arbeitsinspektorate 
umfasste. Der RH empfahl dem BMASK. die Steuerung der Kontroll­
tätigkeit der Arbeitsinspektorate mittels Jahresarbeitsplänen auszu­
bauen. 

15.3 Laut Stellungnahme des BMASK seien die angesprochenen Pläne Jah­

resarbeitsplänejür Schwerpunktaktionen und auJdiese beschränkt. Es 

sei beabsichtigt. die Schwerpunkte künftig in einem Fün,ßahresintervall 

statistisch zu begleiten und wirkungsorientiert zu planen. Die Schwer­

punkte seien Teil der wirkungsorientierten A usrichtung der Arbeits­

schutzstrategie 201 3-2020. 

15.4 Der RH hielt daran fest. dass die Jahresarbeitspläne nicht nur auf die 
Schwerpunktaktionen beschränkt. sondern auf weitere Bereiche aus­
gedehnt werden sollten. 

)] Das Audit wurde von Vertretern des SlIC (Senior Labour Inspeclors Commillee: Aus­
schuss hoher ArbeirsaufsichlSbeamler) in Form einer Peer-Review durchgefUhn. Der 
Ausschuss haher Arbeitsaufsichtsbeamter wurde 1982 gegründet, um der Europäischen 
Kommission bei der Überwachung der Durchse1zung der EU-Gesetzgebung auf lokaler 
Ebene zu helfen. 
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Bund 2013/8 

16. 1 Im Rahmen des Total Quality Management Projekts (TQM-Projekt) 
während der Jahre \ 999 bis 2007 wurden u.a. Kennzahlen für die Wir­
kung der Arbeitsinspektion zu allen drei Kernleistungen ("Kontrolle", 
"ParteisteIlung" und "Beratung") erarbeitet und in den Jahren 2005 
und 2006 auch im Echtbetrieb erhoben und ausgewertet. 

Zwei Kennzahlen unterschieden sich in ihrer Wirkungsmessung deut­
lich von den anderen Kennzahlen, welche überwiegend die HäufIgkeit 
von defInierten Ereignissen maßen (vgl. Tätigkeitsbericht der Arbeits­
inspektion): 

Die Wirkungskennzahl "Anteil der behobenen Mängel bei Folge­
kontrollen innerhalb von drei Jahren": Der Anteil der behobenen 
Mängel lag bspw. im Jahr 2005 bei durchschnittlich rd. 78 Ofo. In 
den einzelnen Arbeitsinspektoraten differierte der Prozentsatz zwi­
schen rd. 55 Ofo und rd. 92 Ofo. 

Die Wirkungskennzahl "Anteil der erfüllten Arbeitnehmerschutzauf­
lagen": Der Anteil der erfüllten Arbeitnehmerschutzauflagen gemäß 
Genehmigungsbescheid lag bspw. im Jahr 2005 bei durchschnitt­
lich rd. 82 Ofo. In den einzelnen Arbeitsinspektoraten differierte der 
Prozentsatz zwischen rd. 62 Ofo und rd. 9 \  Ofo. 

Die Ergebnisse der Auswertungen wurden u.a. bei den Amtsleiterta­
gungen in den Jahren 2005 und 2006 vorgestellt. Aus diesen Wir­
kungskennzahlen leitete das Zentral-Arbeitsinspektorat keine Ziel­
vorgaben für die regionalen Arbeitsinspektorate ab. Die Erhebung der 
Kennzahlen wurde mit der Erhebung im Jahr 2006 eingestellt. 

16.2 Nach Ansicht des RH war die Ermittlung von Wirkungskennzahlen 
zweckmäßig. Dadurch wurde der sehr unterschiedliche Wirkungsgrad 
der einzelnen Arbeitsinspektorate deutlich. Der RH kritisierte aller­
dings, dass keine Ziel vorgaben aus den Wirkungskennzahlen abgeleitet 
wurden und die Erhebung der Kennzahlen 2006 eingestellt wurde. Er 
empfahl dem BMASK die Festlegung von wirkungsorientierten Ziel­
vorgaben für die Arbeitsinspektorate durch das Zentral-Arbeitsinspek­
torat. 

16.3 Laut Stellungnallme des BMASK seien im Rallmen der wirkullgsori­

entierten VenvaltungsfülIrung übergeordnet wirkungsorientierte Ziele 

und MaßnalImenjür die gesamte Organisation (Zentral-Arbeitsinspek­

toral und Arbeitsinspektorate) festgelegt worden. 
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Das Zentral-Arbeitsinspektorat werde im Jahr 2014 die Implementie­

rung und in Zukunft die laufende Erhebung der Kennzahlen .. Anzahl 

der behobenen Mängel des letzten Befundes· und "Anteil der behobenen 

Mängel bezogen auf die Zahl der Beanstandungen im letzten Befund" 

durchführen. Basierend auf einer Analyse der ennittelten Werte wür­

den ab dem Jahr 2016  Wirkungsziele definiert und vorgegeben. 

Weiters führte das BMASK aus, dass basierend auf einer Analyse der 

ermittelten Werte der derzeit bereits erhobenen Anzahl der gutgeschrie­

benen Prioritätspunkte diese ab 201 5 zur wirkungsorientierten Steue­

rung im Sinne einer Prioritätensetzung herangezogen würden. 

Auswirkungen der Steuerungsinstrumente 

Ressourceneinsatz 

in  den Arbeits­

inspektoraten 

56 

1 7.1  ( I )  Der Ressourceneinsatz für die Kernleistungen (Kontrolle, ParteisteI­
lung und Beratung) je Arbeitsinspektorat stellte sich im Jahr 200634 
wie folgt dar: 

)� Rl'SSourccnerfassungen lagen nur rur die Jahre 2005 und 2006 vor (Kennzahlcnpro­
jek' im Rahmen des TOM). 
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Abbildung 4: Anteil der Kernleistungen am Ressourceneinsatz der Arbeitsinspektorate im 
Jahr 2006 
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Bund 2 0 1 3/8 

Die zentrale Kernleistung Kontrolle (siehe Rahmenstrategie im Arbeits­
schutz aus dem Jahr 2007) der Arbeitsinspektorate schwankte im 
Jahr 2006 je nach Arbeitsinspektorat zwischen rd. 17 % und rd. 37 0/0 
gemessen am gesamten Ressourceneinsatz. Die beiden weiteren Kern­
leistungen (paneisteIlung und Beratung) betrugen je nach Arbeitsin­
spektorat im Jahr 2006 zwischen rd. 1 2  % und rd. 29 % des Ressour­
ceneinsatzes. Die restlichen Ressourcen der Arbeitsinspektorate fIelen 
auf Weg- und Wanezeiten, das WissensmanagementJ5 sowie sonstige 
Leistungen (z.8. Führungstätigkeiten, EDV, Archiv, Sonderfunktionen 
wie Personalvenretung und Brandschutz, aber auch noch nicht defl­
niene Leistungen z.B. des ärztlichen Dienstes). Diese lagen zwischen 
rd. 37 % und rd. 68 % des gesamten Ressourceneinsatzes. Diese großen 
Unterschiede im Ressourceneinsatz fühnen zu keinen weiteren Ana­
lysen über deren Gründe. 

35 Unter Wissensmanagement fiel jede im direkten Zusammenhang mit den Amtshand­
lungen stehende Aus- und Fortbildung. aber auch z.B. Amtsbesprechungen. Erlassstu­
dium zur Vorbereitung aur Außendienst elC. 
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(2) Eine aktuelle Auswertung aus dem Jahr 201 1  zeigte, dass deut­
liche Unterschiede in der Amtskultur weiter fortbestanden. Darauf 
wiesen auch die Unterschiede zwischen dem proaktiven (ohne äuße­
ren Anlass) und dem reaktiven Amtshandeln hin (z.B. als Reaktion 
auf eine Beschwerde, eine Einladung zu einer Verhandlung, eine Wei­
sung des Zentral-Arbeitsinspektorats oder eine Mutterschutzmeldung): 

Tabelle 3: Proaktive und reaktive Amtshandlungen im Jahr 2011 

Arbeitsinspektorat 

1 (Wien 1) 

2 (Wien 2) 

3 (Wien 3) 

4 (Wien 4) 

5 (Wien 5) 

6 (Wien 6) 

7 (Wr. Neustadt) 

8 (5t. Pölten) 

9 (Linz) 

10 (Salzburg) 

11 (Graz) 

12 (Leoben) 

13 (Kärnten) 

14 (Innsbruck) 

15 (Bregenz) 

16 (Eisenstadt) 

17 (Krems) 

18 (Vöcklabruck) 

19 (Wels) 

Bau 

I Summe 11 
QueUe: Zentral-Arbeitsinspektorat 
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proaktiv 

Anzahl 

497 

1.133 

1.580 

766 

995 

1.128 

1.050 

2.791 

2.433 

1.114 

4.087 

2.627 

1.484 

1.541 

1.844 

1.476 

2.300 

B30 

1.920 

4.616 

36.212 11 

Anteil 
proaktiv 

in '0 

16 

40 

43 

22 

20 

23 

31 

42 

40 

27 

48 

52 

29 

27 

37 

37 

51 

24 

40 

75 

38 

r===" 

reaktiv Anteil Summe reaktiv 

Anzahl in <Yo Anzahl 

2.638 84 3.135 

1.732 60 2.865 

2.134 57 3.714 

2.745 78 3.511 

4.064 80 5.059 

3.737 77 4.865 

2.356 69 3.406 

3.903 58 6.694 

3.690 60 6.123 

3.028 73 4.142 

4.505 52 8.592 

2.466 48 5.093 

3.647 71 5.131 

4.120 73 5.661 

3.185 63 5.029 

2.498 63 3.1174 

2.216 49 4.516 

2.645 76 3.475 

2.897 60 4.817 

1.551 25 6.167 

IL 511.757 11 62 115.11611 

Bund 2 0 1 3/ 8  
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Der Anteil der proaktiven Amtshandlungen der einzelnen Arbeitsin­
spektorate (ausgenommen Bau-Arbeitsinspektorat) lag im Jahr 201 1 
zwischen rd. 1 6  % und rd. 52 0/0. 

Das Zentral-Arbeitsinspektorat nahm keine detaillierte Analyse für die 
Gründe der unterschiedlichen Leistungsausprägungje nach Arbeitsin­
spektorat vor. Dadurch waren die Gründe für die Unterschiede nicht 
nachvollziehbar. 

17.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass die 20 regionalen Arbeitsin­
spektorate weitgehend frei waren bei der operativen Gestaltung ihrer 
Tätigkeit. Nach Ansicht des RH gab es seit Jahren keine einheitliche 
Amtskultur in den 20 Arbeitsinspektoraten, weil jedes Arbeitsinspek­
torat seine Leistungsschwerpunkte individuell festlegte. Dies war eine 
Folge der mangelnden zentralen Steuerung wie auch der fehlenden 
Analyse der Gründe für die unterschiedliche Leistungsausprägung. 
Der RH empfahl dem BMASK, auf eine Vereinheitlichung der Kern­
leistungsbereiche hinsichtlich Leistungserbringung in den einzelnen 
Arbeitsinspektoraten hinzuwirken. 

17.3 Laut Stellungllahme des BMASK sei eill entsprechellder Prozess illl 

Jahr 201 1 eingeleitet worden. Das Konzept der neueIl Einschau, mit dem 

drei Arbeitsinspektorate pro Jahr vor Ort überprüft werden kÖllnten, ulld 

illsbesolldere das quartalsmäßig durclrgejührte Benclrmarkillg und COII­
trollillg seien bereits im Jahr 201 2 umgesetzt wordell. Die AusspracheIl 

mit den Leitungen der Arbeitsinspektorate würden ab dem Jahr 2013 
dreimal im Jahr erfolgell. Abweichungen bei den relevanten Datell wür­

den hinterfragt, Vorgangsweisen diskutiert und angeglichen sowie unter­

schiedliche Datenerfassungen und fehlerhafte Eingaben geprüft Ulld 

klargestellt. 

17.4 Der RH entgegnete, dass es mündliche Erörterungen der Unterschiede 
bereits in der Vergangenheit gegeben hatte. Diesen müssten jedoch 
Vereinheitlichungen in der Leistungserbringung und gegebenenfalls 
angepasste, ausreichend konkrete Zielsetzungen folgen. 
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Amtshandlungen je 
VBÄ 

18.1 Eine Auswertung der Häuflgkeiten der Amtshandlungen je VBÄ i.e.S.J6 
aller drei Kernleistungen (Kontrolle, ParteisteIlung, Beratung) in den 
Arbeitsinspektoraten im Jahr 2010 zeigte ebenfalls große Unterschiede 
in der Leistungserbringung in den einzelnen Arbeitsinspektoraten : 

Abbildung 5:  Tätigkeiten je  VBÄ i.e.S. der  Arbeitsinspektorate im Jahr  2010 
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Vier der 19 ArbeitsinspektorateJ7 1agen deutlich über dem Schnitt von 
rd. 444 Amtshandlungen je VBÄ i.e.S. und wiesen Werte zwischen 
7 1 2  und 563 Amtshandlungen je VBÄ i.e.S. auf. Auffallend war hier, 
dass es selbst in dieser Spitzengruppe deutliche Unterschiede in den 
drei Kernleistungen gab. 

36 Personal im Außendienst. exkJusive Personen in Ausbildung oder mit Sondertälig­
keilen (z.B. Leitung. EDV-Betreuung, Personalvenretung eie.) 

]'I Das ArbciLSinspcklOrat rur Bauarbeitcn rur Wien und Teile Nicderösterrcichs war mit 
den anderen 19 regionalen Arbeilsinspektoralcn nur bedingt vergleichbar. 

Bund 20 13/8 
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Kontrollen der 
Arbeitsstätten und 
Arbeitnehmer 

Bund 201 3/B 

Eine Analyse der Unterschiede der Amtshandlungen in den einzelnen 
Arbeitsinspektoraten sowie darauf aufbauende Good-practice-Emp­
Fehlungen für die Steuerung von Arbeitsinspektoraten gab es - über 
mündliche Erörterungen hinaus - nicht. 

18.2 Der RH wies kritisch auf die Leistungsunterschiede nach VBÄ i.e.S. in 
den einzelnen Arbeitsinspektoraten hin. Die Wahrnehmung des Außen­
dienstes schwankte je nach Arbeitsinspektorat erheblich. Der RH emp­
fahl dem BMASK, auf eine Vereinheitlichung der Leistungserbringung 
je Mitarbeiter in den einzelnen Arbeitsinspektoraten hinzuwirken. 

18.3 Das BMASK hielt in seiner Stellullgnahme fest, dass die Leistungser­

bringung je Mitarbeiter mit der im Jahr 20 J J konzipierten neuen Ein­

schau kontrolliert werde. Um die Umsetzung zu forcierell, sei zur Ein­

schau ein QualitätshalIdbuch mit Fragen aufgelegt worden, das die 

Leitullgell der Arbeitsillspektorate bereits vor der geplalltell Einsc/rau 

ulld grulldsätzlich für Verbesserungen allwendeIl könntell. Darüber 

hinaus wirke auch das im Jahr 2012 eingeführte Benchmarking und 

COlltrollillg in Verbindung mit der Steuerung durch die Amtsleitungen 

über aktuelle Tiitigkeitsauswertungen je Mitarbeiter. 

18.4 Der RH anerkannte die bisher gesetzten Maßnahmen. Er vermisste aber 
nach wie vor Zielsetzungen für die Leistungserbringungje Mitarbeiter. 
Er hielt daher an  seiner Empfehlung zur Vereinheitlichung der Leis­
tungserbringungje Mitarbeiter fest. 

19.1 ( I )  Eine Auswertung der Kontrollen von Arbeitsstätten durch die unter­
schiedlichen Arbeitsinspektorate im Jahr 20 J J zeigte ebenfalls erheb­
liche regionale Unterschiede: 
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Tabelle 4: Kontrollen von Arbeitsstätten nach Arbeitsinspektoraten im Jahr 2011 

Arbeitsinspektorat 

1 (Wien 1) 

2 (Wien 2) 

3 (Wien 3) 

4 (Wien 4) 

5 (Wien 5) 

6 (Wien 6) 

7 (Wr. Neustadt) 

8 (5t. Pölten) 

9 ( Linz) 

10 (5alzburg) 

11 (Graz) 

12 (leoben) 

13 (Kärnten) 

14 (Innsbruck) 

15 (Bregenz) 

16 (Eisenstadt) 

17 (Krems) 

18 (Vöcklabruck) 

19 (Wels) 

Summe 

QueUe: Zentral-Arbeitsinspektorat 
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vor�emerkte besichtigte durchschnittliches 
Arbe tsstätten Arbeitsstätten Prüfungsintervall 

Anzahl in Jahren 

13.832 892 15,5 

9.823 1.157 8,5 

10.104 1.725 5,9 

10.480 1.423 7,4 

13.740 2.102 6,5 

14.292 1.728 8,3 

8.531 884 9,7 

9.468 2.666 3,6 

19.456 1.959 9,9 

16.109 966 16,7 

17.750 2.797 6,3 

12.223 1.465 8,3 

17.175 2.163 7,9 

19.274 1.666 11,6 

12.003 1.937 6,2 

7.448 1.728 4,3 

7.306 1.848 4,0 

12.212 1.250 9,8 

9.483 1.842 5,1 

240.709 32.198 7,5 

Die Arbeitsinspektoren besuchten die Arbeitsstätten in durchschnitt­
lichen Intervallen von 3,6 Jahren bis \ 6,7 Jahren. Im Jahr 201 \  lag die 
Streuung der Kontrollquoten von Arbeitsstätten (Detail- oder Über­
blickskontrolle) zwischen den einzelnen Arbeitsinspektoraten zwischen 
rd. 6 % und rd. 28 %. 

Bund 2013/8 
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(2) Die Kontrollen von Arbeitnehmern stellten sich im Jahr 201 1  wie 
folgt dar: 

Tabelle 5: Kontrollen von Arbeitnehmern nach Arbeitsinspektoraten im Jahr 201 1 

Arbeitsinspektorat 

1 (Wien 1) 

2 (Wien 2) 

3 (Wien 3) 

4 (Wien 4) 

5 (Wien 5) 

6 (Wien 6) 

7 (Wr. Neustadt) 

8 (St. PöLten) 

9 (Linz) 

10 (Salzburg) 

11 (Graz) 

12 (Leoben) 

13 (Kärnten) 

14 (Innsbruck) 

15 (Bregenz) 

16 (Eisenstadt) 

17 (Krems) 

18 (VöckLabruck) 

19 (WeLs) 

Summe 

QueUe: Zentral-Arbeitsinspektorat 

Bund 2 0 1 3/8 

gesamt vorgemerkte kontrollierte Arbeitnehmer Arbeitnehmer 

AnzahL in 0J0 

190.530 34.752 18 

118.760 45.226 38 

112.759 61.428 54 

116.341 47.807 41 

162.732 59.691 37 

156.144 68.432 44 

92.024 34.447 37 

122.566 61.737 50 

270.745 100.653 37 

192.646 37.102 19 

271.140 118.629 44 

117.617 48.266 41 

179.236 71.500 40 

231.064 67.841 29 

131.126 65.482 50 

69.325 34.922 50 

63.613 33.064 52 

145.555 56.063 39 

116.522 51.080 44 

2.860.445 1.098.122 38 

Die Streuung der Kontrollquote bei den Arbeitnehmern lag im Jahr 2011  
zwischen rd. 1 8  <\b und rd. 54 <\b. 
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Auswirkungen auf die 
drei Kernleistungen 

(3) Das Zentral-Arbeitsinspektorat legte keine Kontrollquoten (quan­
tifIzierte Zielvorgaben) in Bezug auf die vorgemerkten Arbeitsstätten 
bzw. die vorgemerkten Arbeitnehmer fest. 

19.2 Der RH kritisierte die regional stark variierenden Kontrollquoten. Er 
verwies auf seine Empfehlung in TZ 1 3  hinsichtlich der Vorgabe eines 
Überprüfungsintervalls je Arbeitsstätte durch das BMASK. 

20.1 Anhand des .. Tätigkeitsberichts der Arbeitsinspektion" für das Jahr 201 1 
ließ sich zusammenfassend die Entwicklung der Kemleistungsbereiche 
wie folgt nachvollziehen: 

Tabelle 6:  Anzahl der drei Kernleistungen in den Jahren 2007 bis 2011  

2007 2008 2009 2010 2011 Veränderung 
Kernleistungen 

Anzahl in % 

Kontrollen' 95.444 68.132 63.998 58.907 57.699 - 15,32 

Parteistellung3 17.358 18.687 17.148 17.142 18.137 4,5 

Beratungstätigkeit 24.852 28.523 27.900 31.638 31.347 26,1 

1 exkl. Kontrollen von lenkern. da die Anzahlder Kontrollen von lenkern von der EU vorgegeben und von den Arbeitsinspektoraten 

nicht beeinflussbar war 
2 Datensprung bei .. Besichtigungen" in den Jahren 2007 bis 2008 durch Änderung der Zählweise; Berechnung der Veränderung 

bei "Besichtigungen" deshalb für die Jahre 2008 bis 2011 
] Teilnahme an behördlichen Verhandlungen 

Quellen: ZentraL-Arbeitsinspektorat; Darstellung RH 
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In der Kernleistung "Kontrolle" kam es zu einem Rückgang um 
rd. 1 5,3 Ofo in den Jahren 2008 bis 201 1 ;  in der Kernleistung .. Partei­
stellung" in den Jahren 2007 bis 201 1  zu einem Zuwachs um rd. 4,5 Ofo 

und in der Kernleistung "Beratung" im selben Zeitraum ebenfalls zu 
einem Zuwachs: um rd. 26, 1 %. 

20.2 Der RH kritisierte den ungesteuerten Rückgang in  der Kernleistung 
.. Kontrolle". Weiters kritisierte er, dass der Ausbau der Beratungs­
tätigkeit zu Lasten der Kontrolltätigkeit nicht auf quantifIzierten Ziel­
vorgaben basierte. Der RH verwies auf seine Empfehlung in TZ 2 1  hin­
sichtlich der Steuerung aller drei Kernleistungsbereiche. 

Bund 201 3/8 
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Bund 2013/8 

2 1.1  Für das Jahr 20 1 2  schloss das Zentral-Arbeitsinspektorat in vorberei­
tender Umsetwng der Haushaltsrechtsreform 20 1 3  Leistungsvereinba­
rungen mit den Arbeitsinspektoraten ab, die sogenannte Rahmenver­
einbarung Wirkungsorientierte Steuerung. Diese Rahmenvereinbarung 
legte u.a. per Erlass den Mindeststandard für Inhalte und Tätigkeiten 
einer Kontrolle und das Mengengerüst für die Besichtigungen fest. Neu 
war die Kombination aus Inhalt und Mengengerüst. Als Ziele nannte 
die Rahmenvereinbarung u.a. die Stabilisierung der Erbringung der 
Kernleistungen und die bessere Vergleichbarkeit der Eingabedaten für 
die allgemeine Tätigkeitsstatistik im Hinblick auf val idere Benchmarks. 
Eine vorangehende Analyse der großen Unterschiede in den Tätigkeiten 
zwischen den Arbeitsinspektoraten gab es nicht (siehe TZ 17). 

Die Berechnung der mengen mäßigen Mindestvorgaben orientierte sich 
an den im Jahr 2010 erbrachten Kontrollen aller Arbeitsinspektorate 
und einer Ermittlung der für den Außendienst im engeren Sinne ein­
gesetzten VBÄ (inkJ. Teilzeitbeschäftigungen, Führungsfunktionen, 
Sonderfunktionen wie Arbeitsinspektionsärztlicher Dienst, Messteams, 
Grundausbildung, EDV -Betreuung und Personalvertretung). Aus die­
sen beiden Faktoren ermittelte sich eine durchschnittliche Kontroll­
quote pro YBÄ. 

Für acht Arbeitsinspektorate lagen die Zielvorgaben teils deutlich unter 
dem bereits erbrachten Niveau (bis zu minus l .771 Besichtigungen von 
Arbeitsstätten pro Jahr pro Arbeitsinspektorat), für elf Arbeitsinspek­
torate lagen die Zielvorgaben teils deutlich über dem bereits erbrach­
ten Niveau (bis zu wsätzlich 905 Besichtigungen von Arbeitsstätten 
pro Jahr pro Arbeitsinspektorat). 

2 1.2 Der RH kritisierte die z.T. wenig ambitionierten Zielvorgaben in der 
Rahmenvereinbarung durch die Orientierung am Durchschnitt der Leis­
tungserbringung der Arbeitsinspektorate. Eine der Hauptintentionen 
der Rahmenvereinbarung - die Stabilisierung der Erbringung der Kern­
leistungen - war wdem aus Sicht des RH  nur z.T. geglückt, weil nur 
eine der drei Kernleistungen in der Rahmenvereinbarung nach Inhalt 
und Menge festgelegt war. Für die Kernleistungen .. ParteisteIlung" und 
.. Beratung" gab es weiterhin keine mengenmäßigen Vorgaben. 

Der RH empfahl dem BMASK, eine Orientierung der mengenmäßigen 
Vorgaben an den leistungsstarken Arbeitsinspektoraten zu forcieren. 
Weiters empfahl er dem BMASK, im Zuge der Umsetwng der Haus­
haltsrechtsreform 20 1 3  eine Rahmenvereinbarung "Wirkungsorien­
tierte Steuerung" w formulieren, die alle drei Kernleistungsbereiche 
(Kontrolle, ParteisteIlung, Beratung) umfasste. 
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21.3 Laut Stellungnahme des BMASK habe das Zentral-Arbeitsinspekto­

rat im Jahr 20/ 3 begonnen, ein System zur PrioritMensetzung bei der 

Beschickung /ion Verhandlungen mit ParteisteIlung zu entwickeln. Da 

bei der Kernleistung ParteisteIlung auch andere Behörden beteiligt seien, 

werde sich die Festlegung /ion A uswahlkriterien weselltlich komplexer 

gestalten als bei der Kontrolle, so dass frühestens im Jahr 20/6 mit 

einer Umsetzung gerechnet werden könne. Außerdem werde das Zen­

tral-Arbeitsinspektorat Kennzahlen zur Messung der Wirkung bzw. 

Effektivität der Teilnahme an Verhandlullgen entwickeln und imple­

mentiere'l, um die Kernleistung ParteisteIlung wirkungsorientiert steu­

ern zu können. 

Weiters führte das BMASK aus, dass Beratungen meist auf Wunsch 

der Zielgruppen im Rahmen anderer Aktivitäten wie Kontrollen oder 

Verhandlungen erfolgten und gemeinsam mit der Kernleistung Partei­

steIlung behandelt würden. 

21.4 Der RH erachtete die Festlegung mengen mäßiger Vorgaben für die drei 
Kernleistungen weiterhin als vordringlich. Dabei sollte sich das BMASK 
an den leistungsstarken Arbeitsinspektionen orientieren, um eine Effl­
zienzsteigerung zu erzielen. Weiters hielt der RH den Zeithorizont bei 
der Beschickung von Verhandlungen mit ParteisteIlung (Umsetzung 
frühestens 2016) als zu großzügig bemessen. 

Qualitätssicherungsinstrumente 

Erlässe des Zentral­
Arbeitsi nspektorats 

66 

22.1 In der Arbeitsinspektion kamen unterschiedliche Instrumente der Qua­
Iitätssicherung, teils parallel, teils nacheinander, zum Einsatz. Erlässe 
des Zentral-Arbeitsinspektorats bildeten die Basis für eine einheitliche 
Rechtsanwendung in den Arbeitsinspektoraten. Die Erlässe enthielten 
teils Vorgaben zur einheitlichen Vorgehensweise z.B. bei Unfallerhe­
bungen oder bei gemeinsamen Schwerpunktaktionen. In der Regel 
enthielten sie aber keine organisatorischen Vorgaben für eine effIzi­
ente Verwaltungsführung. 

Die Erlässe wurden in einer Erlassdatenbank gespeichert, allen Arbeits­
inspektoren zur Verfügung gestellt und im Internet veröffentlicht. 
Schulungen und Erfahrungsaustausch sollten die einheitliche Voll­
zugspraxis gewährleisten. Der Umfang der Erlassdatenbank stellte sich 
wie folgt dar: 

Bund 2 0 1 3/B 
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Schlüsselzahlenver­

zeichnis und Total 

Quality Management 

Bund 201 3/8 

Tabelle 7:  Auswertung aus der Erlassdatenbank 

aktive Erlässe 
Jahr! 

Erlässe Zeichen 

2007 786 6.148.678 

2008 828 6.615.290 

2009 874 6.964.860 

2010 935 7.462.664 

2011 969 7.771.222 

1 Stichtag 31. Dezember 

Seiten2 

2.003 

2.155 

2.269 

2.431 

2.532 

2 Oie in der Erlassdatenbank abgelegten Erlässe werden bei Aufruf in Echtzeit generiert. Oie 

Anzahl der Seiten kann somit nicht direkt angegeben werden. Es ist aLlerdings mögLich, die 

Anzahl der Zeichen, die ein Erlass umfasst, abzufragen. Anhand der aktuellen Erlässe aus 

dem Jahr 2011 sowie der bisherigen Erlässe des Jahres 2012 wurde mittels Ausdrucken die 

durchschnittliche AnzahL der Zeichen pro Seite ermittelt. Eine Erlass-Seite umfasste rd. 

3.069 Zeichen. 

Quelle: Zentral-Arbeitsinspektorat 

In den Jahren von 2007 bis 201 1  stieg die Anzahl der aktiven Erlässe 
von 786 auf 969 bzw. um rd. 23 Ofo an. Im Jahr 201 1  umfassten die 
aktiven Erlässe rd. 2.500 Seiten. 

22.2 Der RH wies auf den steigenden Umfang der Erlässe zur Umsetzung 
der Arbeitnehmerschutzbestimmungen hin. Aufgrund des beachtlichen 
Umfangs der Erlässe und im Hinblick auf die Bewältigbarkeit durch 
die Mi tarbeiter empfahl er dem BMASK, eine Überregelung im Arbeit­
nehmerschutzbereich möglichst zu vermeiden. 

22.3 Laut Mitteilung des BMASK werde ab sofort geprüft, inwieweit Infor­

mationen in Erlassform zu erfolgen hätten. Weiters würden die beste­

henden Erlässe überprüft, inwieweit eine Straffung bzw. zusammenfas­

sende Aktualisierung erfolgen könnte. Die Umsetzung dieses Vorhabens 

sei bereits begonnen worden. 

23.1 ( I )  Das Schlüsselzahlenverzeichnis enthielt ansatzweise Beschreibungen 
von Umfang und Inhalt der Leistungen der Arbeitsinspektion. Es diente 
als Grundlage für die Erfassung der Tätigkeiten der Arbeitsinspek­
tion. Das Schlüsselzahlenverzeichnis war jedoch zu wenig präzise, um 
eine Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit der Leistungserbringung zu 
gewährleisten. 
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(2) Im Zuge des extern begleiteten Total Quality Management Projekts 
(TQM-Projekt) in den Jahren 2000 bis 2006 wurde neben Kennzahlen 
für die Effizienz und Wirkung der Arbeitsinspektion u.a. ein Quali­
tätshandbuch entwickelt. Dieses Qualitätshandbuch enthielt Werthal­
tungen und Ziele, jedoch keine konkreten FestIegungen für die Quali­
tät der zu erbringenden Leistungen der Arbeitsinspektion. 

Zur Sicherung der Qualität setzte das TQM-Projekt auf Eigenüberwa­
chung. Dies führte zu sehr heterogenen Qualitätszielen in den einzel­
nen Arbeitsinspektoraten und - aufgrund weiterer Faktoren - letzt­
endlich zur Beendigung des TQM-Projekts mit dem Jahr 2006. 

23.2 Nach Ansicht des RH waren weder das Schlüsselzahlenverzeichnis noch 
die Eigenüberwachung aus dem TQM-Projekt geeignet, die Qualität der 
Leistungserbringung der einzelnen Arbeitsinspektorate zu standardi­
sieren und zu überwachen. Kritisch sah der RH insbesondere die hete­
rogenen Qualitätszie.le in den einzelnen Arbeitsinspektoraten. Der RH 
empfahl dem BMASK die Weiterentwicklung des vorhandenen Quali­
tätshandbuchs mit konkreten FestIegungen zur Qualität der zu erbrin­
genden leistungen der Arbeitsinspektion und einer Verknüpfung mit 
den Erlässen. 

23.3 Laut Stellungnahme des BMASK sei eitl wichtiger Schritt zur Steuerung 

der Arbeitsinspektorate mit der Rahmenvereinbarung Wirkungsorien­

tierte Steuerung im Jahr 2012 erfolgt, mit der ein Mindeststandard für 

Kontrollen definiert worden sei. Es sei geplant, die Definition von Min­

deststandards und die Sicherung der Qualität bis zum Jahr 201 5 wei­

ter auszubauen, wobei elektronisch verfügbare rools zur inhaltlichen 

Steuerung der einheitlichen Vorgangsweise, wie Erlassdatenbank und 

kommentierte Vorschriften, berücksichtigt würden. 

23.4 Der RH wertete die geplanten Maßnahmen positiv. Die Definition von 
Mindeststandards sollte jedenfalls die drei Kernbereiche umfassen. 

24.1 ( I )  Von 1995 bis 201 1  waren die Modalitäten und Zielsetzungen der 
Einschautätigkeit des Zentral-Arbeitsinspektorats bei den Arbeitsin­
spektoraten - in Ausübung der Fach- und Dienstaufsicht - in einer 
internen Richtlinie festgelegt. Diese besagte, dass in jedem Arbeitsin­
spektorat innerhalb von sieben, jedoch längstens innerhalb von zehn 
Jahren zumindest eine Einschau vorzunehmen war. 

Bund 20 13/8 
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Bund 201 3/8 

Das Verfahren der Einschau "alt" folgte einem Einschauplan, der die 
Themen der Einschau in Stichworten anführte. Eine Abteilung im Zen­
tral-Arbeitsinspektorat koordinierte die Einschautätigkeit. Mitglieder 
der Fachabteilungen im Zentral-Arbeitsinspektorat nahmen die Fach­
themen wahr. Die Einschautätigkeit vor On beruhte auf Befragung, 
Akteneinsicht, Überprüfung von Unterlagen und Begleitung bei Außen­
diensttätigkeiten. 

(2) In den 1 7  Jahren Einschau "alt" hatte in 1 6  der 20 Arbeitsinspek­
torate jeweils eine Einschau stattgefunden; vier Arbeitsinspektorate 
hatten keine Einschau "alt" erfahren. Die letzte Einschau "alt" wurde 
im Oktober 2008 durchgeführt. Die tatsächliche Einschaufrequenz lag 
bei durchschnittlich etwa einer Einschau .alt" je Arbeitsinspektorat in 
rd. 21 Jahren. Der erhebliche zeitliche Aufwand wurde als einer der 
Gründe für das Einstellen der Einschau "alt" genannt. 

24.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die vom Zentral-Arbeitsinspekto­
rat angestrebte Einschaufrequenz weit verfehlt wurde. Die Einschau 

"alt" war aufgrund ihres zeitlichen und organisatorischen Aufwands 
nicht geeignet, die Qualität in den regionalen Arbeitsinspektoraten zu 
sichern. 

25.1 Die Einschau "neu" wurde im Jahr 201 2  gestartet. Sie verband die Ein­
schautätigkeit vor Ort mit einer quartalsweisen Kennzahlenbeobach­
tung durch das Zentral-Arbeitsinspektorat. Der Unterschied zur Ein­
schau "alt" lag v.a. in der Straffung des Ablaufs [um in Zukunft drei 
Einschauen pro Jahr durchführen zu können), in der abteilungsüber­
greifenden Behandlung bestimmter Themengebiete und in der beglei­
tenden systematischen quartalsweisen Datenbeobachtung [Maßnah­
mencontrolling). Die vom Zentral-Arbeitsinspektorat angestrebte 
Einschaufrequenz in den einzelnen Arbeitsinspektoraten lag somit 
bei einer Einschau rund alle sieben Jahre. 

Die Auswahl der im Jahr 20 1 2  zu überprüfenden Arbeitsinspektorate 
im Rahmen der Einschau "neu" wurde damit begründet, dass in die­
sen seit dem Jahr 1 995 keine Einschau erfolgt war. 

25.2 Der RH anerkannte die Bemühungen des BMASK um eine Verbesse­
rung der Qual itätssicherung durch die Einschau "neu". Er kritisierte 
aber die Auswahl der im Jahr 201 2  zu überprüfenden Arbeitsinspek­
torate als zu wenig strategisch und zu vergangenheitsorientiert. Er 
empfahl dem BMASK, bei der Jahresplanung der Einschau "neu" 
eine gewichtete Stichprobe zu ziehen, welche die Entwicklung von 
Good-practice-Modellen ermöglichte. Denkbar wäre ein Vergleich von 
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Arbeitsinspektoraten mit ähnlichen Anforderungsprofilen, Z.B. in stark 
industrialisierten Wirtschaftsräumen oder in klein-gewerblich domi­
nierten Wirtschaftsräumen. 

25.3 Das BMASK sagte zu, die Empfehlung des RH bei der künftigen Pla­

nung der Einschau zu berücksichtigen. 

26.1 ( I )  lm Jahr 2002 wurde ein einfaches, EDV-unterstütztes lnstrument 
(Ampelsystem) entwickelt und im Jahr 2005 in allen Arbeitsinspek­
toraten eingeführt. Ziel des Ampelsystems war eine Steigerung der 
Wirksamkeit der Kontrollen bei den Arbeitsstätten dadurch, dass u.a. 
die Häufigkeit der Kontrollen von Arbeitsstätten von der statistischen 
Gefahrdung der Arbeitnehmer im Betrieb abhängig gemacht wurde. 
Die Arbeitsstätten wurden aufgrund ihrer Branche (ÖNACE) einer 
von drei GefahrdungskJassen zugeordnet (überdurchschnittlich = 3, 
durchschnittlich = 2, unterdurchschnittlich = I ) .  Zusätzlich nahm der 
Arbeitsinspektor eine allgemeine E inschätzung des Gefahrdungspoten­
zials einer Arbeitsstätte vor. Besonders gefahrliche Betriebe wurden 
als .Rot-Betriebe" bezeichnet. Anlässlich einer Kontrolle nahmen die 
Arbeitsinspektoren eine Aktualisierung der Einstufung vor. 

Im Jahr 2006 wurde das Ampelsystem evaluiert. Dabei zeigte sich u.a., 
dass in der Praxis nur mehr zwischen Rot-Betrieben und Nicht-Rot­
Betrieben unterschieden wurde. Damit war das Ampelsystem - mit 
Ausnahme der verpflichtenden Kontrolle der Rot-BetriebeJB - nicht 
mehr relevant für die Auswahl der Betriebe. Wesentliche Informatio­
nen, wie z.B. Anzahl der Mitarbeiter, Datum des letzten Besuchs durch 
Arbeitsinspektionsinspektoren oder Unfallmeldungen, fanden keine 
Berücksichtigung im Auswahlprozess. 

(2) Im Jahr 2008 wurde ein Projekt zur Erarbeitung eines Systems zur 
risikoorientierten Auswahl der Betriebe in Richtung Unfallprävention 
gestartet. Das sogenannte Prioritätspunktesystem ging im Jahr 2012 in 
den Probelauf und sollte ab dem Jahr 201 3  das Ampelsystem ablösen. 

Die Prioritätspunkte waren eine betriebsbezogene Kennzahl, die den 
Handlungsbedarf für eine Kontrolle anzeigte. Sie errechneten sich EDV­
unterstützt aus der Unfallhäufigkeit in der BrancheJ9, der Anzahl der 
Arbeitnehmer im Betrieb und dem Zeitpunkt der letzten Kontrolle durch 

]8 95 % der Rot-Betriebe eines regionalen Arbeitsinspektonus waren mindestens ein Mal 
jährlich zu kontrollieren. 

19 Unfallquotc _ Anzahl der ArbeilsunfJlleje 1 .000 Arbeitnehmer branchenbezogen gemäß 
den Berechnungen der AUVA 
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Strafanzeigen bei der 

Bezi rksverwaltu ngs­
behörde 

Bund 2 0 1 3/8 

die Arbeitsinspektion. Das  Erfahrungswissen der Arbeitsinspektoren 
wurde nicht mehr berücksichtigt. 

26.2 Der RH anerkannte die Bemühungen der Arbeitsinspektion, die Risiko­
orientierung in der Auswahl der Betriebe zu erhöhen. Er stelltejedoch 
kritisch fest, dass das Prioritätspunktesystem die Unfallprävention in 
den Mittelpunkt rückte. Nach Ansicht des RH fehlte eine allgemeine 
Bewertung der Arbeitsstätte durch den Arbeitsinspektor hinsichtlich 
des Gefahrdungspotenzials aus dem Blickwinkel des Arbeitnehmer­
schutzes. Er empfahl dem BMASK, das Prioritätspunktesystem um eine 
Bewertung des Arbeitnehmerschutzniveaus in den einzelnen Betrie­
ben durch die Arbeitsinspektoren zu erweitern. 

26.3 Laut Stellungnahme des BMASK sei diese Empfehlung im März 20/3 
umgesetzt worden. Durcli die Einführung der Basisbeurteilung Ivürden 

im Prioritätspunktesystem nicht mehr nur unfallbezogene Aspekte, son­

dem ein weites Spektrum VOll prällelltivell Maßnahmen berücksichtigt. 

27.1 ( I )  Eine homogene Vollzugspraxis in den 20 Arbeitsinspektoraten in 
rechtlicher, technischer und arbeitsmedizinischer H insicht wurde u.a. 
durch Erlässe, Schulungen und Erfahrungsaustausch angestrebt. 

Im Falle von Mängeln erhielten die Arbeitgeber im Anschluss an die 
Kontrolltätigkeit durch den Arbeitsinspektor eine schriftliche Bean­
standung von Übertretungen samt Aufforderung zur Behebung der 
Mängel. § 9 ArblG sah bei Feststellung von Übertretungen von Arbeit­
nehmerschutzvorschriften zwei Möglichkeiten für das Vorgehen der 
Arbeitsinspektion vor: Bei einer schwerwiegenden Übertretung war 
ohne vorausgehende Aufforderung Strafanzeige bei der Bezirksverwal­
tungsbehörde zu erstatten. Bei nicht schwerwiegenden Übertretungen 
war der Arbeitgeber vom Arbeitsinspektorat schriftlich aufzufordern, 
innerhalb einer angemessenen Frist den rechtmäßigen Zustand her­
zustellen. 

Zur Vereinheitlichung der Vorgehensweise wurde bereits im Jahr 1 996 
ein Fristenkatalog für Standardfalle ausgearbeitet und immer wieder 
aktualisiert. Die jüngste Aktualisierung stammte aus dem Jahr 2010. 
Bei Übertretungen, die nicht im Katalog aufschienen, war mit Analo­
gien zu arbeiten. 

(2) Verwaltungsübertretungen waren gemäß § 24 Abs. 1 ArblG von 
der Bezirksverwaltungsbehörde (Bezirkshauptmannschaft oder Magis­
trat) mit Geldstrafen i n  Höhe von 41 EUR bis 4. 1 40 EUR, im Wieder­
holungsfall mit Geldstrafen in Höhe von 83 EUR bis 4. 140 EUR zu 
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bestrafen. Gemäß § 24 Abs. 2 ArblG hatte das Arbeitsinspektorat mit 
der Anzeige von Verwaltungsübertretungen ein bestimmtes Strafaus­
maß zu beantragen. Von Seiten des Zentral-Arbeitsinspektorats gab 
es keine Festlegung einer österreichweit einheitlichen Vorgehensweise 
bei der Beantragung der Strafausmaße4o. 

Einen Strafkatalog - in Analogie zum Fristenkatalog zur Behebung 
von Mängeln - gab es nicht. Ein Arbeitsinspektorat hatte für den inter­
nen Gebrauch einen Strafkatalog entwickelt. 

27.2 Der RH gab kritisch zu bedenken, dass bundesweit keine einheitliche 
Regelung zur Bemessung der Strafvorschläge der Arbeitsinspektorate 
vorhanden war. Er empfahl dem BMASK, einen Strafkatalog zur ein­
heitlichen Vorgehensweise der Arbeitsinspektorate bei der Bemessung 
der Strafvorschläge durch die Arbeitsinspektoren zu entwickeln. 

27.3 Laut Mitteilung des BMASK sollte fiir die häufigsten Übertretungen 

bis Ende 2014 ein einheitlicher Strafkatalog a usgearbeitet werden. 

Organisation der Arbeitsinspektorate 

Aufbauorganisation 
und interne Steue­
rung der einzelnen 
Arbeitsinspektorate 

72 

28.1 ( J )  Jedes Arbeitsinspektorat verfügte neben der Leitung, die je nach 
Größe des Arbeitsinspektorats entweder eine selbständige Position dar­
stellte oder von einem Abteilungsleiter des Arbeitsinspektorats wahr­
genommen wurde, über eine Verwaltungsstelle sowie je eine Abteilung 
für technischen Arbeitnehmerschutz und Verwendungsschutz. In eini­
gen Arbeitsinspektoraten war zusätzlich noch eine Abteilung für den 
arbeitsinspektionsärztlichen Dienst eingerichtet. Im Arbeitsinspektorat 
für Bauarbeiten in Wien waren darüber hinaus auch die Mitarbeiter 
der .zentralen Verwaltungsstelle der Arbeitsinspektion Wien" beschäf­
tigt, die Post- und Chauffeurdienste für die sechs Wiener Arbeitsin­
spektorate und das Arbeitsinspektorat für Bauarbeiten erbrachten. 

(2) Die wesentlichen Fragen der Organisation regelte die vom BMASK 
erlassene einheitliche Geschäftsordnung für die Arbeitsinspektorate. 
Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung handelte es sich hierbei um die 
Fassung aus dem Jahr 201 1 .  Die Aufgaben der Organisationsein­
heiten ergaben sich aus den einschlägigen Rechtsvorschriften, ins­
besondere dem ArblG und diversen Arbeitnehmerschutzvorschriften. 
Arbeitsstätten, die als überdurchschnittlich gefahrlich eingestuft wur-

40 Einen SITaf'katalog gab es für Übertretungen im Zusammenhang mil Lenker-Arbeits­
zeiten. Die Auswertung der Zeiten sowie das Erstellen der Aulforderungen und Straf­
anzeigen erfolgten hier - vereinfacht dargestellt - in einem elektronischen System. 
in dem auch die Stranlöhen Ue nach Schwere der Übertretung) vorgegeben waren. 
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den, und Arbeitsstätten mit mehr als 100 Arbeitnehmern mussten laut 
Geschäftsordnung einzelnen Arbeitsinspektoren zugeteilt werden. Die 
Zuteilungen waren nach höchstens sieben Jahren neu zu verteilen. 
Die Verantwortlichkeit für die Besichtigungsintervalle der zugeteilten 
Arbeitsstätten lag bei den einzelnen Arbeitsinspektoren. Nur in drin­
genden Fällen (z.B. bei unmittelbar drohender Gefahr für Leben und 
Gesundheit) konnte sich die Leitung des Arbeitsinspektorats über diese 
Zuteilung hinwegsetzen. 

(3) Die Führungskräfte der Arbeitsinspektorate (Amtsleiter, Abteilungs­
leiter) waren im Allgemeinen neben ihrer leitenden Tätigkeit aucb in 
eingeschränktem Umfang als Arbeitsinspektoren tätig. Das jährliche 
Mitarbeitergespräch diente als wichtigstes Instrument zur Steuerung. 
Weitere, über die darin vereinbarten Ziele hinausgehende Vorgaben, 
gab es nicht. 

28.2 ( I )  Der RH erachtete die Einrichtung einer zentralen Verwaltungs­
stelle der Arbeitsinspektion Wien, zusätzlich zu den in den einzelnen 
Arbeitsinspektoraten bestehenden Verwaltungsstellen, für nicht wirt­
schaftlich. Er empfahl daher dem BMASK, die zentrale Verwaltungs­
stelle der Arbeitsinspektion Wien aufzulösen. 

(2) Der RH bemängelte, dass die Leistungserhringung der Arbeitsin­
spektoren von den Führungskräften kaum üherwacht und gesteuert 
werden konnte, weil dazu sowohl die geeigneten Instrumente als auch 
die Vorgaben fehlten. Auch verhinderte die Geschäftsordnung einen 
größeren Einfluss der Leitungsorgane auf die Arbeitsinspektoren. 

Der RH empfahl dem BMASK, die Geschäftsordnung dahingehend zu 
ändern, dass die Leitung des Arbeitsinspektorats die Möglichkeit erhielt, 
die Überprüfungsintervalle aktiv zu steuern. 

Des Weiteren empfahl er dem BMASK, das Controlling in den Arbeits­
inspektoraten auszubauen und die Führungsk.räfte zu einer intensiveren 
Steuerung und Überwachung der Zielerreichung zu verpflichten. 

28.3 (J) Laut Stellungnahme des BMASK werde die Empfehlung zur A uflö­

sung der Zentralen Verwaltungsstelle der Wiener Arbeitsinspektorate 

mit der Neuorganisation der Aufsichtsbezirke (siehe TZ 14) zu ver­

knüpfen sein. Mit zu berücksichtigen sei dabei, dass dies eine Verla­

gerung der Tätigkeiten zu den Venvaltungsstellen der Wiener Arbeits­

inspektorate bedeuten Ivürde. 
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(2) Die Empfehlung zur aktiven Steuerung der Überprüfu"gsi"tervalle 

durch die Leitung des Arbeitsinspektorats werde laut BMASK durch 

eine Änderung der Geschäftsordnung umgesetzt. Die Führungskräfte 

seien aber bereits jetzt verpflichtet, die vereinbarten Ziele und inhalt­

liche" Vorgaben umzusetzen. 

29.1 ( I )  Der arbeitsinspektionsärztliche Dienst bestand bundesweit aus zwölf 
Ärzten und diesen zugeordneten Verwaltungskräften, die sich auf sie­
ben Standorte in ganz Österreich verteilten. Die Mitarbeiter des arbeits­
i nspek.tionsärztlichen Dienstes waren dienstrechtlich und organisato­
rischjeweils in ein Arbeitsinspektorat eingegliedert, auch wenn sie für 
mehrere Arbeitsinspektorate zuständig waren. 

Neben ihrer medizinischen Ausbildung hatten die Ärzte zusätzlich die 
Ausbildung zum Arbeitsinspektor zu absolvieren. 

(2) Die Ärzte der Arbeitsinspektion kontrollierten gemäß §§ 53 und 
55 ASchG die Untersuchungsergebnisse und die Befunde von Arbeits­
medizinern bspw. bei Tätigkeiten, bei denen die Gefahr von Berufs­
krankheiten bestand. Die Befunde von Arbeitsmedizinern konnten die 
Ärzte der Arbeitsinspektion mittels Bescheids abändern und dabei bspw. 
das Untersuchungsintervall verdichten oder ein Beschäftigungsver­
bot aussprechen. Darüber hinaus führten sie in Arbeitsstätten unter 
arbeitsmedizinischen Aspekten Erhebungen durch. E igene medizinische 
Untersuchungen führten sie nicht durch. 

(3) Gemäß § 3 Abs. 3 Mutterschutzgesetz 1 979 stellten die Ärzte der 
Arbeitsinspektion oder ein Amtsarzt Zeugnisse zur Freistellung von 
schwangeren Arbeitnehmerinnen aus, wenn das Leben oder die Gesund­
heit von Mutter oder Kind bei Fortdauer der Beschäftigung genihrdet 
war. Im Jahr 2010 stellten die Ärzte der Arbeitsinspektion im Großraum 
Wien 3 .7 1 6  Freistellungen nach Mutterschutzgesetz aus. Durch eine 
Änderung der Rechtslage41 ging zwar im Großraum Wien die Anzahl 
der Freistellungen auf rd. 850 im Jahr 201 1  zurück, der FreisteIlungs­
prozess beanspruchte jedoch noch immer beachtliche Ressourcen der 
Ärzte der Arbeitsinspektion. 

29.2 Der RH wies auf die nach wie vor hohe zeitliche Inanspruchnahme der 
Ärzte der Arbeitsinspektion im Großraum Wien im Rahmen der Frei­
stellungen von schwangeren Arbeitnehmerinnen hin. Er erachtete eine 
Konzentration der Tätigkeit des arbeitsinspektionSärztlichen Dienstes, 
welcher nur mit zwölf Ärzten besetzt war, auf die Aufgaben im Rah-

41 Das BMASK überarbeitete die Grunde rar eine Frcistellung und schränkte diese in 
Zusammenarbeit mit der Ärztekammer im Jahr 2010 erheblich cin. 
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men des ASchG für vorteilhaft. Daher empfahl er dem BMASK, darauf 
hinzuwirken, die Freistellungen nach dem Mutterschutzgesetz mög­
lichst auf die Amtsärzte zu konzentrieren, um die Tätigkeit der Ärzte 
der Arbeitsinspektorate auf die Aufgaben im Rahmen des ASchG zu 
fokussieren. 

29.3 Laut Stellungnahme des BMASK bedürfe die Umsetzung dieser Maß­

na/l/ne einer Änderung des § 3 Abs. 3 Mutterschutzgesetz. Eine so/­

ehe Änderung werde seitens des BMASK angestrebt. 

Personal der Arbeitsinspektion 

Personelle Ausstat­

tung der Arbeits­

inspektion 

30.1 Die Zusammensetzung und Entwicklung des Personalstands in VBÄ des 
Zentral-Arbeitsinspektorats (ohne Sektionsleitung und dieser unter­
stelltem Seluetariatspersonal) und der 20 Arbeitsinspektorate stellte 
sich wie folgt dar: 

Tabelle 8: Personalstand der Arbeitsinspektion in den Jahren 2007 bis 2011  

2007 2008 2009 2010 2011 Veränderung 

in VBÄl in 0f01 

Zentral-Arbeitsinspektorat 

Führungskräfte 8,00 8,00 8,00 7,00 7,08 - 11,5 

Sachbearbeiter 32,80 33,60 31,60 35,45 34,20 4,3 

Sekretariat 4,38 5,30 3,50 3,00 3,00 - 31,5 

sonstige 1,00 1,00 1,00 

Summe Zentral- 46,18 46,90 43,10 46,45 45,28 - 1,9 Arbeitsinspektorat 

Arbeitsinspektorate 

Führungskräfte 67,47 66,60 65,15 65,30 61,98 - 8,1 

Inspektoren mit 
�esonderer Funktion (z.B. 104,69 106,12 106,34 105,64 102,89 - 1.7  
Arzte, Messdienst) 

Inspektoren im engeren 146,53 144,86 141,66 137,86 138,38 - 5,6 Sinn 

Sekretariat 79,08 75,75 73,22 73,96 74,88 - 5,3 

sonstige 9,48 6,93 5,93 4,93 4,43 - 53,3 

Summe 20 Arbeits- 407,23 400,23 392,28 387,65 382,53 - 6,1 inspektorate 

1 Rundungsdifferenzen möglich 

Quelle: Arbeitsinspektion 
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Während sich der Personalstand im Zentral-Arbeitsinspektorat in den 
Jahren 2007 bis 201 1  um 0,90 VBÄ bzw. um rd. 1 ,9 Ofo reduzierte, 
nahm er in den 20 Arbeitsinspektoraten insgesamt um 24,7 VBÄ oder 
rd. 6, I Ofo ab. 

Der überwiegend als Overhead zu bezeichnende Anteil der Mitarbeiter 
des Zentral-Arbeitsinspektorats, der Führungskräfte in den Arbeitsin­
spektoraten, des Sekretariatspersonals und der sonstigen Mitarbeiter 
lag in den Jahren 2007 bis 201 1  bei durchschnittlich rd. 44 Ofo. 

In den Arbeitsinspektoraten waren einer Führungskraft durchschnitt­
lich fünf Mitarbeiter direkt unterstellt (Leitungsspanne). 

Der relativ hohe Anteil an Sekretariatskräften in den Arbeitsinspek­
toraten (rd. 1 9  Ofo der Mitarbeiter) war dadurch bedingt, dass nur ein 
Teil der Arbeitsinspektoren ihre I nspektionsergebnisse selbst EDV­
mäßig erfasste. 

30.2 Der RH bemängelte, dass die Reduktion des Personals zwischen den Jah­
ren 2007 und 201 1  überwiegend in den Arbeitsinspektoraten erfolgte, 
während das Zentral-Arbeitsinspektorat davon weniger betroffen 
war. Weiters beurteilte er die geringe Leitungsspanne und den hohen 
Overhead von rd. 44 Ofo kritisch. Er empfahl dem BMASK, eine stär­
kere Verlagerung des Personals vom Zentral-Arbeitsinspektorat hin 
zu den Arbeitsinspektoraten durchzuführen. Weiters empfahl der RH 
dem BMASK, im Zuge der unter TZ 14 empfohlenen Neuorganisation 
der Aufsichtsbezirke eine Vergrößerung der Leitungsspanne umzuset­
zen und auf eine Reduktion des Overheads, insbesondere durch eine 
Reduktion der Sekretariatskräfte, hinzuwirken. 

30.3 Laut Stellungnahme des BMASK sei das Zentral-Arbeitsinspektorat 

von seiner AufgabensteIlung nicht nur Oberbehörde der Arbeitsinspek­

torate, sondern hätte auch zentrale andere Aufgaben im Rahmen des 

BMASK wahrzunehmen. Daher sei es aus Sicht des BMASK nicht sach­

gerecht, die Personalentwicklung im Zentral-Arbeitsinspektorat und in 

dm Arbeitsinspektoraten ill Beziehung zu setzen. Eine Personalverla­

gerung sei wegen der unterschiedlichen Qualifikationen und Anforde­

rungen wenig sinnvoll. 

Zur Neuorganisation der Aufsichtsbezirke und der Vergrößerung der 

Leitungsspanne (siehe Stellungnahme zu TZ 1 4) führte das BMASK 

weiters aus, dass im Hinblick a uf die vorgegebenen Personalressour­

cen Änderungen in der Arbeitsorganisation erforderlich sein würden. 

Insbesondere könnten durch eine verstärkte elektronische Unterstüt­

zung der Außelldienstarbeit Sekretariatsarbeiten enifallen. 
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30.4 Der RH entgegnete, dass neben dem allgemeinen Personalabbau die 
Personalpolitik zu Gunsten des Zentral-Arbeitsinspektorats zu einer 
zusätzlichen Schwächung der Kernleistung Kontrolle der Arbeitsin­
spektorate beitrug (siehe TZ 20). Daher war es nach Ansicht des RH 
gerechtfertigt, die Entwicklungen des Personalstandes im Zentral­
Arbeitsinspektorat und in den Arbeitsinspektoraten mit dem Ziel der 
Minimierung des Overheads kritisch gegenüberzustellen. 

3 1.1 Zum Stichtag I .  März 201 2  betrug das durchschnittliche Alter der Mit­
arbeiter in der Sektion VII Arbeitsrecht und Zentral-Arbeitsinspekto­
rat 46,9 Jahre. In den nächsten Jahren rechnete das BMASK mit fünf 
Pensionierungen in der Sektion. Bis zum Jahr 201 6  waren laut Spar­
paket der Bundesregierung aus dem Jahr 20 1 2  fünf Planstellen in der 
Sektion VII des BMASK einzusparen. 

Bei den Arbeitsinspektoraten war fast die Hälfte der Mitarbeiter älter 
als 50 Jahre; das BMASK rechnete mit rd. 5 5  Pensionierungen bis zum 
Jahr 201 6. Laut dem Sparpaket der Bundesregierung aus dem Jahr 201 2 
sollten bis zum Jahr 2016 neun Planstellen in den Arbeitsinspektora­
ten eingespart werden. Dem zu erwartenden Personal rückgang stand 
der Zugang von insgesamt 22 Mitarbeitern vom BMLVS und der Tele­
kom Austria AG gegenüber. Daraus würde sich in den Jahren bis 201 6 
eine Personallücke von 24 Mitarbeitern ergeben. Eine über das Res­
sourcenmodell hinausgehende, vorausschauende Personalplanung, um 
den Personalabgang zu bewältigen, fehlte. 

31.2 Der RH wies kritisch auf die fehlende Personalplanung hin. Er empfahl 
dem BMASK, im Hinblick auf die notwendige Straffung der Steuerung 
und die Reorganisation der Arbeitsinspektion (siehe TZ 14), den Auf­
bau einer sowohl das Zentral-Arbeitsinspektorat als auch die Arbeits­
inspektorate umfassenden Personalplanung. 

31.3 Laut Stellungnallfne des BMASK werde es die Anregung einer Weiter­

entwicklung der Personalplanung aufnehmen und in Zukunft Perso­

nalkontrakte in Abstimmung mit der Fachsektioll abschließen, die die 

Personalplanung sowohl für das Zentral-Arbeitsinspektorat als a uch 

die Arbeitsinspektorate berücksichtigen würden. 
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32.1 ( I )  Das im Außendienst der Arbeitsinspektorate tätige Personal setzte 
sich aus Akademikern und nichtakademischen Arbeitsinspektoren 
zusammen. Eine exakte Abgrenzung betreffend das Aufgabengebiet 
lag nicht vor. Der Personaleinsatz richtete sich in erster Linie nach den 
vorhandenen Ressourcen, wobei der jeweilige Leiter der Organisations­
einheit (Amt, Abteilung) den optimalen Einsatz des Personals verant­
wortete. In der Regel wurden die akademischen Arbeitsinspektoren für 
komplexere Überprüfungen und Inspektionen größerer Betriebe ein­
gesetzt. 

(2) Das Zentral-Arbeitsinspektorat teilte das Personal an die Arbeits­
inspektorate nach der von ihm eingeschätzten Mindestausstattung 
an Expertenwissen zu. Demnach sollte aus den technischen Fachge­
bieten Chemie, Maschinenbau, Elektrotechnik, Physik und Bauwe­
sen zumindest ein Experte in jedem Arbeitsinspektorat vorhanden 
sein sowie zusätzlich Experten für die Bereiche Mutterschutz, Kin­
der- und Jugendbeschäftigung, Gastgewerbe, Lenkerkontrollen und 
Hygienetechnik. 

Aufgrund der geringen Größe der einzelnen Arbeitsinspektorate stan­
den in diesen pro Fachgebiet in der Regel nur ein bis zwei M itarbeiter 
zur Verfügung. Dies erschwerte einen Erfahrungsaustausch zwischen 
den Experten der einzelnen Fachrichtungen. 

32.2 Nach Ansicht des RH war es nicht zweckmäßig, sämtliche Fachgebiete 
in einem Arbeitsinspektorat abzudecken, weil dadurch bedarfsunab­
hängig hohe Personalfixkosten entstanden. Er empfahl dem BMASK, 
das Expertenwissen aus weniger oft benötigten Fachrichtungen in 
bestimmten Arbeitsinspektoraten zu bündeln und bei Bedarf den ande­
ren Arbeitsinspektoraten zur Verfügung zu stellen. 

32.3 Laut Mitteilung des BMASK sei diese Empfehlung teilweise bereits 

umgesetzt worden, z.B. im Bereich des arbeitsinspektiollsärztlichell 

Diellstes oder des Messteams. Sie werde im Zuge der weitereIl Orga­

lIisatiollsdiskussion mitzuberucksiclltigell sein. 

33.1 ( I )  Eine Analyse der Nebenbeschäftigungen der Arbeitsinspekto­
rate, Stand April 2012,  ergab, dass 1 \  5 Bedienstete zumindest eine 
Nebenbeschäftigung gemeldet hatten; 106 davon (rd. 92 %) betrafen 
Arbeitsinspektoren; davon wiederum elf Amtsleiter und 1 5  Amtslei­
ter-Stellvertreter. Insgesamt entfielen rd. 80 % der gemeldeten Neben­
beschäftigungen auf eine Lehrtätigkeit bei diversen BUdungsinstituten 
(d.h. Vorträge bei Schulungen bzw. Abnahme oder Kommissionsbei­
sitz der Prüfung). 
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Bund 2013/8 

(2)  Gemäß § 18  Abs. ) ArblG durften Organe der Arbeitsinspektion 
weder an der Leitung und Verwaltung von Unternehmen beteiligt sein 
noch in einem Arbeitsverhältnis mit einem Unternehmen stehen, wenn 
dieses in deren Wirkungsbereich fiel. Gemäß § 18 Abs. 4 ArblG konnte 
der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz im 
Einzelfall eine Ausnahme bewilligen. Dies kam im überprüften Zeit­
raum nicht zum Tragen. 

Das Organ der Arbeitsinspektion war verpflichtet, eine Nebenbeschäf­
tigung im Sinne des § 56 Beamten-Dienstrechtsgesetz (BOG) seiner 
Dienstbehörde unverzüglich zu melden. 

(3) Das Zentral-Arbeitsinspektorat defInierte die zulässigen Nebenbe­
schäftigungen seit dem Jahr 2006 im sogenannten Code of Conduct 
(das war ein Erlass der zuständigen Fachsektion im BMASK), zuletzt 
aktualisiert im Jahr 2009. Dabei handelte es sich um ein detailliertes 
Regelwerk, welches zu seinem sicheren Verständnis wesentliche per­
sonalrechtliche Kenntnisse erforderte. Für die Amtsleiter der Arbeits­
inspektorate und deren Stellvertreter waren strengere Regeln im Code 
of Conduct enthalten als für die Arbeitsinspektoren. 

(4) Die Genehmigung der einzelnen Nebenbeschäftigungen erfolgte 
durch das BMASK auf der Grundlage einer positiven Beurteilung durch 
das Zentral-Arbeitsinspektorat. Die inhaltliche Qualität der Begrün­
dung für die Genehmigung einer Nebenbeschäftigung im jeweiligen 
Personal akt war unterschiedlich. 

(5) Das BMASK führte Aufzeichnungen über die genehmigten Neben­
beschäftigungen. Eine genaue Kenntnis über den Inhalt der Neben­
beschäftigung lag jedoch häufIg nicht vor, weil die Dokumentation 
untersch iedlich detaill iert war. Die jeweilige Genehmigung durch das 
BMASK war z.T. von der Einhaltung rechtlicher Details im Rahmen der 
Nebenbeschäftigung abhängig, weiche im Nachhinein kaum oder nur 
arbeitsaufwendig zu kontrollieren waren. Eine nachgängige Prüfung 
der Zulässigkeit sämtlicher Nebenbeschäftigungen nahm das BMASK 
nicht vor. 

33.2 Der RH wies auf die hohe Anzahl der Nebenbeschäftigungen der 
Arbeitsinspektoren im Verhältnis zur gesamten Bedienstetenanzahl hin. 
Nach Ansicht des RH genügte eine einmalige Prüfung bei der Geneh­
migung der Zulässigkeit von Nebenbeschäftigungen nicht, um die 
Unbefangenheit der Arbeitsinspektoren auf Dauer zweifelsfrei sicher­
zustellen. 
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Der RH empfahl dem BMASK, die aktuellen Nebenbeschäftigungen von 
Arbeitsinspektoren auf ihre Vereinbarkeit mit den dienstlichen Anfor­
derungen neuerlich zu prüfen und dies in regelmäßigen Abständen 
zu wiederholen. Dabei wären die Gründe für die Genehmigung detail­
liert darzulegen und zu dokumentieren sowie kritisch zu hinterfragen. 

33.3 Laut Stellungnahme des BMASK sei eine jährliche bzw. wiederholte 

Prüfung weder nach den Bestimmungen des BDG noch im ArblG lIor­

gesehen. 

Für den Bereich der Arbeitsillspektiotl liege seit Jänner 2013 ein For­

mular auf, das lIerpflichtendfür die Meldung von Nebenbeschäftigungen 

zu venvenden sei. Darin seien von den Bediensteten alle Aspekte der 

beabsichtigten Nebenbeschäftigung detailliert darzulegen. Die Beur­

teilung der Angaben erfolge anhand der entsprechenden Vorschriften 

und des dazu ergangenen Erlasses und werde schriftlich und akten­

mäßig dokumentiert. 

33.4 Der RH nahm die Verbesserungen zur Kenntnis. Er hielt aber unter dem 
Aspekt einer laufenden Korruptionsprävention an seiner Empfehlung, 
die Meldungen an Nebenbeschäftigungen durch regelmäßige Überprü­
fungen aktuell zu halten, fest. 

Wirtschaftliche Entwicklung 

Budget und Erfolg 
der Arbeitsinspektion 

80 

34 Den Bundesvoranschlag (BVA) für das Zentral-Arbeitsinspektorat 
erstellte das BMASK budgettechnisch im Rahmen der Zentralstelle 
des Ministeriums. Nur für die Arbeitsinspektorate erfolgte dieser in 
einer eigenen Budgetuntergliederung. Eine gemeinsame Darstellung 
von Voranschlag und Rechnungsabschluss für das Zentral-Arbeitsin­
spektorat und die Arbeitsinspektorate war deshalb nur mit Einschrän­
kungen möglich. Eine unmittelbare Vernetzung zwischen den Zielen 
der Rahmenstrategie 2007 im Arbeitnehmerschutz mit dafür bereitzu­
stellenden fmanziellen Mitteln im Rahmen des Budgets war dadurch 
nicht möglich. 

35.1 ( I )  Die Einnahmen und Ausgaben (Erfolg) der gesamten Arbeitsin­
spektion konnten aus den in TZ 34 genannten Gründen erst ab dem 
Jahr 2009 mittels Sonderauswertung ermittelt werden. Die gesamte 
fmanzielle Entwicklung des Zentral-Arbeitsinspektorats und der 
Arbeitsinspektorate stellte sich wie folgt dar: 
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Tabelle 9: Erfolg der Arbeitsinspektion in den Jahren 2009 bis 2011 1  

2009 2010 2011 Veränderung 
Erfolg 

in Mio. EUR in % 

Summe Zentral-Arbeitsinspektorat 2,74 3,07 3,06 + 12 

davan 

Persana/ausgaben 2,62 2,96 3,02 + 15 

Sachausgaben 0,12 0,11 0,04 - 64 

Summe Arbeitsinspektorate 26,75 26,58 27,54 + 3 

Gesamtausgaben Arbeitsinspektion 29,49 29,65 30,60 + 4  

Einnahmen Arbeitsinspektorate 0,45 0,45 0,48 + 7 

Daten für die Jahre 2007 und 2008 konnten vom BMWFJ nicht zur Verfügung gestellt werden, da sie nicht gesondert 

darstellbar waren. 

Quelle: BMASK 

Bund 2013/8 

Die Gesamtausgaben der Arbeitsinspektion stiegen in den Jahren 2009 
bis 201 1  von rd. 29,49 Mio. EUR auf rd. 30,60 Mio. EUR bzw. um 
rd. 4 0/0. Die Ausgaben des Zentral-Arbeitsinspektorats nahmen mit 
einem Anstieg von rd. 2,74 Mio. EUR auf rd. 3,06 Mio. EUR bzw. um 
rd. 1 2  % stärker zu alsjene der Arbeitsinspektorate (rd. 3 0;0). Die rela­
tiv starke Steigerung der Ausgaben im Zentral-Arbeitsinspektorat lag 
in der deutlichen Zunahme der Personalausgaben um rd. 1 5  % in drei 
Jahren begründet. 

(2) Der vollständig darstellbare jährliche BVA und Erfolg der Arbeits­
inspektorate (ohne Zentral-Arbeitsinspektorat) entwickelte sich in den 
Jahren 2006 bis 201 1  wie folgt: 
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Tabelle 10: Jährlicher Bundesvoranschlag (BVA) und Erfolg der Arbeitsinspektorate in 
den Jahren 2006 bis 2011  

BVA Personalausgaben 

Erfolg Personalausgaben 

BVA Sachausgaben 

Erfolg Sachausgaben 

Summe BVA Ausgaben 

I Summe Erfolg Ausgaben 

BVA Einnahmen 

Erfolg Einnahmen 

2006 

17,48 

18,63 

7,62 

6,47 

25,11 

25,10 

0,30 

0,38 

2007 

19,07 

19,14 

6,68 

5,72 

25,75 

24,86 

0,31 

0,68 

200B 2009 

in Mio. EURJ 

19,12 

20,44 

6,68 

5,33 

25,80 

25,77 

0,31 

0,45 

21,67 

21,45 

5,90 

5,30 

27,56 

26,75 

0,31 

0,45 

2010 

21,33 

21,28 

6,00 

5,30 

27,33 

26,58 

0,31 

0,45 

2011 

22,14 

22,02 

3,60 

5,52 

25,74 

27,54 

0,31 

0,48 

Veränderung 

in % 

+ 27 

+ 18 

- 53 

- 15 

+ 3  

+ 10 

+ 3  

+ 26 

1 Rundungsdifferenzen möglich 

Quellen: BMASK; reHhelte zum BFG der Jahre 2006 bis 2011; BRA 2011 
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Die Personalausgaben lagen seit dem Jahr 2009 nach einer deutlichen 
Erhöhung gegenüber den drei Vooahren geringfügig unter den Budget­
werten. Bei den Sachausgaben waren in den Jahren 2006 bis 2010 erheb­
liche Unterschreitungen der Budgetwerte von bis zu rd. 1 , 35  Mio. EUR 
bzw. rd. 20 % im Jahr 2008 feststellbar. In Summe betrugen diese 
Unterschreitungen i n  den Jahren 2006 bis 2010 rd. 4,76 Mio. EUR. 
Im Jahr 201 1  stiegen die Sachausgaben gegenüber dem Jahr 2010 mit 
rd. 4,2 % etwas an. Die erhebliche Überschreitung um rd. 1 ,92 Mio. EUR 
gegenüber dem stark reduzierten Budgetwert wurde aus einer Rück­
lage42, die bis zum Jahr 2008 gebildet wurde, fmanziert (siehe TZ 36). 

35.2 Der RH gab kritisch die jahrelange merkliche Abweichung zwischen 
den budgetierten und den tatsächlichen Sachausgaben im Bereich der 
Arbeitsinspektorate zu bedenken, welche auf Planungsfehler bei der 
Budgetierung schließen ließ. Weiters fIelen die im Bereich des Zen­
tral-Arbeitsinspektorats ab dem Jahr 2009 im Vergleich zu jenen in 
den Arbeitsinspektoraten stärker steigenden Personalausgaben nega­
tiv auf. Dies stellte nach Ansicht des RH eine relative Ausgabenver­
schiebung zugunsten des Overheads dar. 

42 RÜCklagen werden im Allgemeinen aus Minderausgaben bzw. Mehreinnahmen aus Vor­
jahren gebildet und können zu einem späteren Zeitpunkt (unter bestimmten Bedin­
gungen) konsumiert werden. 
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Bund 2 0 1 3/8 

Angesichts der im Wesentlichen einheitlichen AufgabensteIlung von 
Zentral-Arbeitsinspektorat und Arbeitsinspektoraten hielt der RH die 
Trennung der Abrechnungssysteme für wirtschaftlich nicht gerecht­
fertigt. 

Der RH empfahl dem BMASK, im Bereich der nachgeordneten Arbeits­
inspektorate die fmanzielle Planung zu verbessern. Dabei empfahl er 
dem BMASK, die Verrechnung der Arbeitsinspektorate und des Zentral­
Arbeitsinspektorats innerhalb einer Budgetuntergliederung gemeinsam 
durchzuführen, um neben einer transparenten Gebarung eine effIziente 
Steuerung der gesamten Arbeitsinspektion zu ermöglichen. 

35.3 Laut Mitteilung des BMASK hätten durch eine wirtschaftliche, spar­

same u.nd zweckmäßige Gebarung in den Jahren 2006 bis 2010 im 

Bereicll des Sacltaufwandes hauslwltsrechtlich zuliissige Rückla­

gen gebildet werden können. Aufgrund der restriktiven Budgetvorga­

ben 20ll  und 2012 sei trotz Sparsamkeit die Auf/ösung der Rückla­

gen der Vorjahre für eil/e entsprechel/de Dotierung des Budgets der 

Arbeitsinspektiol/ unabdingbar geworden. VI/ter Miteil/beziehul/g der 

Rücklagen sei der Sachaufwal/d im Jahr 2012 zu 95 % ausgeschöpft 

worden. Die finanzielle Plal/ung werde aber verbessert. 

Die AI/regungen des RH zur einheitlichen Verrechnung des Zentral­

Arbeitsil/spektorats und der Arbeitsinspektorate werde vom BMASK 

insofern aufgenommen, als im Rahmen des nächstel/ zu erstellenden 

Bundeslioratlschlags mit dem BMF entsprechende Gespräche zur Ände­

rUl/g der Budgetstruktur aufgenommen würden. 

35.4 Der RH nahm die in Aussicht gestellten Gespräche zur Änderung der 
Budgetstruktur zustimmend zur Kenntnis. Dazu hielt er ergänzend fest, 
dass ein eigenes Globalbudget im Sinne der Zusammenführung von 
Finanzierungs-, Ausgaben- und Aufgabenverantwortung zweckmä­
ßig wäre. 
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36.1 ( 1 )  Aufgrund der in TZ 35 erwähnten Einsparungen bei den Sachaus­
gaben im Bereich der nachgeordneten Arbeitsinspektorate konnte das 
BMASK - haushaltsrechtlich zulässig - in den Jahren 2006 bis 2010 
in diesem Bereich beachtliche Rücklagen bilden: 

Tabelle 11 :  Rücklagenentwicklung der Arbeitsinspektorate i n  den Jahren 2006 bis 2011 

Veränderung 

Rücklagen der 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2006 bzw. 

Arbeitslnspektorate 2009 bis 2011 

in Mio. EURI in 0J0 

Zuführung 0,38 0,46 0,34 0,81 0,84 0,52 

Entnahme 2,32 

Rücklage bis zum Jahr 20082 4,55 5.ot 5,35 5,35 5,26 2,95 - 35 

UG-Rücklage ab dem Jahr 2009' 0,81 1,65 2,17 + 167 

Rücklagenendbestand Summe + 13 

1 Rundungsdifferenzen möglich 
2 Rücklage bis zum Jahr 2008: Nur bestimmte Ausgabeneinsparungen waren als Rücklage für künftige Finanzjahre vorzumerken. 
3 UG-Rücklage: Sämtliche Ausgabeneinsparungen können als Rücklage für künftige Finanzjahre vorgemerkt werden. 

QueUen: BMASK; BRA 2006 bis 2011 

In Summe betrugen die Rücklagenzuführungen in den Jahren 2006 
bis 2010 insgesamt rd. 2,83 Mio. EUR. Oie Rück.lagen verursachten ab 
dem Zeitpunkt ihrer Inanspruchnahme Finanzierungskosten und belas­
teten ab da das Budget. 

(2) In den Jahren 2006 bis 201 1  genehmigte das BMF auf Antrag des 
BMASK Ausgabenüberschreitungen (überplanmäßige Ausgaben4J) für 
den Bereich der Arbeitsinspektorate: 

Tabelle 12 :  Überplanmäßige Ausgaben der Arbeitsinspektorate 

Personalausgaben 

Sachausgaben 

Summe 

Rundungsdifferenzen möglich 

QueUen: BMASK; ÜPA-Anträge 

84 

2006 2007 2008 2009 

in Mio. EURI 

1,32 0,15 1,33 

0,03 

2010 

0,06 

0,02 

2011 

2,32 

41 Unter überplanmäßigen Ausgaben waren Mehrausgaben über den veranschlagten Rah­
men (Budget) zu verslehen. die entweder durch Minderausgaben. Mehreinnahmen bzw. 
RUcklagenclllnahmcn zu bedecken waren. 
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Bund 201 3/8 

Die Bedeckungen der überplanmäßigen Ausgaben erfolgten großteils 
durch Umschichtung von vorhandenen Mitteln aus anderen Bereichen 
des BMASK. Erst im Jahr 20 1 1  zog das Ministerium jene Rücklagen zur 
Bedeckung der Mehrausgaben heran, die durch die geringeren Sach­
ausgaben ermöglicht wurden (vgl. TZ 3 5). 

(3) Möglich wurde die Bildung von RückJagen in Höhe von 
rd. 2,83 Mio. EUR bis zum Jahr 2010, obwohl gleichzeitig Mehraus­
gaben im Personalbereich in Höhe von rd. 2,87 Mio. EUR genehmigt 
wurden, weil innerhalb des Ministeriums die Personal- und Sachaus­
gaben für die nachgeordneten Arbeitsinspektorate getrennt voneinan­
der budgetiert wurden. Verbunden damit war aber auch, dass zwei ver­
schiedene Sektionen für den Budgetvollzug zuständig waren und damit 
die fmanzielle Verantwortung im BMASK zersplittert war. 

36.2 Der RH kritisierte die widersprüchliche Budgerpraxis des BMASK im 
Bereich der Arbeitsinspektorate, bei der das BMASK einerseits durch 
Einsparungen im Sachausgabenbereich Rücklagen bildete und ande­
rerseits für Mehrausgaben beim Personal überplanmäßige Ausgaben 
benötigte. 

Der RH empfahl dem BMASK, im Zusammenhang mit der unterTZ 3 5  

empfohlenen einheitlichen Budgetierung für eine einheitliche fman­
zielle Verantwortung für den gesamten Bereich der Arbeitsinspek­
tion zu sorgen, um hier fmanzielle Fehlentwicklungen (Rücklagen­
bildung bei gleichzeitigen Mehrausgaben) durch eine wirtschaftliche 
Gesamtsteuerung der Bereiche Zentral-Arbeitsinspektorat und nach­
geordnete Arbeitsinspektorate zu vermeiden. Weiters sollte - damit 
verbunden - eine fmanzielle Quantif.zierung der Ziele der Rahmen­
strategie im Arbeitsschutz 2007 für die Arbeitsinspektion angestrebt 
werden (siehe TZ 1 1  und 34). 

36.3 Das BMASK merkte in seiner Stellungnahme hinsichtlich der im Prü­

jungszeitraum erfolgten Rücklagengebarung an, dass die Rücklagen­

gebarung 2006 bis 2008 noch vom damaligen BMWA zu verantwor­

ten sei. Die Bewilligungen lIon RückJagenauf/ösungen durch das BMF 

in den Jahren 2009 und 2010 seien bereits weit vor dem Jahresende 

erfolgt, als in den Planungen noch von einer entsprechenden Ausschöp­

fung der Mittel auszugehen gewesen wäre. 

Im Rahmen der wirkungsorientierten Venvaltungsführung seI Im 

BMASK eine Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplanung eingeführt wor­

den, die im Jahr 2012 auf die A rbeitsinspektorate ausgedehnt worden 

sei. Die Arbeitsinspektorate müssten die Kernleistungen und priori­

tären Ziele auf fünf Jahre l)oraussclwuend planen. Dieser Planungs-
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Einsparungen durch 
die Eingliederung des 
Verkehrs-Arbeits­
inspektorats in das 
BMASK 

prozess finde auell auf die Ziele der Arbeitsschutzstrategie 2013-2020 
Anwendung. 

36.4 Der RH entgegnete, dass er nicht den Zeitpunkt von Rücklagenent­
nahmen kritisierte, sondern die Budgetpraxis, bei gleichzeitigen Ein­
sparungen im Sachausgabenbereich beim Personal überplanmäßige 
Ausgaben vorzunehmen und damit die Einsparungserfolge wieder zu 
schmälern. Er hielt daher an seiner Empfehlung, für eine einheitliche 
fmanzielle Verantwortung zu sorgen, fest. 

37.1 ( 1 )  Das Verkehrs-Arbeitsinspektorat wurde als Teil der Zentralstelle des 
BMVIT nicht gesondert budgetiert. Die jährlichen Erfolge von 2007 

bis 201 1 dieses Bereichs waren jedoch auswertbar: 

Tabelle 13 :  Erfolg des Verkehrs-Arbeitsinspektorats in den Jahren 2007 bis 2012 

Personalausgaben 

Sachausgaben (insb. 
Personalausleihungen) 

davon 
sonstige Sachausgaben 

Gesamt 

1 Rundungsdifferenzen möglich 

QueUe: BMVIT 

86 

2007 2008 2009 2010 2011 PLAN 2012 
Veränderung 

2007 bis 2012 

in Mio. EUR' in '10 

0,90 0,99 1,03 0,99 0,98 1,01 + 12 

0,93 0,68 0,71 0,73 0,86 1,09 + 17 

0,01 0,04 0,02 0,03 0,02 0,07 + 600 

2.10 + 15 

Die Gesamtausgaben des Verkehrs-Arbeitsinspektorats im Jahr 201 1  

waren beinahe zu 100 % personal bezogen und betrafen 1 8  Mitarbeiter 
(Beamte, Vertragsbedienstete und ein Lehrling) sowie elf Arbeitsleih­
verträge (Personal von ÖBB-Gesellschaften). Die Infrastruktur wurde 
durch die Zentralstelle des BMVIT beigesteIlt und fmanziell nicht dem 
Verkehrs-Arbeitsinspektorat angelastet. Rund 38 % des für das Ver­
kehrs-Arbeitsinspektorat tätigen Personals war mittels Arbeitsleihver­
trägen beschäftigt. Diese verursachten rd. 42 % der Gesamtausgaben 
des Verkehrs-Arbeitsinspektorats. 
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Finanzielle Pla-

nung der Arbeits­
inspektorate bis zum 
Jahr 2016 

Bund 20 13/8 

(2 )  Im  Zuge des 2 .  Stabilitätsgesetzes 201 2  war mit dem Ziel, durcb 
Aufgabe von Doppelstrukturen und parallelen Zuständigkeiten Syner­
gien zu heben, die Übertragung des Verkehrs-Arbeitsinspektorats vom 
BMVIT an das BMASK vorgesehen. 

Das BMVIT plante für das Jahr 201 2  Ausgaben von rd. 2, 10 Mio. EUR für 
den Bereich des Verkehrs-Arbeitsinspektorats. Dies entsprach gegen­
über den im Jahr 201 1  angefallenen Ausgaben einer Erhöhung von 
rd. 260.000 EUR bzw. um rd. 1 4  % und stellte eine überdurchschnitt­
liche Erhöhung des Budgetwerts gegenüber den Vorjahren seit 2007 

dar. BMASK und BMVlT vereinbarten für das restliche Jahr 201 2  einen 
Abzug von 3 50.000 EUR vom budgetierten Betrag für das Verkehrs­
Arbeitsinspektorat. Dieser, als Einsparungspotenzial benannte Betrag, 
berechnete sich aus fünf einzusparenden Arbeitsleihverträgen zu je 
70.000 EUR pro Jahr. Der so ermittelte reduzierte Voranschlagsbetrag 
von rd. 1 ,75  Mio. EUR wurde aufgrund der unterjährigen Übertragung 
anteilig den Budgets des BMVlT und des BMASK zugeordnet. In den 
danach folgenden Jahren sollten die Ausgaben des BMASK für das 
Verkehrs-Arbeitsinspektorat konstant bei rd. 1 ,75  Mio. EUR bleiben. 

37.2 Die sachliche Begründung für die Zusammenlegung erschien dem RH 
plausibel und nachvollziehbar. Der RH hielt aber kritisch fest, dass 
die vom BMVIT für das Jahr 201 2  gegenüber dem Vorjahr überdurch­
schnittlich erhöht budgetierten Ausgaben für das Verkehrs-Arbeits­
inspektorat die Basis für die Einsparungen im Bereich des Verkehrs­
Arbeitsinspektorats bildeten. Dadurch würde nach Ansicht des RH die 
beabsichtigte Reduzierung der Ausgaben im Bereich des Verkehrs­
Arbeitsinspektorats bei rd. 90.000 EUR p.a. liegen. Das Einsparungs­
potenzial hätte auf der Basis des Erfolgs vom Jahr 201 1  anstelle des 
überdurchschnittlich erhöhten Budgetwerts für das Jahr 201 2  berechnet 
werden müssen. Eine Einsparung von fünf Arbeitsleihverträgen hielt 
der RH daher als für nicht ausreichend, um auf der Basis des Erfolgs 
des Jahres 201 1  das angepeilte Einsparungsvolumen zu erzielen. 

38.1 ( I )  Das Bundesfmanzrahmengesetz (BFRG) 201 1 -201 4  ging von restrik­
tiven Budgetvorgaben für die Arbeitsinspektorate aus. Dies hätte bereits 
im Laufe des Jahres 201 3  im Bereich der Sachausgaben - selbst bei 
Auflösung noch vorhandener Rückjagen - zu einem fmanziellen Eng­
pass von rd. 3,84 Mio. EUR geführt: 
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Tabelle 14: Ausgabenentwicklung der Arbeitsinspektorate gemäß BFRG 2011 - 2014 

2011 2012 2013 2014 
BFRG 2011 bis 2014 

in Mio. EUR 

Personalausgaben 22,14 22,87 23,89 24,81 

Sachausgaben 3,60 2,77 1,56 0,64 

Gesamtausgaben 

vom BMASK errechneter Bedarf an Sachausgaben 5,90 5,65 5,40 5,40 

Differenz BVA/BFRG - errechneter Bedarf - 2,30 - 2,88 - 3,84 - 4,76 

Quelle: BMASK 

(2) Im BFRG 20 12-20 1 5  verringerte sich der zu erwartende Fehlbetrag 
aufgrund interner Mittelverschiebungen im BMASK. Im BFRG 201 3-

2016 erhöhte das BMASK den Ausgabenrahmen44 (Sach- und Perso­
nalausgaben) für die Arbeitsinspektorate gegenüber den Vorgaben des 
BFRG 201 1 -2014  erneut und vermied damit einen fInanziellen Fehl­
betrag: 

Tabelle 15 :  Geplante Ausgaben der Arbeitsinspektorate gemäß BFRG 2013 - 2016 

Erfolg BVA BFRG 2013 - 2016 

2011 2012 2013' 2014' 2015 2016 

in Mio. EUR 

Personalausgaben 22,02 22,97 24,76 25,75 26,69 27,58 

Sachausgaben 5,52 3,17 5,04 4,94 4,94 4,84 

Gesamt 

1 Aufgrund der rollierenden Planung wurden auch die Werte im BFRG 2013 bis 2016 für die Jahre 2013 und 2014 erhöht. 

Quelle: BMASK 

8 8  

( 3 )  Eine vergleichbare Vorschauplanung der fInanziellen Entwicklung, 
welche auch das Zentral-Arbeitsinspektorat und das übertragene Ver­
kehrs-Arbeitsinspektorat umfasste. lag nicht vor. 

(4) Zusammengefasst lieferte ein Vergleich der geplanten Ausgaben 
der Arbeitsinspektorate im BFRG 201 1-2014 mit den Planungswerten 
im BFRG 201 3-20 16  folgendes Bild: 

44 Ohne Eingliederung des Verkehrs-Arbeitsinspcktorats: dieses war in den Ausgaben der 

Zentralstelle des Ministeriums berücksichtigt. 
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Abbildung 6:  Vergleich der Ausgaben der Arbeitsinspektorate im BFRG 2011  - 2014 mit jenen 
im BFRG 201 3 - 2016  

in  Mio. EUR 
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2012 2013 2014 2015 2016 

Gesamtausgaben bis 2014 Gesamtausgaben bis 2016 

davon Personalausgaben bis 2014 davon Personalausgaben bis 2016 

Aufgrund der bis 2014 (im BFRG 201 1 -2014) geplanten Personalausgaben 
wären relativ kurzfristig personalwirksame Reorganisationsmaßnahmen 
notwendig gewesen, ohne welche die Arbeitsinspektorate spätestens 
im Jahr 2014 aufgrund fehlender Mittel für Sachausgaben handlungs­
unfahig geworden wären. Das BMASK entschied sich - anstelle von 
Reorganisationsmaßnahmen und Einsparungen - für eine kontinuier­
liche Ausweitung des Ausgabenrahmens von rd. 27,54 Mio. EUR im 
Jahr 201 1 auf rd. 32,42 Mio. EUR im Jahr 201 6  bzw. um rd. 1 7,7 0/0. Eine 
strategische Begründung dafür, wie z.B. die in TZ 1 3 empfohlene Fest­
legung des Überprüfungsintervalls der jeweiligen Arbeitsstätte, fehlte. 

38.2 Der RH gab kritisch zu bedenken, dass das BMASK den noch im 
BFRG 20 1 1 -201 4  angepeilten Sparkurs im Bereich der Arbeitsinspek­
torate rasch verließ. Eine strategisch motivierte Begründung dafür 
fehlte. Konsequente Sparmaßnahmen hätten nach Ansicht des RH die 
strukturell notwendigen Änderungen bei Organisation und Aufga­
benerfüllung im Bereich der Arbeitsinspektorate erheblich unterstützt. 
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39 ( I )  Die AUVA traf gemäß §§ 1 72 bis 220a ASVG Vorsorge für die Ver­
hütung von Arbeitsunfallen und Berufskrankheiten, für die erste Hil­
feleistung bei Arbeitsunfallen sowie für die Unfallheilbehandlung, die 
Rehabilitation von Versehrten und die Entschädigung nach Arbeits­
unfallen und Berufskrankheiten. Berufsbedingte Erkrankungen (wie 
Muskel- und Skeletterkrankungen oder psychische Erkrankungen) wie 
auch Freizeitunfalle waren weder im ASchG noch im ASVG im gesetz­
lichen Auftrag für Präventionsmaßnahmen enthalten. 

Systematische Auswertungen der AUVA über die Entwicklung der 
Arbeitsunfalle bzw. der Berufskrankheiten nach Art bzw. Branche steil­
ten eine wesentliche Basis für die Definition, die Auswahl und den 
gezielten Einsatz geeigneter Präventionsmaßnahmen dar. 

Die Aufgabenerfüllung der Prävention erfolgte in der AUVA über zwei 
Präventionseinheiten: den Unfallverhütungsdienst (UVO) nach ASVG 
und im Rahmen des Modells .AUVAsicher" nach ASchG: 

(2) Unfallverhütungsdienst: 

Gemäß § 186 ASVG bestanden die Instrumente der Unfallverhütung 
und der Vorsorge für eine erste Hilfeleistung insbesondere aus: 

Werbung für den Gedanken der Unfallverhütung, 

Beratung und Schulung, 

Zusammenarbeit mit Betrieben zum Zweck der Einhaltung von Vor­
schriften und Anordnung im Zusammenhang mit Unfallverhütung, 

Ursachenforschung für Arbeitsunfalle und Berufskrankheiten, 

vorbeugende Betreuung von Berufskrankheiten spezieller Risiko­
gruppen sowie 

Zusammenarbeit mit Einrichtungen zum Transport von Verletzten. 

Der Unfallverhütungsdienst gemäß § 1 87 ASVG war bei der Haupt­
steIle der AUVA in Wien und in den vier Landesstellen bzw. den dazu­
gehörigen fünf AußensteIlen der AUVA als eigene Abteilung einge­
richtet (zur Organisation siehe TZ 49). 
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(3)  AUVAsicher: 

Zur Erfüllung der arbeitnehmerschutzrechtlichen Verpflichtungen 
gemäß § 78a ASchG stand AUVAsicher mit seinen Präventivfach­
kräften Unternehmen mit bis zu 50 Arbeitnehmern bzw. bei mehreren 
Arbeitsstätten bis zu 250 Arbeitnehmern (Begehungsmodell) kosten­
los zur Verfügung. Die AUVA betrieb dieses Modell im Rahmen ihrer 
neun Präventionszentren in den Bundesländern. 

40.1 ( t )  Die grundlegende strategische Ausrichtung der AUVA im Bereich 
der Prävention basierte auf dem im Juni 2009 vom Verwaltungsaus­
schuss des Vorstands45 beschlossenen Leistungsportfolio der AUVA. Es 
beinhaltete die strategischen Ziele für alle vier Aufgabenfelder (Prä­
vention, Unfallheilbehandlung, Rehabilitation und fmanzielle Entschä­
digung). 

(2) Bereits im Jahr 2002 begleitete ein externer Berater u.a. den Strate­
gieprozess der AUVA im Bereich der Prävention. Wesentl ichstes Ergeb­
nis einer neuerlichen Beratung im Jahr 2009 durch den sei ben Bera­
ter war je ein Evaluierungsbericht (2009) über Unfal lverhütungsdienst 
und über AUVAsicher. Dabei handelte es sich um Organisations- und 
Wirtschaftlichkeitsanalysen; Aussagen über die Wirksamkeit der bei­
den Präventionseinheiten beinhalteten sie nicht. 

(3) Im Bereich Unfallverhütungsdienst konkretisierte die AUVA auf 
Grundlage der Empfehlungen des Beraters im September 2009, nach­
dem dieser festgestellt hatte, dass keine gelebte Strategie vorhanden 
war, ihre strategischen Ziele46. Diese waren weder quantifiziert noch 
mit der mittelfristigen Budgetplanung unmittelbar verbunden. 

4S Gemäß der Geschäftsordnung des Vorslands der AUVA oblagen dem Verwaltungsaus­
schuss des Vorstands die Vorberatung alter dem Vorstand schriftlich vorzulegenden 
Anträge sowie die Abgabe von Emscheidungsvorschlägcn. 

46 Die strategischen Ziele des Unfal iverhütungsdicilstes waren: Sicherheit, Gesundheit 
und leistungsr<ihigkeit aller Versichenen in allen Altersstufen erhalten und verbessern: 
Innovation in der Prävention voraillreiben: Zusammenarbeit mit Betrieben. Schulen 
und Organisationen mit dem Ziel, sichere. gesunde und dadurch ökonomisch erfolg­
reiche Arbeitsplätze zu entwickeln; Kundellorientierung verstärken ;  strategische und 
zieloricntiene Kooperation mit kompetenten Pannern; Planung und Bewenung von 
Präventionsleistungen nach Wirksamkeit und Winschartlichkeit sowie Qualirlkalion 
und Weiterentwicklung der eigenen Mitarbeiter. 
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(4) Im Bereich von AUVAsicher überarbeitete die AUVA im Jahr 2009 

ebenfalls auf Empfehlung des externen Beraters die vorhandenen fünf 
strategischen Ziele47• 

(5) Im Jahr 2009 setzte sich die AUVA auch das Ziel, sich bis zum 
Jahr 2020 am Österreich ischen Gesundheitsmarkt unter dem Schlag­
wort .. AUVA 2020" neu zu positionieren und zum möglichst einzigen 
Unfallversicherungsträger im Rahmen des in Österreich bestehenden 
3-Spartenmodells (Krankenversicherung, Pensionsversicherung und 
Unfallversicherung) zu werden. 

(6) In einem internen Projekt48 überlegte die AUVA im Jahr 201 1 ,  u.a. 
vermehrt Kosten-Nutzen-Überlegungen in die Präventionsmaßnahmen 
zu integrieren. Im Projektverlauf stellte sich allerdings heraus, dass 
die Statistikdaten im Bereich Prävention nicht ausreichend, nämlich 
regelmäßig und standardisiert, analysiert wurden, um daraus notwendige 
strategische und operative Schritte für die Prävention ableiten zu 
können. 

40.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass die strategische Ausrichtung der 
AUVA für den Bereich der Prävention (Unfallverhütungsdienst und 
AUVAsicher) keine übergeordneten quantifIzierten Ziele und Zeitrah­
men für deren Umsetzung enthielt, obwohl bereits im Jahr 2002 ein 
externer Berater den Strategieprozess der AUVA begleitete. Weiters 
waren die Ziele nicht unmittelbar mit der mittelfristigen Budgetpla­
nung der AUVA verbunden. Der RH empfahl der AUVA, eine Strate­
gie für den Bereich Prävention mit quantifIzierten Ziel werten zu erar­
beiten und diese mit der fInanziellen Planung zu verbinden. 

40.3 Die A UYA stellte die Kritik des RH in Abrede. Laut Stellungnahme der 

AUYA sei in den Jahren vor 2009 110m AuJgllbenkatalog des ASVG 

für die Prävention ausgegangen worden und seieIl bundesweit (Gehör­

scllutzaktion, Sturz und Fall, Prävention bei jungen Arbeitnehmern, 

Bäckerprojekt etc.) bzw. landesweit Präventionsaktionen durchgeführt 

worden. 

"7 Die strategischen Ziele von AUVAsicher waren: Unralle und Berufskrankheiten redu­
zieren; Innovationen in der Prävention vorantreiben; Reduzierung der arbcitsbcdingtcn 
Erkrankungen und Bewusstseinsbildung rur betriebliche Gesundheitsförderung mit 
SChwerpunkt Prävention für ältere Arbeitnehmer (45+J; Kundenbindung stärken sowie 
die MarktfUhrerschan festigen (Qualität und Quantität). 

48 Projekt .. Reduktion der arbeitsbcdingtcll Gesundheitsgcrahrcn. Arbeitsunfälle und 
Berurskrankheiten sowie Einffihrung von betrieblicher Gcsundheitsf'örderung"' 
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Weiters wies die AUVA darauf hin, dass EUROSTAT im Jahr 2010 die 

statistische Dokumentation der Arbeitsunfalle umgestellt habe, wodurch 

ein Bruch zu den Daten der Vorjahre e/ltstanden sei. Dies habe die 

Anknüpfung an die Vergangenheit erheblich erschwert und manche 

Auswertullgell unmöglich gemacht. 

Darüber hinaus fühte die AUVA aus, dass das Projekt "Kostell-Nut­

zen-Überlegungen in der Prävention "  zwischenzeitlich weiter fortge­

schritten sei. Die grundsätzlichen Ausarbeitungen dazu seien fertig­

gestellt. 

Für das Ziel, SGM-Methoden (SGM = Sicherheits- und Gesundheitsma­

nagementsystem) zu vennarkten und einzuführen (siehe TZ 42), seien 

u.a. bis Ende 201 1  eill Marketing- und Ö.f{entlichkeitsarbeitskonzept 

'und im Jahr 2012 Toolsfür Führungskräjte zur Förderung von Sicher­

heits- und Gesundheitsmanagement eingeführt sowie I)erschiedenste 

weitere Maßnahmen gesetzt Ivorden. In den Arbeitsgruppenkonzepten 

sei Ä /wliches festgehalten. 

40.4 Der RH nahm zustimmend zur Kenntnis, dass das Projekt "Kosten­
Nutzen-Überlegungen in der Prävention" laut AUVA fortgeschritten 
sei. Er hielt aber daran fest, dass die AUVA nach wie vor über keine 
Gesamtstrategie für den Bereich Prävention mit quantifizierten Ziel­
werten verfügte. Die von der AUVA dargelegten zahlreichen von ihr 
durchgeführten Maßnahmen konnten nach Ansicht des RH diesen 
Anspruch nicht erfüllen, weil dabei keine quantifizierten Ziele bzw. 
Wirkungen der Maßnahmen (wie bspw. Reduktion der Unfallzahlen 
um x 0/0) ersichtlich waren. Darüber hinaus fehlte die für einen effi­
zienten Mitteleinsatz unverzichtbare Verknüpfung der strategischen 
(wirkungsorientierten) Zielfestlegungen mit der fmanziellen Planung. 

41.1 ( 1 )  Das Forum Prävention war die wesentlichste Informations­
veranstaltung gemäß § 186 Abs. 1 Z 2 ASVG für Personen des 
Arbeitnehmerschutzes sowie alle darüber hinaus I nteressierten. Weiters 
war es eine Bildungsveranstaltung gemäß ASchG für Sicherheitsver­
trauenspersonen, Arbeitsmediziner und betriebseigene Sicherheitsfach­
kräfte. Dabei vermittelte die AUVA über Vorträge in den Fachtagungen 
von Experten aus dem Arbeitnehmerschutz die neuesten Entwicklungen 
im Arbeitnehmerschutz. 

Darüber hinausgehende grundSätzliche Informationen über die länger­
fristigen Zielsetzungen des Forums Prävention im Zusammenwirken 
mit übergeordneten strategischen Zielsetzungen der AUVA im Bereich 
der Prävention fehlten. 
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(2) Die AUVA verzeichnete in den Jahren 2007 bis 201 1 einen Anstieg 
der Teilnehmer am Forum Prävention von 695 auf 1 . 106 bzw. um 
rd. 59 Oio sowie eine Verdoppelung der Aussteller von 32 auf 6649. 

(3) Klare Zielgruppen defInitionen und ein anzustrebender Repräsenta­
tionsgrad der jeweiligen Zielgruppe fehlten. 50 waren die Arbeitsin­
spektoren nicht als eigene Zielgruppe defIniert. Auch erhob die AUVA 
nicht, welche Funktion im Arbeitnehmerschutz (z.B. 5icherheitsver­
trauensperson, 5icherheitsfachkraft oder Arbeitsmediziner, Behörden-, 
Interessen-, Personalvertreter) die einzelnen Teilnehmer hatten. 

Auf Anregung des RH erhob die AUVA die teilnehmenden Mitarbeiter 
der Arbeitsinspektorate: Im Jahr 201 1  waren dies 43. 

41.2 Nach Ansicht des RH betrieb die AUVA keine ausreichend gezielte 
Kundenansprache, um das Potenzial des Forums Prävention als Infor­
mations- bzw. Bildungsveranstaltung für alle mit dem Arbeitnehmer­
schutz befassten Personen vollständig auszuschöpfen. Unklar blieb, 
welche Personengruppe in welcher Intensität angesprochen wurde bzw. 
am Forum Prävention teilnehmen sollte. 

Der RH empfahl der AUVA, im Rahmen des Forums Prävention den 
bereits bestehenden Informations- und Erfahrungsaustausch zwischen 
Behörden, Präventivfachkräften und 5icherheitsvertrauenspersonen zu 
stärken. Dazu sollte die AUVA für das Forum Prävention Zielgruppen 
definieren und quantifizierte Ziele über die zu erreichende Teilneh­
meranzahl bzw. -struktur festlegen, um damit gezielter potenzielle 
Teilnehmer ansprechen zu können. In diesem Zusammenhang wären 
auch von den Teilnehmern des Forums Prävention deren Funktionen 
im Arbeitnehmerschutz zu erheben. 

41.3 Laut Mitteilung der A UVA sei auJgrund der Steigerungsrate der Teilneh­

mer des Forums Prävention eine sehr gute Kundenansprache erkenn­

bar. Die längerfristige Zielsetzung des Forums Prä/lention sei seit 2007 
die Entwicklung des Forums Prävention zur größten österreich ischen 

Prä/lentions/leranstaltung ,.A+A Österreichs': Dies solle mit den aktu­

ellsten Themen, hochwertigen Vorträgen und einer attraktiven Aus­

stellung erreicht werden. 

49 Das Forum Prävention verursachte im Jahr 2011 Kosten in Höhe von rd. 303.300 EUR. 
Demgegenüber standen rd. 165.000 EUR Einnahmen aus Teilnehmer- sowie Ausstel­
lergebUhren. 
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Die Struktur der Teilnehmer sei nach Ansicht der A UVA ausreichend 

bekannt und werde zusätzlich bei der Feedbackbefragung abgefragt. 

Weiters sei die Kritik, dass die Arbeitsinspektion nicht als eigene 

Zielgruppe definiert worden sei, nicht zutreffend. Behördenvertreter, 

wozu auch die Arbeitsillspektoren gehörten, seienfixer Bestandteil des 

Forums Prävention, sowohl als Vortragende als auch als Teilnehmer. 

Eine einzelne Veranstaltung könne 'Jaturgemäß nicht alle im Arbeitneh­

merschutz involvierten Personen gleichzeitig a nsprechen. A uch seien 

die Funktionen und das Vorwissen von z.B. Sicherheitsfachkräften und 

Sicherheitsvertrauenspersonen unterschiedlich und könnten nicht in 

einer Veranstaltung zur Zufriedenheit aller abgedeckt werden. 

41.4 Der RH anerkannte die Zielsetzung der AUVA, das Forum Prävention 
zur größten Veranstaltung Österreichs auf dem Gebiet des Arbeitneh­
merschutzes auszubauen. Allerdings blieb nach Ansicht des RH dabei 
unklar, welche Personengruppe in welcher Intensität angesprochen 
werden sollte bzw. wer am Forum Prävention teilnehmen sollte und 
welches Potenzial an Teilnehmern vorhanden war. 

Deshalb hielt er an seiner Empfehlung fest, für das Forum Präven­
tion Zielgruppen zu defmieren und quantifIzierte Ziele über die zu 
erreichende Teilnehmeranzahl bzw. -struktur festzulegen, um damit 
gezielter potenzielle Teilnehmer ansprechen zu können bzw. diese 
bereits bei der Anmeldung zu erfassen. 

42.1 ( I )  Bereits seit dem Jahr 2002 bot die AUVA als Dienstleistung ein 
Sicherheits- und Gesundheitsmanagementsystem (SGMj für Unter­
nehmen an .  I n  einer Presseinformation aus dem Jahr 2006 bezeich­
nete die AUVA das SGM als ein neues Kapitel in der Unternehmens­
beratung. Mittels SGM sollten im Unternehmen gesundheitsrelevante 
Themen in die Unternehmensorganisationen eingebracht werden. Ziel 
war die Erhaltung der Arbeitsfahigkeit und Förderung der Gesundheit 
der Mitarbeiter mit Hi lfe eines prospektiven Ansatzes. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung waren 3 1  Unternehmen nach SGM 
zerti flziert. 50 

Neben der Zertiflzierung gemäß SGM bot die AUVA auch Beratungs­
leistungen sowie Seminare und Ausbildungen in diesem Zusammen­
hang an. 

50 Die Einnahmen aus  dem SGM betrugen im Jahr 201 1  rd. 32.600 EUR. 
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(2 )  Im Rahmen der Erarbeitung der Fachgruppenkonzepte und der 
operativen Ziele von AUVA auf Basis der Empfehlungen des exter­
nen Beraters (TZ 40) wurde das Ziel .SGM-Methoden vermarkten und 
einführen" Mitte des Jahres 2011  erneut aufgegriffen. Eine DefInition 
des Umfangs und der zeitlichen Umsetzung des SGM fehlte aber, z.B. 
war das Marktpotenzial nicht erhoben, die Kosten waren nicht kalku­
liert und ein eigener Kostenrechnungskreis war nicht gebildet worden. 
Eine Genehmigung des SGM durch den Verwaltungsausschuss des Vor­
stands war im überprüften Zeitraum ausständig und die gesetzliche 
Deckung der Mittelverwendung war expressis verbis aus dem ASVG 
nicht ableitbar51 •  

42.2 Der RH gab kritisch zu bedenken, dass die AUVA das SGM initiierte, 
obwohl eine Kostenschätzung fehlte, die AUVA dafür keinen poten­
ziellen Markt festgelegt hatte und es keine fmanztechnische Abgren­
zung der bisherigen Ausgaben gab. Ferner fehlte für das SGM ein aus­
drücklicher gesetzlicher Auftrag an die AUVA. 

Der RH sah aber in der Erweiterung des Sicherheitsbegriffs für Arbeit­
nehmer einen wesentlichen Vorteil von SGM. Er empfahl daher der 
AUVA, die Wirkung von SGM auf den Arbeitnehmerschutz sowie das 
wirtschaftliche Potenzial für die AUVA zu ermitteln. Im Falle einer 
positiven Beurteilung wären die gesetzlichen Voraussetzungen für das 
SGM als Präventionsstrategie klarzustellen. Weiters empfahl der RH der 
AUVA, die ftnanztechnische Abwicklung von SGM über einen eige­
nen Kostenrechnungskreis abzubilden, um die Wirtschaftlichkeit von 
SGM steuern zu können und um sicherzustellen, dass keine Quersub­
ventionierung aus dem übrigen gemeinwirtschaftlich ausgerichteten 
Präventionsbereich erfolgte. 

42.3 (1) Laut Mitteilung des BMG finde die Umsetzung des SGM in deli 

die Unfallverhütung regelnden Bestimmungen des ASVG, kOllkret in 

§ 186 Abs. 1 Z 2 und J ASVG, Deckullg, wenngleich eine derartige 

Maßnahme im Hinblick auf die generell abstrakte Formulierung des 

Gesetzestextes nicht explizit genannt sei. Es erscheine aber jedenfalls 

unbestreitbar, dass ein Sicherheits- und Gesundheitsmanagementjür 

Betriebe einen wesentlichen Beitrag zu der ill deli gesetzlichen Aufga-

SI Gemaß § 81  Ahs. I ASVG durften die Minel der Sozialversicherung nur für die gesetz­
lich vorgeschriebenen oder zulässigen Zwecke verwendet werden. Zu den zulässigen 
Zwecken gehÖften auch Aufklärung. Infomlation und sonstige Formen der Öffentlich­
keitsarbeit sowie die Mitgliedschaft zu gemeinnOtzigen Einrichtungen, die der Forschung 
nach den wirksamsten Methoden und Mitteln zur Erftillung der Aufgaben der Sozial­
versicherung dienren. Gleichzeitig war gemäß § 186 Abs. I Z 2 ASVG die AUVA dazu 
angehallen, die Mittel der Unfallverhülung und der Vorsorge fOr erste Hilreleistungen 
u.a. fOr Beratungen und Schulungen VOll Arbeitgebern und -nehmern einzusetzen. 

Bund 2013/8 
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